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Arıstive Brıanv: 
WELTFRIEDEN UND ABRÜSTUNG 


Zu den nachstehenden Ausführungen des französischen Außen- 
ministers möchten wir in einem Punkte Stellung nehmen. Wenn 
Briand für die europäischen Staaten Sicherheiten zum Schutz vor 
der bolschewistischen Gefahr verlangen zu müssen glaubt, so be- 
darf doch das entwaffnete und in fast unmittelbarer Nachbar- 
schaft des russischen Kolosses gelegene Deutschland dieser Sicher- 
heiten viel mehr als das stark gerüstete und fern vom Schuß 
befindliche Frankreich. Im übrigen wünschen wir nicht, die Auf- 
richtigkeit der warmen Friedensbeteuerungen des Verfassers anzu- 
zweifeln. D.H. 


Ist ein dauernder Weltfrieden ohne Abrüstung möglich? Bevor ich diese heute alle 
Welt bewegende Frage zu beantworten versuche, möchte ich darauf hinweisen, daß 
as Wort „Abrüstung“, welches wir heute dauernd in der Presse lesen können, eigent- 
lieh nicht der richtige Ausdruck für das Ziel unserer heutigen Friedenspolitik ist. 
Es handelt sich nicht um Abrüstung, sondern um eine Rüstungsbeschränkung. Diese 
Rüstungsbeschränkung ist auch nicht das Ziel, sondern nur ein Mittel zur Herbei- 
führung des Friedens. Der Friedenswille aber muß bei den einzelnen Regierungen 
vorhanden sein, die Aufrechterhaltung des Friedens muß das Ziel ihrer Politik bilden. 

Was mich persönlich betrifft, so suche ich meine ganze Kraft in den 
Dienst der Weltfriedensidee zu stellen. All mein Bestreben geht dahin, 
Mittel und Wege zu finden, um die Nationen enger miteinander zu ver- 
knüpfen. Wenn man ein Ziel mit ganzem Herzen zu erreichen trachtet, 
dann soll man auch den Mut haben, das offen zu bekennen. Erstreben wir 
den Frieden wirklich, so dürfen wir nicht davor zurückschrecken, das Wort „Frieden“ 
auszusprechen. Wir müssen es möglichst oft in die Welt rufen, es auslegen, in seine 
tiefere Bedeutung eindringen und alle Überredungskunst gebrauchen, seinen wahren 
Inhalt ins rechte Licht zu setzen. Je mehr die volle Bedeutung des Wortes „Frieden“ 
'in den Geist der Menschheit eindringt, je mehr wir mit diesem Worte die Vorstellung 
eimer fortschreitenden Annäherung der Völker und einer Einschränkung unserer 
Rüstungen verbinden, um so eher werden wir jene Friedensatmosphäre schaffen, deren 
die Welt heute so dringend bedarf. Wenn man den Frieden wünscht, so muß man 
das Wort „Frieden“ lauter hınausrufen als das Wort „Krieg“. 

Die Friedenssehnsucht ist aber durchaus mit dem Streben nach Sicherheit verein- 
bar, womit ich sagen will, daß keine Nation etwa das Opfer ihrer eigenen Groß- 
mütigkeit werden darf. Vor dem Kriege wurde das Sprichwort „si vis pacem, para 
bellum“ viel angewendet. Hatte man mit dieser Einstellung recht? Ich durchblättere 
die Seiten der Weltgeschichte. Wenn ich mir all das Blutvergießen vergegenwärtige, 
das ich auf jeder Seite verzeichnet finde, komme ich zu der Überzeugung, daß man 
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mit der Befolgung dieser Mahnung doch nicht auf dem richtigen Wege gewesen se 
kann. Es scheint mir daher unausweichlich zu sein, daß wir unsere & 
samte Einstellung zur Frage der Herbeiführung des Friedens ändeı 
müssen, wenn wir Fortschritte in der Friedenssicherung machen wolle 

Ich wies bereits eingangs darauf hin, daß im allgemeinen, wenn von Abrüstur 
gesprochen wird, ein unrichtiger Ausdruck Anwendung findet, daß wir heute nie 
nach Abrüstung, sondern vielmehr nach Rüstungsbeschränkung streben. Dem möch 
ich noch hinzufügen, daß diese Politik ganz im Einklang mit den großen internati 
nalen Verträgen steht. Artikel VIII des Völkerbundsvertrages sagt z. B., die Mitglied 
des Völkerbundes erkennen an, „daß es unmöglich ist, den Weltfrieden aufrechtz; 
erhalten, ohne daß eine Einschränkung der Rüstungen auf das für ihre nationa 
Sicherheit und für die sich aus internationalen Abkommen ergebenden Verpflic' 
tungen notwendige Maß erfolgt“. Wenn wir demzufolge das Maß unserer Rüstung: 
in Einklang mit den Erfordernissen unserer nationaler Sicherheit bringen, so ha 
deln wir damit durchaus im Sinne des Artikel VIII des Völkerbundsvertrages. 

Frankreich hat keine Gelegenheit versäumt, seine Rüstungen herabzusetzen. _ 
hat bereits, ohne hierzu durch besondere Abkommen verpflichtet zu sein, und o 
wohl das ganze Problem nech nicht international geregelt ist, freiwillig und zu ve 
schiedenen Malen das Maß seiner militärischen Rüstung herabgesetzt und so d: 
Effektivbestand seiner Flotte um 50°/, und denjenigen seiner Armee um 45/, ve 
mindert. Frankreichs heutiges Militärbudget ist — in Goldfrank umgerechnet — u 
etwa 200 Mill. Franken geringer als das Vorkriegsbudget. Wenn wir bedenken, d: 
die Ausgaben für die Aufrechterhaltung von Armee und Flotte, für die Ergänzuı 
von Rüstungsmaterial und insbesondere von Flugzeugmaterial heute bedeutend höh 
sind als vor dem Weltkriege, so wird man die Bedeutung der Einschränkungen, c 
Frankreich sich selbst auferlegt hat, anerkennen müssen. Bis zu welchem Grade c 
militärische Dienstzeit bereits abgebaut wurde, ist genügend bekannt. 

Wenn heute die Nationen, die Mitglieder des Völkerbundes sind, sich nicht | 
einer schärferen Beschränkung ihrer Rüstungen entschließen können, so liegt es sich« 
lich zum Teil daran, daß östlich von Polen ein großes Reich liegt, das das Wort „Au 
rüstung“ nur zu gern im Munde führt und das stolz von der ungeheuren Effekt: 
stärke seines Heeres spricht. Die Machthaber dieses Landes lassen auch keine C 
legenheit vorübergehen, um der Welt mitzuteilen, daß diese Stärke, falls notwend) 
leicht auf > Mill. Mann erhöht werden kann. Es bestehen also für Westeuropa imm 
noch begründete Gefahrenmomente, die wirklich durchgreifende Maßnahmen 
Sinne einer weiteren Rüstungseinschränkung verhindern. 

Nichtsdestoweniger ist Frankreichs Außenpolitik in ihrer Grundeinstellung dura 
aus friedlich. Bei allen sich uns bietenden Gelegenheiten suchen wir unsere Krä! 
für die Organisierung des Friedens einzusetzen Wichtige Schritte sind in die 
Richtung bereits getan worden. Die Gefahr eines Konfliktes ist heute lange nicht 
drohend wie früher. Die durch den Weltkrieg hervorgerufene und ihn lange üb 
dauernde Spannung unter den Völkern ist gewichen. Die Nationen haben Berührun; 
punkte gefunden; man spricht sich auf Konferenzen aus, arbeitet gemeinsam an 0 
Idee des Weltfriedens und schließt Handelsverträge. Ich behaupte keineswegs, d 
wir im Völkerbunde ein Instrument gefunden haben, das die Möglichkeit eines Kıl 
ges für immer aus der Welt schafft. Das sei ferne von mir. Ich behaupte aber, d 
wir vorangekommen sind. Wenn wir die heutige weltpolitische Lage mit derjenig 
von vor 5 Jahren vergleichen, so erkennen wir sofort, welch wichtige Fortschri 
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wir gemacht haben. Der meiner Meinung nach wichtigste Schritt für die Organi- 
sierung des Weltfriedens war das Protokoll vom Jahre 1924, obwohl es noch nicht 
von allen daran interessierten Nationen angenommen wurde. Ich bin einer der Väter 
dieses Protokolls und bin stolz darauf, es vorbehaltlos unterschrieben zu haben. Es 
bezeichnet den Krieg als ein Verbrechen und den, der den Krieg mutwillig auslöst, 
als einen Verbrecher. Es klagt den Angreifer an und verfolgt ihn. Der Sinn des Proto- 
kolls ist, mit allen zur Verfügung stehenden Kräften den Ausbruch von Kriegen zu 
verhindern. Selbstverständlich sieht es aber für jede Nation, die von anderer Seite 
angegriffen wird, das Recht vor, sich mit allen Mitteln zu verteidigen. Also selbst 
dieses Protokoll, das den bisher radikalsten Schritt zur Organisierung des Friedens 
darstellt, verlangt nicht eine absolute Abrüstung, sondern nur eine Rüstungsbeschrän- 
kung, denn ohne jede Rüstung ist auch eine Verteidigung unmöglich. 


Ernst ReınHard: 
DREI MONROE-DOKTRINEN I 


In dem Gefecht um die Sicherung des französischen Reichsbestandes vor einem 
amerikanischen Zugriff hat die amerikanische Diplomatie der französischen völlig die 
Führung aus den Händen gerissen; mit dem amerikanischen Vorschlag eines Kriegs- 
ächtungspaktes wird das Gesetz des Handelns von Kellogg beherrscht; die französische 

iplomatie, die initiativ vorgehen wollte, sieht sich in die Verteidigung gedrängt. 
Darin erlebt die Politik des Weißen Hauses ihre erste Genugtuung für manche vor- 
liergehende Niederlage. 

Es war ihr auf der Marine-Konferenz in Genf nicht gelungen, mit diplomatischen 
Mitteln die Unterlegenheit zur See auszugleichen; so schlug sie rasch entschlossen 
den andern Weg ein, um eine militärische Rüstung zu schaffen, welche dem wirt- 
schaftlichen Übergewicht der Union entsprechen sollte. Im Dezember des letzten 
Jahres legte Coolidge seine große Rüstungsvorlage vor, die den Bau von acht neuen 
Kreuzern und die Modernisierung von zwei Schlachtschiffen vorsah. Coolidge bezeich- 
nete die Vorlage als den Anfang eines „sehr maßvollen Schiffsbauprogramms“, und 
erklärte dazu ausdrücklich, der eigentliche Zweck sei, den Vereinigten Staaten eine 
„sehr erhebliche Seerüstung“ zu schaffen. Damit war deutlich gekennzeichnet, daß 
dieses Programm, trotz der Ablehnung der ursprünglichen Vorlage Wilburs, nur der 
Anfang zur restlosen Ausführung des vorläufig zurückgestellten, aber doch in Etappen 
vorgesehenen Bauprogramms des Marineministers sein sollte. Das Mißbehagen in Eng- 
Jand war allgemein; man suchte dem amerikanischen Vorgehen die Berechtigung zu 
entziehen, indem man statt der vorgesehenen drei Kreuzer-Neubauten nur einen in 
Auftrag gab, erreichte aber damit nichts als die Überzeugung in der Union, daß man 
auf dem rechten Wege sei, um die englische Politik für die Diktatur der Admirale 
auf der Genfer Konferenz büßen zu lassen. Die geänderte Marinepolitik Großbritan- 
niens wurde ganz richtig als ein Zeichen der Schwäche gedeutet. 

Die französische Politik mußte sich darüber Rechenschaft geben, was die neue 
Rüstungsvorlage für sie selbst bedeuten konnte. Die starke nationale Strömung, welche 
unmittelbar nach dem Scheitern der Genfer Marine-Konferenz in den Vereinigten 
Staaten einsetzte und zu dieser Zeit von der Presse des Stahltrusts kräftig genährt 
wurde, mußte an und für sich schon für den französischen Bestand in Westindien 
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gefährlich werden; wenn dazu eine große Flotte kam, die gebieterisch nach Betätigun: 
rief, dann war es unvermeidlich, daß sie gemeinsam mit dem aufgepeitschten Nationa 
lismus dem ganzen französischen Kolonialbesitz verhängnisvoll werden mußte. Il 
dieser Lage suchte Briand die Bindung der Union durch seinen Kriegsächtungsvor 
schlag zu erreichen; sein Zweck war die Sicherung des französischen Gebiets, abe 
gleichzeitig die Handlunggsfreiheit überall da, wo französische Interessen gegen ander 
als die amerikanische Machtgruppe verfochten werden mußten. 

Kellogg reagierte auf den Vorschlag, indem er seine bekannten Vorbehalte machte 
den Verteidigungskrieg, die Anwendung der Manroedoktrin, die Selbstbestimmunt 
des amerikanischen Senats ausdrücklich reservierte und damit nicht nur den morz 
lischen Grundsatz der Kriegsächtung zerträmmerte, sondern durch den weiteren Vor 
schlag eines allgemeinen Kriegsächtungsvertrags die französische Handlungsfreihe: 
in denjenigen Gebieten zu vernichten drohte, welche sich Briand als Domäne aus 
schließlich französischer Politik vorbehalten hatte. Kelloggs Absicht ging dahin 
Frankreich gerade da zu binden, wo es frei sein wollte, der Union die uneinge 
a Handlungsfreiheit überall zu sichern, wo Frankreich sie gerade gezüge: 
sehen wollte. 

Was dann folgte, war nichts als der Versuch, sich dem amerikanischen Nelsongrif 
dem man sich ausgesetzt hatie, wieder zu entwinden. Briand suchte den schwache: 
Punkt, indem er Kelloggs Wort vom „Angriffskrieg“ zerpflückte und auf das Zwe: 
deutige des Wortes hinwies. Hier hatte er nun in großen Teilen des amerikanische: 
Volkes noch einen Verbündeten. Man kann schließlich nicht immer von der große: 
Aufgabe reden, welche die Union in der Sicherung des Weltfriedens habe, ma! 
kann nicht Wilson deswegen stürzen, weil er den Weltfrieden nicht gesichert hab« 
man kann nicht den Völkerbund angreifen, weil er den Frieden herabwürdige, ma: 
kann nicht eine Marine-Konferenz nach Genf einberufen, welche der Abrüstung de: 
Weg bereiten soll, man kann nicht eine panamerikanische Konferenz einberufen, ur 
den Frieden wenigstens in Amerika zu sichern, ohne daß von der ganzen penis. 
Ideologie wenigstens etwas kleben bleibt und im Volke Anhänger findet. Gerade i 
en ee Ri scharf verurteilt; eines der vie: 

harles Clayton Morrison: „ The Outlawry of War“ räumt m! 
der ganzen Unehrlichkeit, die in diesem Begriffe liegt, unbarmherzig auf und b: 
zeichnet ihn selbst als eine Mythe. 

Zu andern Zeiten wäre Coolidge genau so wie Kellogg über diese Strömung hinwe; 
NS es der Gefangene seiner eigenen Wor: 
besser, in die See en Be ne nt ne 
Kriegsprogramm zu ziehen; man ss Se ee = 3 
im Grunde herzlich Torachns nicht vorüb en Tr ee rt 3 
Vorsicht, damit man nicht an Gegne S "Sub = Be Bi 
ec gner als Saboteur des Friedens dargestellt werde 

Neben dieser zu berücksichti ine MN Hr: gi 
derte Haltung der EN Sn ai 
eo: ! Sl arıne-Konferenz unve 

'e Opposition gemacht. So wie sie 1gıg sich mit Clemenceau verbündet hatt 
um Wilson zu liquidieren, so arbeitete sie jetzt gemeinsam mit den englischen A. 
miralen gegen Kellogg und Coolidge. Sie befand sich damals in ei P K de äuß 
schlechten Geschäftsganges. Der Reingewinn war bei all | 
I en Stahlunternehmen staı 
zurückgegangen. Er sank gegenüber 1926 bei der 
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United States Steel Corp. .... . um 25,3%), 
Bethlehem Steel Corp... .... 21,8%, x 
GrycblesSteel 106.0 5 24% & 7420), 
Republic Iron and Steel Co. .. 17,37, 
E U. S. Cast Iron Pipe and Foundry 3737, 


r Von Vierteljahr zu Vierteljahr hatten gerade die größten und politisch einfluß- 
eichsten Unternehmungen die Reineinnahmen schwinden sehen. Bei der United 
tates Steel Corp., jenem Unternehmen, das unter der Kontrolle Morgans steht, be- 
gen die 


Gesamteinnahmen Reineinnahmen 
1926 4. Vierteljahr 53,50 Mill. Dollar 35,51 Mill. Dollar 
1927 I. » 4514 » ” 30,90 ” ” 
2 2. » 46,04 „ » 30,68 „ » 
2 3. » 41,37 ” » 26,08 » ” 
8: r S1;2d. e RT a, r 


In diesem Augenblicke mußte eine neue Verwendung des überproduzierten Stahls 
zefunden werden; die Schifisneubauten verhießen neue Aufträge, und damit war die 
egnerschaft zu Coolidges Friedenspolitik, die restlose Unterstützung der Rüstungs- 
»olitik, Wilburs und logischerweise auch der englischen Admiralität gegeben. 

Unterdessen hat sich aber das Bild geändert. „Die Stahlindustrie ist mit Aufträgen 
$ut versehen, alle Anzeichen deuten darauf hin, daß das erste Halbjahr 1928 eıne 
neue Rekordproduktion aufweisen wird. Trotz der hohen Produktion im ersten Jahres- 
Hrittel ist die Erzeugung bis jetzt kaum zurückgegangen; im Chicago-Distrikt wird 
Sit 95°/, der Kapazität gearbeitet, während die Durchschnittsleistung des Pittsburger 
Distriks nahezu 80 °/, beträgt. Der Auftragseingang ist fast so hoch wie im Vormonat; 
®s scheint, daß die Gesamterzeugung in den ersten sechs Monaten eine bisher nicht 
#rreichte Höhe aufweisen wird. Die hohen Produktionsziffern zeigen, wie große Men- 
sen Stahls für die verschiedensten Zwecke gebraucht werden. Besonders bemerkens- 
vert ist der anhaltende Stahlverbrauch der verschiedenen Zweige des Baugewerbes, 


®ın stärkerer Abnehmer.“ (Wirtschaftsdienst.) 

Es hat keinen Sinn, in diesem Stadium der vollen Inanspruchnahme der Erzeu- 
Bungsfähigkeit große Aufträge des Marineministeriums erzwingen zu wollen; dadurch 
nüßten nur neue Werkanlagen geschaffen werden, welche die Ansprüche des künst- 
lich übersteigerten Bedarfs decken würden, und danach trägt, nach den trüben Er- 
| ahrungen der letzten Jahre, niemand mehr Verlangen. So können die Aufträge des 
arineministeriums ruhig zurückgestellt werden, bis sich entweder mit Sicherheit 
soraussehen läßt, daß der neue Bedarf konstant ist und damit die Notwendigkeit 
heuer Werkanlagen ohnehin erwächst, oder bis die heutige Flut verebbt hat und da- 
init die Marineaufträge gefordert werden müssen. Logischerweise findet die neue 
Rüstungsvorlage für den Augenblick keine begeisterten Verfechter; sie wird noch 
tinmal bis zur Unkenntlichkeit verstümmelt; die ganze innenpolitische Konjunktur 
®rheischt nicht Kriegsgeschrei, sondern Pazifismus. 

{ Zu alledem setzt sich in der Union immer mehr die Überzeugung durch, daß die 
Aufrichtung eines amerikanischen Imperiums möglich ist ohne Kriege. Die wirt- 
Ichaftliche Übermacht der Union ist heute so groß, daß kein Land der Welt es auf 
lie Dauer wagen kann, auch nur in einen wirtschaftlichen Krieg mit den Vereinig- 
en Staaten zu treten. Die weltwirtschaftlichen Verwicklungen sind so bedeutend und 
to eng, die Abhängigkeit der in Betracht fallenden Staaten ist derart gewachsen, daß 
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j 
eine amerikanische Kreditsperre viel vernichtender wirken kann, als eine kriegerisch« 
Aktion. Hoover berechnet eben die amerikanischen Kapitalanlagen in der ganzen! 
außenunionistischen Welt auf ı 1,5 bis 13,5 Milliarden Dollar; 4,3 bis 5,2 Milliarden 
entfallen auf Lateinamerika, 3,1 bis 3,6 Milliarden auf Europa, 3,0 bis 38 Milliarden 
auf Kanada und Neufundland und der Rest auf Asien und Australien. Von den Neu: 
anlagen des letzten Jahres hat Europa mit 37: Mill. Dollar den weitaus größten Teil 
beansprucht. Zu diesen privaten Anleihen kommen erst noch die Kriegsschulden de: 
europäischen Staaten gegenüber dem.Schatzamt der Union. Eine derartige Verschull 
dung bedeutet eine fast unabstreifbare Fessel, welche die Handlungsfreiheit irgene 
eines Staates gegenüber der Union entscheidend beeinflußt. Es ist überaus typisch 
daß amerikanische Zeitungen schon ausrechnen, wieviel man Frankreich für eine Abi 
tretung seiner westindischen Besitzungen bezahlen wolle; die Summe von ı00 Mill 
Dollar wird vorerst genannt; das ist der Betrag, den die Union nach der Londone: 
Konferenz der französischen Regierung vorschießen ließ, um die Stützungsaktion de 
Franken durchführen zu können; Morgan vermittelte den Betrag einzig und alleim 
Die „Illustration“ hat ernstlich geraten, die Frage der Abtretung in Erwägung zı 
ziehen ,.. und das ist dic beste Illustration, wie wirksam Dollarpolitik die Granaten: 
politik ersetzen kann. Die USA. können am ehesten auf einen Krieg verzichten; sii 
erreichen ihr Ziel gleichwohl. Das sprach Coolidge offen aus, als er den Krieg ein 
„schlechtes Geschäft“ nannte. 

Für alle irgendwie wichtigen Fälle aber war anzunehmen, daß die Vereinigter 
Staaten sich das Gesetz ihres Handelns selbst schaffen würden; das ist immer da: 
Vorrecht der Macht gewesen, sich ihr Recht selbst und neu zu schaffen, wie Wiese 
in „Das Gesetz der Macht“ zutreffend aufgedeckt hat. Wollte man sich des Spiell 
Briands bemächtigen und damit den pazifistischen Neigungen großer Wählergrupper 
entgegenkommen, so mußte es vorsichtigerweise Aufgabe der Diplomatie bleiben, füi 
jene Geschmeidigkeit der Verträge und der Rechtsauffassungen zu sorgen, welch! 
jede Hinderung des außenpolitischen Wirkens der Union von vorneherein ausschaltete 
Hierin hatte die Union bisher Treffliches geleistet. In die Enge getrieben, hatte Hughe 
in Havanna versprochen, die Union werde keine Intervention mehr vornehmen, son 
dern sich mit einer „Interposition“ begnügen. Ein gauklerisches Wortspiel konnt! 
an der tatsächlichen Besetzung nichts ändern. Coolidge selbst zeigte, wie gut sich dil 
bisherige Politik mit dem großen Plan einer Kriegsächtung verbinden ließ. Er en 
klärte am Memorialday auf dem Schlachtfelde von Gettisburg: „Obwohl wir gegen 
wärtig Streitkräfte auf Haiti, in Nicaragua und China unterhalten, stehen sie doc! 
nirgends zu dem Zweck um Krieg zu führen, sondern eine friedliche Lage zu sichern 
bei der die Rechte unserer Staatsangehögigen und ihr Eigentum jenen Schutz finden 
auf den sie nach den Bestimmungen des Völkerrechts Anspruch haben.“ Damit wa 
die kühne Verbindung zwischen Völkerrecht und der Kriegsführung in zu unten 
werfenden Gebieten hergestellt; irgend welches Mißbehagen brauchte dem amerika 
nischen Imperialismus aus einem Kriegsächtungsvertrag, der den Krieg unter einen 
andern Namen jederzeit erlaubte, nicht zu entstehen. So konnte Kellogg im Apr: 
den fünf Mächten Großbritannien, Deutschland, Frankreich, Italien und Japan seine: 
Kriegsächtungsvertrag unterbreiten, der nur aus drei Artikeln bestand und desse: 
Hauptbestimmung die war, daß die Vertragsmächte auf den Krieg unter sich selb: 
verzichten würden. Die Absicht war, den Vertrag auszudehnen und auch andern 


Staaten nach und nach aufzunehmen; nur innerhalb dieser Staaten sollte der Krie 
verboten sein. 
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Es war aber klar, daß in einem solchen Bunde die Übermacht der Vereinigten 
Sta aten ebenso groß sein würde als die Englands und Frankreichs im Völkerbund, 
‚und daß vor allem Frankreich in diesem Konkurrenzgebilde zu Genf eine nur unter- 
‚geordnete Rolle zugedacht war. Über so wichtige Fragen, welche weiteren Staaten 
sich durch diesen Vertrag noch unter den Schutz der Union stellen und sich damit 
‚dem Einflusse der französischen Machtpolitik entziehen konnten, entschied zukünftig 
die Union. Ihr größeres Gewicht schaltete das französische aus. Der Plan war so ab- 
gefaßt, daß Briand sich in eigener Schlinge gefangen hatte. Seine Versuche, sich der 
’Fessel zu entziehen, wurden nicht einmal mehr in Frankreich verstanden, wo ein so 
guter Verteidiger des Pazifismus wie Leon Blum darüber höchst ungehalten wurde, 
daß nun Briand dem radikalen Paktvorschlag Kelloggs genau die gleichen Bedenken 
und Vorbehalte entgegenbrachte, wie es vorher Kellogg dem bilateralen Paktvorschlag 
Briands gegenüber getan hatte. Den ungeheuren Machtunterschied zwischen dem 
bilateralen Pakt und einem allgemeinen konnte man nicht verstehen, weil man die 
pazifistischen Vorwände ernst genommen hatte und nun nicht einzusehen vermochte, 
weshalb man einen derartigen Pazifismus nur auf Frankreich und Amerika beschrän- 
ken, nicht aber dem amerikanischen Ausdehnungsvorschlag zustimmen wollte. 

Es war für den Vertreter der französischen Machtpolitik selbstverständlich, daß er 
i die Rechte Frankreichs aus dem Völkerbundsvertrag, die Sicherungen aus Locarno 
und die Verpflichtungen aus den mannigfaltigen Allianzverträgen mit östlichen und 
den Staaten der Kleinen Entente intakt zu halten suchte. Die ganze Arbeit Briands 
J zielte darauf; er suchte sich in dem Duell, das für ihn einen verhängnisvollen Aus- 
“gang zu nehmen drohte, seine Verbündeten. Aber gerade diese Politik war geeignet, 
4 der Union erst recht das Ansehen des überlegenen Friedensfreundes zu geben. Die 
Art und Weise, mit der Kellogg den polnischen Außenminister Zalewsky beutelte, ist 
klassisch grob zu nennen. Von dem Minister eines verschuldeten Tributärstaates sich 
| eine Störung seiner Kreise gefallen zu lassen, war Kellogg keinesfalls gesonnen. 


(Fortsetzung folgt.) 
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ErıcH OBst: 


BERICHTERSTATTUNG AUS EUROPA UND AFRIKA 


Die 50. Tagung des Völkerbundsrates bietet keinen Anlaß zu überschweng- - 
lichen Jubiläumsfeiern. Da sowohl der deutsche wie der französische Außenminister » 
krankheitshalber der Ratssitzung fernbleiben mußte, beschränkte man sich im wesent- 
lichen auf die „Erledigung“ oftgenannten und bestbekannten Materials, ohne hierin, , 
wie in Genf üblich, zu einem wirklich befriedigenden Ergebnis zu gelangen. Die: 
St. Gotthard-Affäre wurde als abgetan erklärt, nachdem das Dreierkomitee für 
private Waffenschiebung votiert hatte. Italien und Ungarn werden frohlocken und | 
können wohl in der Tat von Glück sagen, sich so glänzend aus der Schlinge gezogen ı 
zu haben. Man vermag sich nicht recht des Eindrucks zu erwehren, als ob die An-. 
wendung des Investigationsverfahrens ernstlich nur gegen Deutschland und Deutsch- ; 
Österreich vorgesehen sei. — Von einer Beilegung des polnisch-litauischen Strei- 
tes ist beim besten Willen nicht zu reden. Woldemaras hat in der neuen litauischen ı 
Verfassung ausdrücklich Wilna als Hauptstadt des Landes bezeichnet und denkt nicht . 
im entferntesten daran, diesen seinen Standpunkt aufzugeben. Nun fühlt zwar jeder 
Völkerbundsgenosse ohne Frage das brutale Unrecht der polnischen Annektion von 
Wilna, aber man schweigt davon, denn die Botschafterkonferenz hat dem Völkerbund 
aufgegeben, die durch Gewalt geschaffenen Augenblicksgrenzen als „auf ewig unver- 
rückbar“ anzusehen. — Zu recht lebhaften Auseinandersetzungen führte in Genf die 
Erörterung des Minderheitenproblems. Der deutsche Vertreter, Staatssekretär 
v. Schubert, ist mit dankenswerter Deutlichkeit der törichten These von Politis entgegen- 
getreten, nach der das Minderheitenproblem nur von vorübergehender Bedeutung sei 
und seine Lösung ganz einfach in einem Aufgesaugtwerden der Minderheiten finden 
müsse. Auch Chamberlein hat dann im Sinne Schuberts unterstrichen, daß die ge- 
wissenhafteste Prüfung der Minderheitenbeschwerden zu den bedeutendsten und höch- 
sten Aufgaben des Völkerbundsrates gehöre. Aber was helfen schöne Worte, wenn sich 
weder Polen noch die Tschechoslowakei, weder Albanien noch Griechenland u. a.m. 
um die Ratschläge der Genfer Bundesleitung kümmern ? 

Die wirklich bedeutsamen Handlungen in der großen Politik spielen sich natürlich 
unter Ausschluß von Genf und oftmals der Genfer Grundsätze ab. Geheimdiplomatie 
vollendeten Stils treibt Mussolini in der Levante. Nachdem am 29. Mai der ita- 
lienisch-türkische Pakt abgeschlossen wurde, geht das Liebeswerben um Griechen- 
land weiter. Ob ein Dreibund-Rom-Angora-Athen zustandekommen wird oder 
nicht, ist sehr schwer zu beurteilen. Vielfach wird das plötzliche Wiederauftauchen 
von Veniselos als Gegenschachzug der Pariser Regierung gedeutet; ist doch bekannt, 
daß Veniselos stets offen mit der französischen Politik sympathisiert hat. Er würde 
sich, wenn er zur Macht gelangt, vermutlich nicht nur gegen die „Verbrüderung“ 
mit Italien wenden, sondern auch gegen den Plan einer italienisch-englischen Finanz- 
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tuppe, der auf Schaffung einer transbalkanischen Eisenbahnlinie Tirana— 
oritza—Saloniki—Konstantinopel abzielt. Gewiß hätte eine solche Linie auch ver- 
hrstechnische Bedeutung, denn der Reisende von Rom nach Konstantinopel würde 
it ihrer Hilfe 48 Stunden gegenüber dem heutigen Reiseweg und der jetzigen Reise- 
sit sparen (London—Konstantinopel 2 ı Stunden!). Aber nur ein Blinder könnte über- 
hen, daß die politische Einflußnahme im Bereich dieser geplanten Bahn das Ent- 
‚cheidende ist. Auch hier kuppeln sich übrigens wieder italienische und englische 
ateressen in spezifischer Weise: Italien erstrebt die Beherrschung des nahen Orients, 
üngland stimmt zu, weil es im Bunde mit Italien wiederum ein weiteres Stück des 
handweges nach Indien gesichert sieht. 
Das Verhältnis zwischen Italien und Südslawien hat abermals eine Verschärfung 
fahren. Es handelt sich dieses Mal um die im Jahre 1924 abgeschlossene und seit- 
lem viel umstrittene Konvention von Nettuno, deren Ratifikation die Belgrader 
kupschtina ablehnt. Mussolini will nun den „Freundschaftspakt“ mit Südslawien 
ıur erneuern, wenn Belgrad zuvor den Nettuno-Vertrag ratifiziert. Die serbischen 
lationalisten bekämpfen diesen Nettuno-Vertrag mit leidenschaftlicher Schärfe, weil 
*r in der Tat zum mindesten das dalmatinische Küstengebiet gänzlich dem italieni- 
chen Einfluß überantworten würde. Wieder aber macht sich die englisch-italienische 
Entente geltend, denn die britischen Banken wollen die große südslawische Anleihe 
Aur bewilligen, nachdem ein Einverständnis zwischen Südslawien und Italien erzielt 
st. Wie wird Südslawien einen Ausweg finden, ohne sich neuer Demütigung, neuer 
jolitischer Einengung auszusetzen? Zunächst hat sich die Volksstimmung in großen 
“salienfeindlichen Kundgebungen Luft gemacht. Die nationale Einigkeit erlitt 
ann aber einen argen Riß durch den plötzlich mit urgewaltiger Leidenschaft wieder 
Aufflammenden Gegensatz zwischen Serben und Kroaten. In der Skupschtina 
kit schließlich der aus Montenegro stammende Abgeordnete Ratschitsch zum 
evolver, erschoß einige kroatische Parlamentsmitglieder und verwun- 
ete den Führer der kroatischen Bauernpartei, Stephan Raditsch, so 
chwer, daß an seinem Aufkommen gezweifelt wird. Die Empörung in Kroatien und 
or allem Agram kennt natürlich keine Grenzen. Noch wüten dort erbitterte Straßen- 
lämpfe gegen Polizei und Gendarmerie, und es ist keineswegs sicher, daß es den 
aktvollen Bemühungen des südslawischen Königs gelingt, den Staat der Serben und 
roaten aus diesem schweren Sturm zu retten. Sollte Stephan Raditsch seinen Ver- 
stzungen erliegen, so fürchten wir das Äußerste. Eine Auflösung Jugoslawiens aber 
Wäre ein höchst wichtiges Ereignis für die gesamt-europäische Politik, denn Frank- 
eich verlöre damit einen wichtigen Stützpunkt seiner Balkanpolitik, Italien wäre die 
friedliche Durchdringung“ des Balkans wesentlich erleichtert. 
Als Symptom nicht uninteressant ist die Tatsache, daß die gegen Italien demon- 
trierenden Studenten von Agram vor der grausigen Bluttat von Belgrad Fühlung 
it den deutschen Studenten in Innsbruck genommen haben, die ihrerseits 
$ guten Gründen, wenn auch das erlaubte Maß überschreitend, gegen die groben 
Waktlosigkeiten des italienischen Konsulats in Innsbruck protestierten. Was nützt die 
allgemeinen erfreulich ruhige Senatsrede Mussolinis (5. Juni), was hilft es, 
aß er die Beziehungen zu Deutschland herzlich nennt und sich grundsätzlich für 
levision der verbesserungswürdigen Verträge ausspricht, wenn man gleichzeitig den 
liroler Deutschen zumutet, in Innsbruck eine so ostentative Feier des Kriegseintritts 
laliens erleben zu müssen ? Mussolini mag sich keinen Täuschungen hingeben: Das 


ı$ 


& 
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A 
es weigert sich aber in allen seınen Schichten und Parteien, das Wohl- 
wollen Italiens durch Preisgabe des Südtiroler Deutschtums zu erkaufen. 
Herr Mussolini greift gänzlich daneben, wenn er behauptet, unverantwortliche deutsche 
Kreise drängten zu einer „ Einmischung in Italiens Innenpolitik“. Uns kümmert wirk- 
lich nicht, wie sich die Italiener ihr eigenes Heim zimmern; aber das ganze deutsche 
Volk verlangt, daß Italien das Deutschtum in Südtirol achtet und unangetastet läßt 
Unseren Brüdern in Südtirol die Treue zu halten, gilt uns allen als ebenso dringenda 
wie selbstverständliche Pflicht. Solange Herr Mussolini dem nicht Rechnung trägt 
können sich die korrekten Beziehungen zu Italien niemals in Freundschaft wandeln 

Unser Vaterland hat im Mai dem deutsch-amerikanischen Schieds- unc 
Freundschaftsvertrag seine Unterschrift erteilt und damit erneut seinen ernster 
Willen zu einer aufrichtigen Friedenspolitik bekundet. Die Freundschaft und gerecht« 
Würdigung, die uns von jenseits des Atlantik erfreulicherweise zuteil wird, läßt un: 
hoffen, daß wenn nicht noch in diesem Jahr, so doch bestimmt 1929 die allseits all 
notwendig anerkannte Revision des Dawesplanes zur Tat wird. In dieser Hoffnung 
vermag uns auch die im Haag erfolgte Auslegung des Dawesplanes nicht irr« 
zu machen, nach der eine Verrechnung der Liquidationserlöse auf die Reparations: 
zahlungen nicht statthaft ist. — Der Besuch destschechoslowakischen Außen: 
ministers Dr. Benesch in Berlin hat vielerorts, namentlich aber in Italien Unruhu 
erweckt. Man fürchtet, Dr. Benesch könnte über die Frage einer wirtschaftliches 
Zusammenarbeit der mitteleuropäischen Staaten gesprochen und damit Plän: 
durchkreuzt haben, die von Rom aus aber mit völlig andersgearteter Zielsetzung be: 
trieben werden. Wir kennen natürlich den Inhalt der vertraulichen Unterreduni 
Beneschs nicht, aber jedenfalls ist es wohl noch zu früh, dieses wichtige Problem 
konkrete Gestalt annehmen zu lassen. Die Bukarester Tagung der Kleiner 
Entente (Ende Juni) zeigte jedenfalls, daß man in diesen Kreisen noch immer ehe: 
an ein mitteleuropäisches Locarno gegen die einstigen Zentralmächte als an eimn 
Kooperation mit diesen denkt. — In Deutschland selbst kümmert man sich z. Z. vox 
allem um innerpolitische Fragen. Den erwarteten „Ruck nach links“ haben dil 
Wahlen in der Tat gebracht, aber es scheint nicht eben einfach zu sein, unter Be: 
rücksichtigung der neuen Mandatsverteilung eine tragfähige Regierung zustande 2: 
bringen. Dabei harren sehr wichtige Fragen dringend der Lösung, nicht zuletzt da 
auch geopolitisch bedeutsame Problem einer Neuglied erung des Reiches. Es wirt 
höchste Zeit, daß hier grundlegende und planmäßige Arbeit geleistet wird, weil sona 
durch Behelfsmaßnahmen aller Art (Plan eıner Verwaltungsgemeinschaft für die Fre® 
staaten Sachsen und Thüringen!) der Weg zu einer allumfassenden Lösung verriegelt wire 

In Frankreich beschäftigt das Problem der Währungsstabilisierung die G« 
müter so stark, daß darüber die Blamage von Colmar schnell vergessen wire 
Ricklin, Fashauer, Schall und Rose sind zu je einem Jahr Gefängnis Kae | 
worden, die flüchtigen Angeklagten zu ıo und :5 Jahren Gefängnis und überdies z 
20 Jahren Aufenthaltsverbot. Der 24. Mai 1928 wird für alle Zeiten ein dunkler Ta 
in der elsässischen Geschichte bleiben. Mag auch das Urteil noch so mild vollstrecll 
werden, es bleibt ein rein politisches Urteil und der Versuch einer Vergewaltigum: 
n elsässischen Volkes. Frankreich wird diesen Prozeß in der Zukunft noch einma 
Bis bereuen, denn kein Elsässer wird es vergessen, daß Staatsanwalt Fachot vor 
heimgeleitet werden mußte, daß das Straßburg-Lied die Mai 
ee Dee französische Journalisten bespuckt wurden usw. D# 

eutschtum in Elsaß-Lothringen ist noch nicht gesprochen. 
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Während England alle Vorgänge auf dem Kontinent mit gewohnter Gründlich- 
t verfolgt, stehen Empire-Fragen entschieden im Mittelpunkt des stärksten Inter- 
Der Balfour-Bericht über die Lage der englischen Baumwoll- 

ıdustrie hat alles verfügbare Material über diese Frage mustergültig zusammen- 
agen, vermag aber auch nicht recht wirksame Mittel zur Behebung der Wirt- 
chaftsnot aufzudecken. Mit einer inneren Umgestaltung und Fusionierung der 

Betriebe allein ist sicherlich nichts Ent- 


scheidendes erreicht, denn die von Jahr 

zu Jahr fortschreitende Industrialisierung THE EMPIRE LINE 
früherer Absatzländer wird dadurch nicht So R M = ls 
aufgehalten. In weiten Kreisen erblickt me Raw Nlateria 
Iman das Heil der englischen Volkswirt- 
schaft daher in einer wirtschaftlichen 
Zusammenfassung des Britischen 
Weltreiches und widmet sich leiden- 
schaftlich der Propaganda für Empire 
iDevelopment. Wir wollen hier nicht 
untersuchen, ob dieser Plan, auf weite 
4Sicht genommen, wirklich die erhoffte 
“Reitung verbürgt. Unsere Leser dürfte 
aber die nebenstehende Zeichnung als 
tBeleg dafür interessieren, wie zäh sich 
3er Brite an die Idee der Reichsauto- 
kratie klammert. Das Schaubild zeigt, 
wieviel der wichtigsten Rohstoffe die 
Amutterländische Wirtschaft aus dem Em- 
ipire (links) und wieviel aus der Fremde 
(rechts) bezieht. Die Unterschrift lautet 
bezeichnenderweise: „Bringt Eure Käufe 
jauf die Reichsseite der Linie! Kauft 


EMPIRE 


Reichserzeugnisse aus dem Mutterlande ypisside ehewschet yes Hbis deine ber nsl 
und aus Britisch-Übersee!“ are buying from the whole || of each ommodiry comes 
AusRußland sind wesentliche Neuig- Empire. Homen & Overseas® Foreign Countries 


"keiten nichtzu verzeichnen. DerSchachty- ebd LINE DIVIDES THE TWO 


Prozeß geht noch immer weiter und offen- Bring your buying overtothe Empire side 


u s x the Line. Büy Empire produce 
bart je länger je mehr, daß die angeb- yzmpire pr 
lich im Donjez-Revier aufgedeckte kon- from BE and Overseas 


lterrevolutionäre Verschwörung in der 

Hauptsache auf Phantasie beruht. Man 
“braucht aber einen solchen Demon- 
Ästrationsprozeß, um den Parteifanatikern zu zeigen, wie ernst es einem um den Kampf 
gegen den Kulak, gegen den Privathandel und gegen die sachverständigen Wirt- 
Ischaftsführer ist. Daß die Wirtschaft schwer leidet, wenn- Revolutionsphrasen wieder 
“Trumpf werden, läßt sich natürlich nicht übersehen. Aber Rußland ist groß, seine 
4Menschheit kann mehr leiden und dulden als irgendwer sonst, und dank diesem 
!Umstand kann man hier experimentieren in einem Umfang, der in anderen Ländern 
längst zur Katastrophe führen würde. 

Im Orient hält die in früheren Berichten gekennzeichnete Bewegung einer all- 


| 
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mählichen Kulturassimilation verbunden mit starkem Streben nach politischer Selbst-- 
bestimmung unvermindert an. Aus der Türkei wird neben der Einführung derı 
lateinischen Buchstaben auch für die türkische Schriftsprache die Auf hebung den 
politischen Agentur in Konstantinopel gemeldet. Mit dem Fortfall dieser biz 
lang bestehenden Verbindungsstelle zwischen der Angora-Regierung und den in derı 
Türkei beglaubigten Diplomaten will man offenbar alle ausländischen Vertretungen: 
zwingen, nach der neuen Hauptstadt Angora zu übersiedeln. — Weltpolitisch wichtig; 
erachten wir den Vertrag, den Amanullah von Afghanistan mit Kemall 
Pascha abgeschlossen hat. Es handelt sich um einen durch ungewöhnlich stark ge-— 
haltene Bindungen gekennzeichneten Freundschafts- und Allianzvertrag, der späterı 
durch Hinzunahme von Persien zu einem „orientalischen Locarno“, um das 
gräßlich abgebrauchte Wort noch ein letztes Mal zu gebrauchen, ausgestaltet werdemi 
soll. Die Türkei und Afghanistan wollen von jetzt ab militärisch und wirtschaftlich: 
eng verbunden marschieren im Bewußtsein einer starken Verwandtschaft auch auf! 
kulturellem Gebiet; sie fühlen sich und wollen sich betätigen als die Avantgarde ims 
Kampf der orientalischen Staaten um Ebenbürtigkeit und Gleichberechtigung. Glückt: 
es, die Linie Angora—Teheran—Kabul auf diese Weise zu festigen, so ist zu erwarten, 
daß der vorderasiatische Staatenblock einmal eine entscheidende Rolle in der Aus- 
einandersetzung zwischen Rußland und England spielen wird. Auf alle Fälle bleibt 
es bewundernswert, wie schnell und mit welchem Weitblick es Amanullah wie Kemall 
verstanden haben, den Sprung vom Objekt zum Subjekt der großen Politik zu tun. 

Von diesem Ziel sind die im Süden folgenden orientalischen Staatswesen noch weit 
entfernt, und England vor allem bemüht sich, zu bremsen, soweit dies irgendwie 
möglich ist. Die Parole lautet augenscheinlich: tunlichste Isolierung des in seinem 
Selbstbestimmungsdrang schwerlich mehr zu hemmenden zentralarabischen Reiches 
\lbn Saud), Beherrschung aller peripherischen Gebiete. In diesem Zusammenhang 
verstehen wir die von dem englischen Abgeordneten Colonel Wedgwood betriebene 
Propaganda, Palästina großzügig wirtschaftlich zu erschließen unter der Voraus- 
setzung, daß die Zionisten von sich aus die Umwandlung des „jüdischen Na- 
tionalheims“ in ein Dominium des Britischen Reiches beantragen. Es läßt 
sich nicht leugnen, daß die Wirtschaftskrisıs in Palästina zu weichen beginnt, seit- 
dem sich die Engländer wieder stärker darum kümmern. Die Seifen- und die Zement- 
industrie arbeiten bereits für den Export, und die Jaffa-Orange ist auf dem englischen 
Markt die ganz große Mode geworden. Da sich das in Orangepflanzungen investierte 
Kapital durchschnittlich mit ı2 bis ı5 v. H. verzinst, so weitet sich die Fläche den 
Orangekultur von Monat zu Monat, und die Besitzer sind keineswegs nur Palästi- 
nenser, sondern auch Landfremde (Sir Alfred Mond!). Nimmt man als Zukunfts- 
möglichkeiten hinzu die Raligewinnung aus dem Toten Meer, das Rutenbergsche 
Elektrizitätswerk am Jordan und den gigantischen Ausbau des Hafen von Haifa, sc 
begreift man wohl das Interesse des englischen Kapitals an Palästina. Geopolitisch 
aber noch wichtiger ist das strategische Interesse, das die englische Regierung an 
Palästina nimmt, nachdem die britische Stellung an der anderen Flanke des Suez- 
Kanals (Ägypten) zum mindesten stark erschüttert worden ist. Haifa soll einmal 
Beirut und Alexandrien an Größe übertreffen, es soll der Petroleumhafen für die 
persischen und Mossul-Reviere, der Ausgangspunkt der neuen großen Aufmarsch- 
linien gegen Persien und Rußland, der mediterrane Stützpunkt des neuen Landwege: 
nach Indien werden. Um dieser Belange willen ist man selbstverständlich gern bereit. 
Palästina großzügig zu entwickeln, aber die Zionisten müssen die Zeche bezahlen 
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„Mandatur“ muß de facto hier wie in Transjordanien und Irak klareren staats- 
htlichen Begriffen weichen; aus dem „Jüdischen Nationalheim“ muß ein siebentes 
ominium des British Empire werden. Im Lager der Zionisten hat der Vorschlag 
/edgwoods einige Unruhe erzeugt; die radikalen Elemente lehnen ihn natürlich ab, 
> Revisionisten jedoch begrüßen ihn, weil wenigstens auf diesem Wege die Massen- 
nwanderung von Juden nach Palästina ermöglicht werden würde. 

In Agypten hat sich der Sturm der Entrüstung gegen England allmählich wieder 
elegt. Man findet sich nach und nach mit der britischen Schutzherrschaft ab, deren 
ichtigkeit für die zivilisatorische Entwicklung des Landes auch der ärgste Albion- 
feind in der Tat nicht leugnen kann. Die Sensation des Tages bildet ein Bericht des 
)esert Survey Department. Man hat in der westlichen Wüste eine gewaltige 
Depression von mindestens 60 bis 134 m entdeckt und hält es für technisch 
nöglich, durch Bau einer 80 Meilen langen Wasserleitung vom Mittellän- 
lischen Meer her erstens ungeheure Elektrizitätsmengen zu erzeugen und 
weitens mit Hilfe des zugeleiteten Wassers ausgedehnte Bewässerungsanlagen zu 
Schaffen. Die Kosten der geplanten Riesenanlage werden auf ı5 Mill. £, zuzüglich 
fı Mill. £ jährlich für Instandhaltung geschätzt; der jährliche Gewinn wird auf mehr 
als 2 Mill. £ berechnet. Elektrifizierung ganz Ägyptens, Erschließung großer neuer 
Anbauflächen in der bisher wasser- und menschenlosen Wüste, das sind Perspektiven 
von einer Großzügigkeit, wie sie von abendländischen Völkern z. Z. eben nur die 
Engländer zeichnen können. 

Aus dem übrigen Afrika verdienen nur noch einige wenige Tatsachen Erwähnung. 
Wir heben vor allem den Bericht hervor, den Herr Butler, englischer Mitdirektor 
ies Internationalen Arbeitsamtes in Genf, auf Einladung der Südafrikanischen Union 
iber die Rassenproblematik Südafrikas erstattet hat. Er ergänzt die Unter- 
uchung des Amsterdamer Internationalen Gewerkschaftsbundes über das Verhältnis 
ler Gewerkschaft der weißen Arbeiter (T. U.C.) zum Verband der farbigen Handels- 
nd Industriearbeiter Afrikas (I.C. U.) und läßt mit seiner Fülle von Angaben stati- 
tischer und sozialer Art das Farbigenproblem als eine der ganz großen Fragen un- 
eres Jahrhunderts erscheinen. — Am ı. Juni als dem ı8. Jahrestag des Zusammen- 
chlusses der südafrikanischen Länder zur Union of South Africa wurde die neue 
ationalflagge zum erstenmal gehißt. Es kam aus diesem Anlaß namentlich in 
apstadt zu schweren Ausschreitungen, an denen sich vor allem das schwarze 
Blement in großer Masse beteiligte. — Über den Ausbau von Walfisch-Bay zu 
einem großartigen Fischereihafen berichtet der verdienstvolle Leiter des Insti- 
Juts für Seefischerei in Wesermünde, Dr. Lücke, im Heft 5 der von ihm heraus- 
' egebenen Zeitschrift „Die Fischwirtschaft“. Wir empfehlen diese sehr lehrreiche 
| bhandlung der besonderen Aufmerksamkeit. Es ist erstaunlich, daß der gewaltige 
'Fischreichtum der südwestafrikanischen Gewässer erst jetzt ausgebeutet wird. Nun 
\aber geht man mit aller Tatkraft daran, diese von der Natur dargebotenen Schätze 
\tu heben. Walfisch-Bay ist heute über Swakopmund mit dem gesamten südafrika- 
"hischen Eisenbahnnetz verbunden; der Ausbau des an sich ungünstigen Hafens ist 
ach dreijähriger Arbeit unter einem Kostenaufwand von rund dreiviertel Million £ 
!Follendet worden. Fischkonserven- und Fischmehlfabriken rahmen den Hafen ein, 
ind auf dem Pier selbst entstanden auf ungeheuren, im Wasser erbauten Beton- 
iundamenten die großen Exportschlachtereien und Kühlhallen der Imperial Cold 
\Ntorage. An der trostlos öden Küste Südafrikas ist so eine Musteranlage entstanden, 
bei deren Erschaffung deutsche Ingenieure und deutsches Kapital maßgebend mit- 


| 
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- gewirkt haben. Walfisch-Bay dürfte sich in den nächsten Jahren zum größten: 
Fischereihafen der südlichen Halbkugel entwickeln und überdies als Aus- und Ein- 
fuhrhafen für das gesamte Südafrika erhebliche Bedeutung erlangen. Johannesburg; 
oder Durban können fortan von Europa über Walfisch-Bay zwölf Tage früher er-, 
reicht werden als jetzt über Kapstadt. Der südwestafrikanische Farmer aber wird sich: 
freuen, in den großen Schlachtereien von Walfisch-Bay (Jahresverarbeitung 30 000: 
Ochsen!) einen sicheren Absatz für sein Vieh zu haben und nicht mehr vom süd-: 
afrikanischen Markt abhängig zu sein. 


Kar HAUSHOFER: 
BERICHT ÜBER DEN INDOPAZIFISCHEN RAUM 


Die letzte ganz große Flugschranke der Menschheit, die volle Breite des Pazi-- 
fischen Ozeans, ist im Juni 1928 vor kühnen australischen Fliegern gefallen, die: 
den Weg über Hawai—Fiji zurücklegten; und die Ansätze der Östasiaten dazu,. 
ihnen zuvorzukommen, ein südchinesischer, wie ein japanischer, kommen zu spät. 
Liegt eine Vorbedeutung darin? Ist die kluge Kette angelsächsischer Trittsteine (Step-- 
ping-stones) — trotz der weitgespannten gedrehten Verschlingung von Nordosten nach: 
Südwesten — so geschickt gelegt, daß die ursprünglichen Anlieger des Riesenmeeres: 
sich ihr nicht mehr entwinden können? Und das, obwohl sie in der Südsee erst seit! 
eineinhalb Jahrhunderten liegt, auf dem Ostufer erst seit 80 Jahren festen Fuß ge-- 
faßt hat? 

Ihre Haltbarkeit wird die „weiße Kette“ im Zusammenspiel der angelsächsischen: 
Ostasien-Politik angesichts des japanischen Eingreifens in Nordchina zu er- 
weisen vermögen. Den geopolitischen Schauplatz dieses Eingreifens und die Eigenart 
seiner ersten Auswirkung gibt unsere beigefügte Skizze wieder. Wir haben unsere 
Meinung über die weitreichenden Folgen dieses Eingreifens und die dabei von Japan: 
gelaufene Gefahr nicht verhehlt. Etwas ganz anderes ist die technische Durchführung: 
vom Standpunkte der Wehr-Geopolitik. Man wird dem japanischen Generalstab: 
manches Böse nachsagen können, aber Eines nicht: daß er sein Geschäft nicht ver- 
stehe! — Von dem Augenblick an, wo ihm die Regierung Tanaka freie Hand gab, 
den chinesischen rechten Heerflügel in seinem Vorgehen (die Bahn Pukau—Tient- 
sin—Peking entlang) zu hemmen, einen fortschwemmenden Erfolg der Nanking- 
regierung in Shantung zu bremsen, dadurch einen möglichen Zusammenbruch des 
Nordens und Weiterschlagen der Flamme in die Mandschurei aufzuhalten, der japa- 
nischen Politik Ellenbogenraum und Zeitgewinn zu sichern, hat er diese Aufgabe 
mit vollendeter Kenntnis der geopolitischen Vorbedingungen dazu beiderseits des 
Golfes von Petschili erfüllt. Freilich hatte er schon einmal seine Generalprobe dafür 
vornehmen können, und hatte also überlegene Kenntnis des Kraftfeldes, wie der ein- 
zelnen Figurenstellung darauf für sich. 

Wir wollen deshalb die regionalen Färbungen der einzelnen Schachfiguren auf 
dem chinesischen Brett noch einmal gedrängt in Erinnerung bringen: 

ı. Ghiang-Kai-Shek: Südchinese, noch von Sun-Yat-Sen persönlich ausgewählt. 
durch Erfolge gegen Yünnan und Kwangsi erst 1924 hervorgetreten, keinem der 
alten nordchinesischen Militärklüngel angehörig, mit Hauptstütze in großenteils auf- 
geriebener Jungoffizierschule in Kanton, mit höchstens 30—40000 Mann Kern- 
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uppen, und etwa 150.000 Krieger dritter Güte, ohne Eisenbahnmaterial, aber Ver- 
auensmann des südchinesischen Mittelstandes und rechten Flügels der Kuo Min 
Wang, den Kommunisten zuerst genehm, dann seit 1927 verhaßt. 

Feng-Yu-Hsiang, Anfu(Anhwei)-Mann, zuerst in Tibet unter Chao-Erh-Feng 
-hult, also mit Steppen-Kriegführung und nordischer Landschaft früh vertraut, 
Tibet her mit tiefem Mißtrauen gegen britische Politik erfüllt, seit Wu-Pei-Fus, 
durch ihn herbeigeführten Zusammenbruch 1924 (Besetzung Pekings) im Verrat er- 
obt, der russischen Politik geneigt — die er 1926 in Moskau kennenlernte —, 
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‚is Divisionsführer in Shensi und Honan bekannt, auf die er sich, zusammen mit 
‚Kansu heute noch stützt, mit etwa 30000 Mann guter Kerntruppen und 120000 
Iweifelhaften Streitkräften, geschickt im Umgang mit Arbeiter- und Bauernbewegung 
Roten Speeren“, „Langen Messern“ usw. im Besitz der Hwangho-Pässe zur Ebene 
Ind des davon südlichen Teils der Peking—Hankau-Bahn, deren nördlichen Teil 
I n Shi Shan abgewann. 

B, end Shansi, * 1882; in Japan geschult, dort Mitglied der Tung- 
Heng-Hui, alter Freund der Kuo-Min-Tang, seit 1916 Militär- und Zivil-(Muster-) 
Eouverneur der reichen, wohlgeordneten und gut verwalteten Haupt-Kohlen-Pro- 
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vinz, mit guter, von 30000 Mann auf etwa 100000 gebrachter Provinzial-Armee 
mit weiteren ca. 100000 Mann Landespolizei, und seinen Hilfsquellen in nächsteı 
Nähe Pekings dicht hinter sich, im Besitz der heruntergewirtschafteten Peking— 
Kalgan-Bahn und der Bahn von Paotingfu bis Peking, dann der Seitenstrecken nach 
Shensi, sowie der Polizei in Peking und Tientsin: in Nordchina z. Zt. örtlich raum: 
politisch stärkste Figur im Schachbrett, aber ohne die geistige, psychologische Be 
weglichkeit Chiangs und die Skrupellosigkeit Fengs: Turm; Königin; Springer mı 
Bauern! 

4. Chang-Tso-Lin: *1875? Abkömmling nach der Südmandschurei ausgewander 
ter Shantung-Leute; durch irreguläre Räuberdienste am linken japanischen Heerflüge 
1904/05 hochgekommen, in chinesischen Heerdienst übernommen, ıg1ı Militär 
Gouverneur (Tuchun) von Fengtien (Mukden), Herr der drei östlichen Provinzer 
(Gesamtmandschurei) seit ıgı8, aus deren Mitteln er, bei langsamer Erschöpfung 
etwa 300000 Mann sehr ungleichwertiger Truppen aufstellte. 1924 Sieger über Wu 
Pei-Fu, nahm er (nach Überwindung einer gefährlichen Meuterei seines Stabschef‘ 
Kuo) Peking, fühlte jedoch, wie der Boden unter ihm durch die Kuo-Min-Tan; 
unterhöhlt wurde, und zog sich, unter fortwährenden Abfallbewegungen, im Jum 
nach Mukden zurück, an dessen Eingang er Opfer eines Attentats wurde. Mit ihm 
zerbricht eines der wertvollsten Werkzeuge der japanischen Staatskunst in der Man 
dschurei. 

5.Sun-Chuan-Fang; Shantungmann, * 1882; in Japan ausgebildet; Laufbahn 
durch Yangtse-Länder (Hupe, Fukien, Chekiang), deren Generalgouverneur er 192% 
ursprünglich gestützt auf Wu-Pei-Fu, wurde. Versuchte die Yangtsemündungs-Pra 
vinzen, ähnlich wie Wu-Pei-Fu die Landschaft um Hankau, gegen den Süden zi 
halten, der ihn langsam nordwärts trieb, wo er Schritt für Schritt Boden, Macht un» 
Kräfte verlor. 

6. Wu-Pei-Fu; Shantungmann; * 1873. Zögling der Pai-Ting-Kriegsschule Yüan 
Shi-Rais v. 1898; beste und ehrlichste Soldatennatur unter den Tuchuns, in dere: 
Reihe er durch die 3. Division für Honan trat. In Shansi, Szechuan, Honan besonden 
erfahren, seit 1918 gegen den Süden eingestellt; 1924 auch siegreich gegen de: 
Norden, aber durch den Verrat Feng-Yu-Hsiangs um seinen Erfolg betrogen. Zuletz 
um Hupe-Hunan (Hankau) gruppiert, mit schwindender Macht, zwischen Honar 
Szechuan und mittlerem Yangise. 

7. Tang-Sheng-Chih; früher Militärgouverneur von Süd-Hunan, dann sei 
Frühjahr 1927 für Kuo-Min-Tang und Kanton gewonnen, mit Hauptstützen ur 
Hankau und Changsha, von unsicherer Einstellung, wie auch die kleineren Machı 
haber in Yünnan, am Eingang zu Szechuan und im weiteren Hinterlande von Kantor. 
das nach einer kurzen Räteherrschaft wieder in Militärmacht (Li-Chai-Sum) zurückfie 

Die vorstehende, leicht auch für politische und wissenschaftliche Führer in Chin 
ergänzbare Aufstellung zeigt, wie sehr die Kraft der regionalen Einflüsse gerade auc 
in Jung-China im Zunehmen, der universalen, großräumigeren im Abnehmen is 
wie denn ja auch von den drei erfolgreichen Führern des Südens der Gewinne 
Pekings, Yen, entschieden der am meisten durch seinen Gau (Shansi) bestimmt. 
dagegen der am schwersten ringende, Chiang, der am meisten davon freie ist. „Lan 
getrennt gehen wir zusammen, — lang beisammen trennen wir uns leicht“ ist ei 
landläufiges chinesisches Sprichwort zur Länderfrage, die China während etw 
ı6 Jahrhunderten seiner Geschichte föderalistisch, oder direkt in Trennung, nı 
24 Jahrhunderte unitaristisch behandelt hat. Die Gefahr der Entwicklung der Mar 
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dschurei zum Pufferstaat ist unsern Lesern bereits geschildert, so daß auf Bekanntes 
wiesen werden kann; eine tagesgeschichtliche Betrachtung von mir über 
„China von heute“ steht im ı. Juni-Heft der Illustr. Ztg., Leipzig, auf die ich ver- 
eisen darf; sie zeigt, wie sehr — (trotz den kosmopolitischen Träumereien einzelner 
Jungchinesen und der zusammenfassenden Kuo-Min-Tang-Ideologie) — örtliche Mächte 
und persönliche Zwecke vorwalten, und wie sehr Not und Druck von unten her die 
Freiheit des Handelns in China beeinträchtigen. So wird der Besitz von Peking zu- 
nächst vermehrte Schwierigkeiten, keine Klärung der Lage schaffen. Das Attentat 
vor Mukden ist jedenfalls durchaus gegen das geopolitische Interesse Japans, das 
beim Tod Changs durch Ernennung eines nationalistischen Generalgouverners in 
Mukden von Peking aus in höchste Verlegenheit käme, — und zwar desto mehr, je 
mehr China auf dem Rechtsboden zu bleiben vermag. Sogar die Möglichkeit sehr 
ungewollter Gemeinsamkeit amerikanischer und russischer Vorstellungen zu- 
gunsten des von Japan verletzten chinesischen Selbstbestimmungsrechts taucht auf, 
{und wird von der — ihr 25. Jubeljahr begehenden — „Far Eastern Review“ durch 
einen Hinweis auf die Entstehung aller Übel im Osten abgebogen — durch den 
Jchinesisch-russischen Geheimvertrag von 1896 des „vollendeten Schurken, des korrup- 
ten und verräterischen Li-Hung-Chang“ (Wortlaut von Staatssekretär John Hay, U.S.!), 
dem seine Rache und eine Bestechungssumme von 700.000 Taels den Lobanow-Ver- 
trag abgewonnen habe. Goldbeladene Esel gehen auch jetzt in China hin und her! — 
Jund beirren geopolitische Einsichten! 
Es wäre ganz unrichtig, über den Lärm, den das japanische Eingreifen in 
Shantung und der Mandschurei macht, und über dem geschichtlichen Abschnitt, 
Ader durch die Vertreibung Chang-Tso-Lins aus Peking und den militärischen Zusam- 
Sıhenbruch des Nordens in China herbeigeführt worden ist, die stilleren, aber nach- 
Nhaltigen geopolitischen Umformungen im indischen Flügel der Selbstbestimmungs- 
bewegung der Monsunländer zu übersehen. 
Ihre Bedeutung wird uns durch zwei vorzügliche Aufsatzreihen des „Manchester 
Guardian“ unterstrichen, deren eine in neun Fortsetzungen die dynamische Wirkung 
Ader Reise der britischen Verfassungskommission erörtert („With the Simon Com- 
'imission“) und sich mit der indischen Staats- und Gesellschaftsstruktur im Ganzen be- 
dschäftigt, während die andere: „The Indian States“ in fünf vorzüglich aufgebauten 
Reihen das Verhältnis der indischen Fürstenstaaten zur indischen Zukunft behandelt. 
"4A constitution for India“ enthüllt dann die gleichläufig gewonnene eigene Meinung 
des Beobachters über zentrale und regionale Regierungsform in Indien. 
! Gleichzeitig sind über die Arbeiterfrage in Indien einige zusammentreffende, 
ivorzügliche Arbeiten von Beobachtern im Lande selbst erschienen. Schrader-Furt- 
ängler: „Das werktätige Indien“ (ı Karte, 32 Bilder, Berlin 1928, Deutscher Textil- 
rbeiter-Verband), eine grundlegende Einführung in die wichtigste Tagesfrage Indiens, 
yird im Lit. Bericht besprochen. „Labour in India“ d. Manchester Guardian (Mai), 
und „Labour in India“ (Times, 26. 5. 28), Dr. Clouston „Review of Agricultural 
“Operations in India“ müssen in Auszügen hier erwähnt werden, ebenso, wie der 
eichs-verdrossene Aufsatz von Sir P.S. Sivaswamy Aiyer-in den Londoner „Foreign 
Affairs“: „Indian Army and Defence under Home Rule“. So scheint der Augenblick 
ür eine Gesamtrundschau über den Stand der indischen Frage ungewöhnlich 
ünstig; sie ist zudem für unsere Leser nötig, weil im Herbst die Folgen der emsigen 
WVorbereitungsarbeit für Änderungen innerhalb der indischen Staatsstruktur dieses 
‚Wrühjahrs zutage treten werden. 
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Als Ausgangspunkt dafür eignet sich die Betrachtung über eine Konstitution für; 
Indien vorzüglich. | 

Als Basis müßte das alte Gau(Distrikt)-System für die Verwaltung Indiens festge- 
halten werden. „Der Gauchef“, das Haupt der natürlichen „Chore*, der kleinsten 
Einheitslandschaft, soll den Verwaltungskörper nach westlichem Muster mit dem Auf- 
bau der indischen Dorfgemeinde verbinden, wie sie Radhakamal Mukerjee („Demo- 
cracies of the East“) als Grundstein des indischen und östlichen Gesellschaftsbaues: 
schildert. „Er kontrolliert Verwaltungsbeamte des eingeborenen Dienstes und Polizei, 
wie Grundsteuerdienst und Gemeindebeamte, und auf der andern Seite Selbstver-. 
waltungsgefüge, bis einschließlich des Dorfpanchayats.“ „Aber er dürfte weder die: 
Rolle des Spitzels, noch Kritikers spielen, wie jetzt, wo das natürliche Ergebnis der: 
Einrichtung Antagosismus statt Kooperation sei.“ 

Aber hier liegt eben die Wurzel der geopolitischen Unmöglichkeit, die ungewollte: 
Gewaltherrschaft winziger landfremder Minderheit mit Selbstverwaltung und Selbst- 
bestimmung zu vereinen — trotz allen sozialpolitischen Anläufen! Außergewöhnliche: 
Naturen haben sich über diese Schwierigkeit immer erheben können — und man! 
muß zur Ehre des anglo-indischen Beamtenkörpers zugeben, daß er weit über dem: 
Durchschnitt der Völker solche in Indien hatte, seit Clives Reorganisation, — der 
Durchschnitt der Menschen, die Mittelmäßigkeit aber kann es nicht, und um sa 
weniger, je mehr das Mutterland auf Herrschaft der Mittelmäßigen und zuletzt den 
Minderwertigen zusteuert. 

Omne Imperium iis solum artibus retinetur quibus ab initio partum est. 

Eine Demokratie in der Heimat kann keine Kolonialaristokratie aufrecht erhalten! 
An dieser geopolitischen Unmöglichkeit scheitert der noch so wohlmeinende Bau den 
Vorschläge des „M.G.“. Ebenso möglich sind sie für das Verhältnis der indischen: 
Landesregierungen zur Zentralregierung, auch sind in den wichtigsten Ländern: 
eben die Vertrauensvoten der Vertretungskörper nicht zu erhalten, die man zur Grund- 
lage dreijähriger Regierungsdauer zu machen wünscht. Der Zentralregierung sollen 
nach dem Vorschlag die Auswärtigen Beziehungen, Wehrfragen, Eisenbahn, Post und: 
Telegraphen, Schiffahrt (wohl auch Flugwesen?), Währungs- und Kreditfragen, Zölle 
und Einkommensteuer, Gerichtswesen höherer Instanzen, und die Dienstaufsicht über 
den Allindischen Beamtenkörper vorbehalten bleiben. 

‚Auch hier soll, neben einen konstitutionellen Vizekönıg (arme Marionette!) und 
die Exekutive ein Einkammersystem treten, — als ob nicht alle indischen Vertretungs- 
körper bisher durch ihre Leidenschaftlichkeit genügend dargetan hätten, daß sie die 
Bremsvorrichtung einer weiteren Kammer nötig haben! Der Präsident der Exekutive 
sollte alle fünf Jahre durch die Stimmen der Mitglieder aller Provinzial-Gesetz- 
gebenden Körper gewählt werden. Das wäre also ein sehr indirektes Wahlmänner-. 
Verfahren. Er soll — nach Art des amerikanischen Präsidenten — seine Verwaltung 
ernennen dürfen. Einer direkt aus mehr als 300 Millionen gewählten Legislative 
RN er I einer solchen Regierung abgesprochen. 
ment von Kate N NE a ne Ser R en | 
setzen zu können? Ein halbes Dutzend a IE T Laer >| 

zu jedem Lande würde genügen, meint den 
gutgläubige Urheber! Auf diese Weise könnten dann auch alle mit ordentlicher Ver- 
fassung versehenen Fürstenstaaten dem Reichsparlament durch Deputationen ein- 
gefügt werden ! Das alles wäre vielleicht möglich gewesen, wenn Indien noch keine 
öffentliche Meinung hätte, deren mächtigster Widerhall eben doch das allindische 
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ament in seinen gewählten Teilen ist. Die Zentralregierung, heißt es- weiter, 
te Macht und Recht behalten, den Frieden Indiens aufrechtzuerhalten und auf 
m gewissen Mindeststand von Gerechtigkeit, Menschlichkeit und Brauchbarkeit 
° Verwaltung in allen Provinzen, Ländern und Staaten zu bestehen. Also doch 
ae letzte Diktaturmöglichkeit! Zunächst aber sollen nur acht der wichtigsten Länder 
rgenommen werden. „Wenn erst die Provinzen in Länder verwandelt und Selbst- 
erwaltungskörper und die Zivilbeamtenkörper indisiert sind,“ meint der Verfasser, 
würde das Britische Parlament ganz von selbst das Gewagte des Zustands einsehen, 
s in der Kommandoführung über die Indische Armee und der Aufrechterhal- 
g von britischen Truppenkörpern im Innern Indiens liegt, und die extreme Vor- 
ht des Kriegsamtes gegenüber den Vorschlägen des Skeen-Ausschusses bedauern.“ 
„Carıhill* würde den Verfertiger des hier im Auszug gebrachten indischen Ver- 
ssungsvorschlags mit dem Übernamen „Mugwump“ bedenken. Was würde er erst 
n der Fürstenstaaten-Umformer-Konferenz in Puna am 5. Mai 1928 Böses gesagt 
aben, auf der behauptet wurde, es sei doch ganz das gleiche, ob die großen Länder 
nmittelbar unter der Krone eine weiße Bürokratie hätten oder die Eingebornen- 
aaten eine braune! Es käme in beiden Fällen nur darauf an, eine wahrhaft 
emokratische Regierung aufzurichten, und da müßten für die Fürstenstaaten genau 
ieselben Folgen gezogen werden! Es ergab sich der gewiß geopolitisch originelle 
egensatz, daß gleichzeitig die aufsässigen Untertanen der Fürstenstaaten außerhalb 
»n deren Boden eine Konferenz abhielten, um ihre fürstlichen Herren in die Masse 
werfen, und diese selbst andere Zusammenkünfte feierten, um gegen das Hinein- 
ihren der kaiserlich britischen Reichsgewalt in ihre Mißwirtschaft zu protestieren. 
er Wunsch nach Abschaffung der Fürstenstaaten und nach ihrer Erhaltung stand 
ich auf der ersten Konferenz scharf gegenüber; der Streit darüber beleuchtete das 
"st jüngst in der „Geopolitik“ behandelte, höchst schwierige staatsrechtliche Pro- 
em der indischen Länder auch von der Seite der Einstellung der zwiespältigen 
Adischen öffentlichen Meinung zu ihm. 

! Eine bittere Pille ist, wenn Sir P. S. Sivaswamy Aiyer, sicher kein Kommunist 
ler extremer Swaraj-Vertreter, schreiben kann: „In einer jüngsten Rede hat Lord 
"win (der Vizekönig) jedem das Recht abgesprochen, die Wahrheit der Erklärungen 
ad Absichten der Britischen Regierung anzuzweifeln. Aber was ist der Beweis der 
ahrhaftigkeit? Wir sind zu lange mit Worten und Verheißungen regiert worden, 
ad verlangen, daß gute Absichten durch Taten bewährt und bewiesen werden“, und 
Her wahre Grund der indischen Wehrpolitik der Britischen Regierung ist tief- 
| wurzeltes Mißtrauen zur Loyalität des Volkes“; und wenn er in Zahlen nachweist, 
'B die Indische Armee neben 61000 britischen 158 000 indische „other ranks“ 
| hit, aber unter 6967 Offizieren mit königlichen Patenten nur 80 Inder, und diese 
{hr bei der Infanterie, Kavallerie und den Pionieren, nicht bei Artillerie, Ingenieuren, 
Ihnkkorps, Nachrichtendienst ‘oder Luftstreitkräften. Das sei die Wirklichkeit der 
!indisierung des Heeres!“ (The Week, Bombay, 10. Mai 1928 Nr. 19). — Während 
ie anglo-indische „Auxiliary Force“ 1927 eine gestattete Stärke von 36 635 Mann 
Ihtte, wurden die sogenannten Territorial Forces and University Training Corps (die 
ihzige Stelle, wo ein gebildeter Inder Wehrbildung erlangen kann), auf 20000 im 
löchstmaß beschränkt! „Ein kleiner Scherz Lord Birkenheads“ schreibt unsere Quelle! 
IDaneben schreitet der Ausbau der ozeanischen Reduitstellung gegenüber von In- 
len und Ostasien, in Malaia-Singapore, von Indien wohlbeachtet, munter fort: 
'|Die Stadtgründungsarbeiten in Changi, 23 km östlich von Singapore en 
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ende der Insel, schildern sehr anschaulich „Times“ und „China Express and Tele 
graph“ (31. Mai 1928, $. 393). Scheinbar undurchdringliche Dschungel-Wildnis 
unergründlicher schwarzgrauer Schlick der Mangroveküste weichen der gutgewählte, 
Lagerstadt für den 20 km vom offenen Meer abliegenden Flottenstützpunkt im Kana 
zwischen der Singapore-Insel und dem Sultanat Johore auf der Südspitze der Malaien 
Halbinsel. Umsichtige Sanierungsarbeit — die aber ohne chinesische Unterleitun 
und Arbeit unmöglich wäre — geht dem Aufbau der Kasernen, der Civil Lines, de 
Chinesen- und Malaienviertels voraus. Zwei Fuchsbauröhren führen von der Stelle de 
Werften, des zur Zeit in zwei Teilen durch den Suezkanal ausfahrenden große: 
Docks, hinaus zur See; die eine durch den Dammbau Singapore-Johore, die ander 
unter dem Feuer einiger Hügel, auf denen klugerweise die Tropenvegetation al 
Fliegerdeckung für die reichliche Bestückung belassen wurde. Von diesen Befehl 
stellen-Hügeln fliegt der Blick von den Malaienufern von Johore bis zu den Insel! 
der Niederländer im Süden in „a panorama of delight“. Gewiß! Die neue Stac 
Changi wird Artillerie und Pioniere und ein Infanteriebataillon als Sicherheit: 
besatzung der neuen Seeburg trefflich beherbergen. Aber die Entscheidung übe 
ihren dauernden Besitz fällt nicht durch die paar langen Rohre, deren Blitze di 
Urwaldreste leicht verbergen, sondern durch die Nachfahren der chinesischen Kulii 
die jetzt das übrige Dschungel rodeten und Petroleum in jeden Wassertümpel gosser 
Wer hält Singapore, wenn einmal die halbe Million Chinesen auf der wertvolle 
Inselspitze einige Tage nicht mehr arbeiten? Die Chinesenkinder in der Südspitz 
der Malaienhalbinsel, die Chinesen-Millionäre dort, die wie Pilze aufschießen, um 
beider Drahtziehen an den Malaien von unten und von oben werden einmal, wi 
sonst in Hinterindien, auch hier, das Schicksal und die Zugehörigkeit bestimmen: 
und auch diese starke, aber labile Wachstumspitze in wesensfremdem Boden wird di 
Umkehrung erfahren, der noch keine ihrer Art entgangen ist. Ein tüchtiges Stüc 
technischer Werkleistung tut immerhin einen entscheidenden Schritt vorwärts. 

Die Frage, wem es einmal dienen wird, steht auf einem andern Blatte. Im Zu 
sammenhang damit ist zur Geopolitik des Pazifischen Ozeans noch einer Fli 
neuer Arbeiten zu gedenken. Darunter sind als mehr wehrgeographisch herv 
zuheben: N. Roosevelt: „The restless Pacific. London, C. Scribners Sons; Sir Fra 
Fox; „The Mastery of the Pacific“. London, John Lane; P. T. Etherton a 
H.H. Tiltman: „The Pacific. A Forecast“. London, Benn; die als Symptome 
steigerter Aufmerksamkeit zusammengefaßt werden mögen. Die panasiatisc 
Frage berührt mit keckem Griff: M. Harrison: „Asia reborn“, London, Harp: 
& Br.; im großen Stil erfaßt die pazifischen Fragen J. B. Condliffes Sammelbanı 
„Problems of the Pacific“, Cambridge; das schon einmal berührte Ergebnis 
zweiten Zusammenkunft des „Institute of Pacific Relations“ in Honolulu von 192 

Über die gleichen Fragen sprach Anfang Mai General Hwang-Fu, Außenminist 
der chinesischen Südregierung, in der Pan-Pacific-Association in Shanghai. | 
begrüßte im voraus die erste panpazifische Frauentagung, sagte sehr deutlich, di 
China von der pazifischen Bewegung ungestörte Entwicklung für sich erhoffe, ur 
wies darauf hin, daß man die Erhaltung des pazifischen Friedens nicht allein dI 
Personen im Amt und ihrer Stimmung überlassen dürfe. Ein sehr deutlicher Hi 
weis auf den Ehrgeiz der augenblicklichen Japanischen Regierung und ein Wüı 
mit dem Zaunpfahl des Abwehrstreiks, wie der amerikanischen öffentlichen Meinui 
fehlte nicht. Einige kleine Tropfen Wermut im pazifischen Friedensbecher sind « 
Wiederkehr von Eugen Chen und Borodin als Pilger durch Zentralasien (Turkesta 
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'h dem Fernen Osten, während es in Moskau hieß, daß Frau Sun „erfolgreicher 
thoden entbehre“; die Unterdrückung der Selbstbestimmungsbewegung in Samoa 
durch die neuseeländischen Kreuzer „Dunedin“ und „Diomede“ und eine Massen- 
haftung von 400 Vertrauensmännern der Samoaner (Mau). Endlich Kanadas 
nöstliche Sorgen über die 42000 Orientalen unter den 600 000 Einw. von Bri- 
ch Columbia bei nur 270 000 Frauen. Scharfe, gehässige wirtschaftliche Drossel- 
maßregeln sind im Gange. 

Aber die Gefahr von Gegendruck liegt nahe; und den Kanadiern wird in ihrer 
resse mit der Volksvermehrung Chinas der letzten drei Jahre um 49 Millionen, 
Japans der letzten fünf um 61!/, Millionen bange gemacht; so steigt dort und in 
ustralien die Angst um reiche, wohlverwahrte, unzulänglich besetzte Futterplätze 
der Erde und sehr unpazifische Einbrüche darein von hungernden, zu dicht ge- 
idrängten Herden! 


OTTo MAULL: 
BERICHTERSTATTUNG AUS DER AMERIKANISCHEN WELT 


"Die Wirtschaftslage Lateinamerikas. — Vorbereitung der Amerikanischen Präsidentenwahl. — 
Der Kriegsächtungspakt. 


Der „Jahresbericht des Deutschen Wirtschaftsverbandes für Süd- und Mittelamerika 
Zund des Deutsch-Argentinischen Zentralverbandes für 1927“ bringt eine beachtens- 
werte Übersicht über den Stand der wirtschaftlichen Verhältnisse in Latein- 
lamerika. Seinen Ausführungen sei darum auch hıer die nötige Beachtung geschenkt. 
iDer wirtschaftsstärkste Staat, Argentinien, habe sich im verflossenen Jahre 
einer günstigen Entwicklung erfreut, wenn auch die Schwierigkeiten, mit denen 
jArgentinien auf dem Gebiete des Landbaus und der Viehzucht seit geraumer Zeit 
lzu ringen hatte, noch nicht ganz überwunden seien. Doch wurde die wirtschaftliche 
iDepression des Vorjahres überwunden. Das zeigt sich am klarsten in der Ausfuhr, 
die eınen bisher noch nie erreichten Umfang zu verzeichnen hatte. Der Außenhandel 
belief sich 1927 auf 1865 Mill. Goldpesos gegenüber ı615 Mill. Goldpesos im Vor- 
jahr. Davon entfielen 857 Mill. Goldpesos (823 im Vorjahr) auf die Einfuhr und 
11008 Mill. Goldpesos (gegenüber 792 im Vorjahr) auf die Ausfuhr, so daß die 
argentinische Handelsbilanz mit einem Aktivum von 152 Mill. Goldpesos abschließen 
‘konnte, während sie ein Passivum von 3ı Mill. Goldpesos im Vorjahre zu buchen 
ihatte. Diese Überwindung der Einfuhr durch die Ausfuhr verdankt die argentinische 
!Handelsbilanz des letzten Jahres besonders den gewaltigen Ausfuhrmengen, die 
gegenüber 1926 an Umfang um 62°/, gestiegen sind und gleichzeitig von der Ent- 
wicklung der argentinischen Wirtschaft Zeugnis ablegen. Denn die Preislage war 
leine denkbar schlechte und hielt sich im ganzen unter der von 1926. Große Ge- 
{winne sind darum weder von der Landwirtschaft noch von der Viehzucht er- 
Izielt, oft sind mit den erzielten Preisen kaum die Unkosten der Produktion ge- 
Ideckt worden. Man darf darum Argentiniens Wirtschaftsentfaltung und Wirtschafts- 
Imöglichkeiten nicht überschätzen und nicht von dem Handelsaktivum auf ein gutes 
!Gedeihen der Landwirtschaft schließen wollen. Denn auf dem Weltmarkt leidet das 
largentinische Getreide sehr unter der Konkurrenz der Vereinigten Staaten und vor- 
{nehmlich Kanadas, während sein Gefrierfleisch und Konservenfleisch einen nicht 
35* 
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geringeren Wetibewerb Australiens und Neuseelands auf sich zu nehmen haben. 
Doch auch die innere Wirtschaftsstruktur hat noch schwere Mängel aufzuweisen. 
Noch fehlt es sehr an Rationalisierung, und sie leidet nach wie vor unter dem Lati- 
fundienbetrieb, der von einem Großteil der tatsächlich wirtschaftenden Menschen 
zu hohe Pachtsummen fordert. Immerhin erfreuten sich die Staatsfinanzen auf Grund 
des günstigen Handelsabschlusses im letzten Jahre einer guten Entwicklung. Das 
Finanzjahr 1926/27 konnte mit einem Überschuß von rund 700000 Papierpesos 
abschließen. Daß große Pläne, namentlich zur Verbesserung der Verkehrsanlagen, 
bestehen, will nicht viel sagen. Eher ist.zu beachten, daß die argentinischen Ölfelder 
immer mehr als eine nationale Wirtschaftsquelle — freilich der Zukunft — in den 
Vordergrund treten. Zu den Feldern von Commodore Rivadavia, die ein Flächen- 
ausmaß von 2 Mill. ha haben sollen, und denen von Plaza Huincul im Neuquen- 
Gebiet sind die in den Provinzen Salta, Mendoza, Jujuy und von Santa Cruz im 
Süden gekommen. Bisher vermag, allerdings die argentinische Erdölausbeute den 
Bedarf des Landes nicht zu decken. Argentiniens Handel mit Deutschland speziell 
ist sehr rege. Deutschland hat von Argentinien 14°/, seiner Weizeneinfuhr, 59 o 
seiner Maiseinfuhr, 86°/, seiner Leinsaateinfuhr, 72°/, seiner Einfuhr an Schafwolle 
und 43°/, seiner Einfuhr an Rindshäuten erhalten. Argentinien steht darum bei 
dieser innigen Handelsverknüpfung an zweiter Stelle in der deutschen Einfuhr. Da- 
bei ist zu beachten, ‘daß sich diese Einfuhr vom Jahre 1926 zum Jahre 1927 dem 
Werte nach von 614 Mill. Mark auf 1070,7 Mill. Mark gesteigert hat. Leider ist 
nicht die gleiche innige Verklammerung auf dem Gebiete der deutschen Ausfuhr zu 
erkennen. Immerhin hat sich Deutschland den argentinischen Markt, den es in der 
Vorkriegszeit stark belieferte, auf wesentlichen Gebieten zurückerobert, und die deut- 
sche Ausfuhrziffer nach Argentinien ist auch von 1926 auf 1927 mäßig von 273 
auf 298 Mill. Mark gestiegen. Damit steht Deutschland an der dritten Stelle unter 
den Lieferanten Argentiniens hinter den Vereinigten Staaten und England, die 1926 
für 702 bzw. 548 Mill. Mark nach Argentinien lieferten. Diese wirtschaftlichen Be- 
ziehungen zu Deutschland spielen sich auf der Basis des Meistbegünstigungsvertrags 
vom Jahre 1857 ab. Sie werden neuerdings durch eine schutzzöllnerische Bewegung 
gefährdet, die von der Textilindustrie, den Viehzüchtern, den Frigorificos gefördert wird. 
Die Textilindustrie verlangt höheren Zollschutz, während die Landwirtschaft den argen- 
tinischen Markt für deutsche Produkte in einem neuen Vertrage ausspielen möchte, 
um sich erhöhte Absatzbedingungen in Deutschland zu sichern. 

Seiner ganzen Wirtschaftsstruktur nach steht Argentinien am nächsten das kleine, 
aber wirtschaftlich sehr rege Uruguay, dessen jüngste Wirtschaftsentfaltung im allge- 
meinen recht günstig beurteilt wird, trozdem seine Ausfuhr durch die gleiche 
niedri ze Preislage beeinflußt wurde. Seine Ausfuhr sank darum in den ersten drei 
Vierteln des Jahres 1927 gegenüber der im gleichen Zeitraum des Vorjahres von 
745 Mill. auf 69,9 Mill. Pesos, während seine Einfuhr von 54,5 Mill. auf 61,3 Mill. 
gestiegen ist, seine Handelsbilanz sich daher immer noch als aktiv darstellt. Unter 
Uruguays Käufern stand in diesem letzten Zeitraum Deutschland an erster Stelle, 
vor England, Frankreich, Argentinien und den Vereinigten Staaten. Es bezog in der 
Hauptsache Wolle, Häute, Därme und Lebensmittel aus Uruguay. Unter den Liefe- 
Ren u es die dritte Stelle nach den Vereinigten Staaten und England ein. Es 
ers te SR Mill. Mark von Uruguay und verkaufte für 31,5 Mill. Mark nach 
ey. uch Paraguay wirtschaftet noch unter ähnlichen Bedingungen. Schlechte 

rnten vergangener Jahre halten allerdings seine Kaufkraft niedrig. So kommt es, 
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daß der Außenhandel 1926 mit einem Aktivum von 3,3 Mill. Goldpesos abgeschlos- 
‚sen hat. Die Einfuhr belief sich auf 12,2, die Ausfuhr auf 15,5 Mill. Goldpesos. 
Auch die Staatseinnahmen und -ausgaben haben sich in ziemlich günstiger Weise 
gegeneinander ausbalanciert. Deutschland hat 1927 für 2,9 Mill. Mark nach Para- 
' guay geliefert, für 2,2 Mill. Mark von dort bezogen. 
Im ersten Drittel des Berichtsjahres wurde die Wirtschaftslage Chiles noch von 
der politischen Entwicklung ungünstig beeinflußt. Die Regierung Ibanez hat aber 
rasch einen Wechsel zum Besseren gebracht, die Währung stabilisiert und die Finan- 
zen geordnet. Die errichtete Zentralbank hat sich bewährt. Daneben sind Kredit- 
institute für Landwirtschaft und Bergbau geschaffen worden. Sehr ungünstig war 
die Entwicklung der Salpeterindustrie während des Jahres 1926/27, wenn sich auch 
ihre Lage bis zum Ende des Kalenderjahres 1927 gebessert hat. Im Juni 1927 waren 
nur 33 Werke im Betrieb; Ende des Jahres waren es schon wieder 60, die die durch- 
'schnittliche normale Produktion wieder erzeugten. Mit dieser Konsolidierung hat 
auch das Wirtschaftsleben wieder seine innere Sicherheit, die es während der Krise 
des wichtigsten Wirtschaftszweiges, der Salpetergewinnung, in recht empfindlicher 
"Weise verloren hatte. Auch hier trägt sich die jetzige Regierung mit großen Bau- 
plänen, die besonders die Verkehrseinrichtungen verbessern sollen. Deutschlands An- 
teil an dem chilenischen Handel ist nicht gering. 1927 führte es für 61,8 Mill. 
Mark nach Chile aus und kaufte für 97,3 Mill. Mark von dort. 1926 überwog so- 
gar die Ausfuhr nach Chile die Einfuhr von dort. Auf dem Gebiete der KRleineisen- 
waren stand Deutschland an erster Stelle; auch die deutsche Maschinenindustrie 
findet in Chile einen immer größeren Markt. Während die deutsche Einfuhr in 
"Chile von 1925 auf 1926 nur um ı150/, gesteigert werden konnte, ist die amerika- 
‚nische Einfuhr um 24,9°/, gewachsen. Dagegen ist in der gleichen Zeit Englands 
Anteil an der Einfuhr von 34,2°/, auf 28,9°/, zurückgegangen. 

Von den übrigen politischen Raumeinheiten Südamerikas berücksichtigt der Be- 
richt nur die übrigen Andenstaaten, während Brasilien und die Guayanakolonien 
ausfallen. Boliviens Wirtschaftslage wird nicht als besonders günstig bezeichnet, 
wenn auch die Entwicklung langsam vorwärtsschreite. Der Bergbau sei trotz der 
sinkenden Metallpreise in vollem Umfange im Betrieb. Besonders gelte das für den 
Zinnbergbau, während die Förderung von Blei und Zink nicht das Gleiche leiste. 
Die Bodenschätze Boliviens sind Reserven der Zukunft und können der augenblick- 
lichen Lage wenig nutzen. Zunächst decken die Staatseinnahmen die Ausgaben nicht; 
Staat und Gemeinden sind dauernd gezwungen Geld aufzunehmen, das von den 
Vereinigten Staaten allerdings leicht zu haben ist. Freilich werden von den Nord- 
amerikanern Sicherungen für diese Anleihen verlangt, die allmählich empfindlich 
auf dem Land lasten müssen. Der bolivische Außenhandel betrug im Jahre 1926 
192,4 Mill. Bol., davon kamen 70,8 Millionen auf die Einfuhr und 122,6 Millionen 
auf die Ausfuhr. 92°/, der Ausfuhr wurden von den Mineralien bestritten. Unter 
den Käufern Boliviens steht Deutschland wie in den Vorjahren an fünfter Stelle 
hinter England, den Vereinigten Staaten, Belgien und Brasilien; unter den Liefe- 
ranten steht es an dritter Stelle hinter den Vereinigten Staaten und England. Es 
hat sich mit 8,2 Mill. Mark an der Einfuhr nach Bolivien beteiligt und für 15,4 Mill. 
Mark im Jahre 1927 von dort gekauft. Die innerpolitischen Unruhen scheinen die 
Wirtschaftslage wenig beeinflußt zu haben. Vielmehr leidet Bolivien an der geringen 
Aufgeschlossenheit seiner Wirtschaftsquellen. Peru hat in der Nachkriegszeit sehr 
auffällige Schwankungen seiner Wirtschaftslage durchgemacht. Auf die Hochkon- 
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junktur der ersten Nachkriegsjahre ist seit 1925 ein bedenkliches Tal in seiner! 
Wirtschaftskurve gefolgt. Schlechte Ernteergebnisse und niedrige Preise waren daran: 
schuld, besonders bei der Baumwollproduktion, deren Ausfall wichtig ist für die: 
ganze Geschäftslage des Staates. Petroleum und Kupfer, die beide eine erfreulichere: 
Entwicklung zeigten, sind dagegen in der Hauptsache in der Hand ausländischer‘ 
Gesellschaften und bieten für die Gesamtlage geringe Ergänzung. Doch der im ganzen 
günstige Außenhandel wurde gerade durch sie in seiner Aktivität bestimmt. Die: 
Einfuhr betrug ı8,2 Mill. peruanische Pfund, die Ausfuhr >3,5 Mill. peruanische: 
Pfund. Deutschland hat in den Handelsbeziehungen zu Peru in der Einfuhr denı 
dritten Platz hinter den Vereinigten Staaten und England. Als Käufer spielt es eine: 
geringere Rolle. Es lieferte für 22,9 Mill. Mark und kaufte für 14,8 Mill. Mark.. 
Der Bericht meint, von einer allmählichen Besserung der Wirtschaftslage sprechen: 
zu sollen. Ecuadors Wirtschaftslage ist ganz ähnlich. Auch sie hat im Berichtsjahr: 
unter schlechten Ernten und niedrigen Preisen gelitten. Trotzdem war auch seine: 
Handelsbilanz im Jahre 1926 aktiv: Einfuhr 47,1 Mill. Sucres, Ausfuhr 63,6 Mill.. 
Zucres. Deutschland lieferte für 5,2 Mill. Mark und kaufte für 4,5 Mill. Mark. Es; 
nahm im ersten Halbjahr 1927 den dritten Platz hinter den Vereinigten Staaten undl 
England ein, in der Ausfuhr die zweite Stelle hinter den Vereinigten Staaten. Auch hier: 
ging die Stabilisierung der Währung mit Schaffung einer Zentralbank Hand in Hand. 
Im Vergleich mit den mittleren Andenstaaten muß die Wirtschaftslage in Kolum-- 
bien günstig beurteilt werden. Auch die Staatsfinanzen sind gut. Ein großes Pro-- 
gramm gilt dem Ausbau des Verkehrsnetzes. Besonders die Vielfältigkeit der kolum-: 
bianischen Wirtschaft hat die Mißerfolge auf dem einen Gebiete durch Erfolge auf! 
dem anderen wieder wettgemacht und damit Kolumbien vor den wirtschaftlichen 
Ausfällen bewahrt, denen Länder mıt einseitiger Wirtschaftsentfaltung immer wieder 
ausgesetzt sind. Ganz besonders rasch hat sich Kolumbiens Ölwirtschaft entwickelt: 
1924: 0,445 Mill., 1926: 6,4 Mill., 1927: ı5 Mill. Faß. Eine Revision des Öl-. 
gesetzes strebt in Parallele zu Mexiko eine Nationalisierung der Ölindustrie an. 
Deutschlands Einfuhr nach Kolumbien belief sich 1927 auf 63,6 Mill. Mark, die 
Ausfuhr von dort nach Deutschland erreichte nur den Wert von 25 Mill. Mark. 
Nicht gleich erfreulich lautet der Bericht über Venezuela. Es hatte 1926 unter 
stark anhaltender Dürre, 1927 unter zu reichen Niederschlägen zu leiden, die beide 
den Kaffee- und Kakaoplantagen Schäden zufügten. Der Ernteausfall betrug bei 
Kaffee etwa 30°/,, bei Kakao 36°/,. Wohl boten die Ölindustrie und die neu ein- 
setzende Goldproduktion einen gewissen Ausgleich, der aber deswegen nicht durch- 
schlagend sein konnte, weil die wesentlichsten Gewinne auch hier wieder ins Aus- 
land abfließen. Rege entwickelt sich in Venezuela die Baumwollindustrie. Deutsch- 
land ıst ein guter Käufer des Landes (1927: 50,7 Mill. Mark), während der vene- 

zuelanische Markt sich Deutschland nicht so leicht erschließt (23,2 Mill. Mark). 
Eine im allgemeinen viel zu wenig beachtete Tatsache ist der Umschwung, der in 
den Handelsbeziehungen der mittelamerikanischen Staaten Platz gegriffen hat. Denn 
zeitweilig nahmen die Vereinigten Staaten in Mittelamerika nahezu eine Monopol- 
ee ns ER nn Bewußtsein heraus, die 
Mittelamerikas ie meh na eh ER ee 
ae > run en ar europäischen Staaten zu. In den ersten sechs 
a a re Es ie Et Mittelamerikas nach der Union 19,1 Mill. 
er 010] EN h Spanne des Jahres 1927 dagegen nur 17540)» d. h. sie war 
»I/o gesunken. Noch viel treffender zeigt sich das aber in der Einfuhr von 


_ Nordamerika, die in der gleichen Zeit von 28,6 auf ı 7,4 Mill. Doll., also um 64,7°/, 
- gesunken ist. Immerhin stehen die Vereinigten Staaten nahezu führend in der mittelame- 
 rikanischenWirtschaftda. CostaRicas Ausfuhrbeliefsich 1926 auf75,8 Mill. Col.45,6°/, 
_ entfielen davon auf England, 40,30/, auf die Vereinigten Staaten, 8,7°/, auf Deutsch- 
land (1927: 2ı Mill. Mark). Die Einfuhr von 55,3 Mill. Col. verteilte sich zu 
55,7 °/, auf die Vereinigten Staaten, 14,6°/, auf England, 12,3 0/, auf Deutschland 
(1927: 5,9 Mill. Mark). Auch die Finanzlage des Staates war befriedigend. Nicara- 
 guas Wirtschaft hat natürlich sehr unter den fast dauernden politischen Unruhen 
gelitten, doch nicht so, wie man leicht meinen könnte. So war z.B. 196 die Handels- 
bilanz aktiv: Ausfuhr ı2 Mill., Einfuhr 10,3 Mill. Cordobas. Die Einfuhr verteilte 
sich zu 70°/, auf die Vereinigten Staaten, zu ıı 0/, auf England, zu 7°/, auf Deutsch- 
"land (1927: Ausfuhr nach Nicaragua 2,5, Einfuhr von dort 3,3 Mill. Mark). Recht 
_ unsicher war die Wirtschaftslage von Honduras, das darum 1926 bedeutend weniger 
Waren aus dem Auslande bezog als im Vorjahre. Deutschland, das hinter den Ver- 
einigten Staaten und England an dritter Stelle unter den Einfuhrländern steht, hat 
in der letzten Zeit seine Position verbessert (1927: Ausfuhr nach H. 1,3, Einfuhr 
von H. 0,7 Mill. Mark). Schlechte Kaffeeernte und niedrige Preise hielten die Aus- 
fuhr San Salvadors in der ersten Hälfte des Jahres 1927 niedrig: 22,8 gegenüber 
41,8 Mill. Colones im Vorjahr. Trotzdem gestaltete sich die Finanzlage der Republik 
nicht ungünstig. Deutschland führte für 3,5 Mill. Mark nach San Salvador aus und 
kaufte für 24,2 Mill. Mark von dort. Daneben erfreut sich Guatemala einer ge- 
sicherten Wirtschaft und Finanzlage. Besonders der deutsche Handel machte große 
Fortschritte. Deutschlands Ausfuhr nach Guatemala betrug 1927 ıı,ı Mill. Mark. 
“Viel mehr bezieht Deutschland von dort, nämlich für 69,9 Mill. Mark. Wenig 
‚ günstig war dagegen wieder die Wirtschaftslage Kubas, die unter einer Krise auf 
dem Zuckermarkte unter dem Einfluß der nordamerikanischen Zuckerzölle litt. Um 
sie zu beheben, mußte die Regierung auf Grund gesetzgeberischer Maßnahmen eine 
Beschränkung der Produktion auf 4 Mill. t anstreben. Günstiger gestaltete sich der 
Tabaksmarkt. Besonders der deutsche Handel mit Kuba entwickelte sich recht gut: 
1927 Ausfuhr nach Kuba im Werte von 32,1 Mill. Mark, Einfuhr von dort im 
Werte von 10,2 Mill. Mark. Haiti und die Dominikanische Republik haben 
sich von der Depression des Jahres 1926 erholt, so daß ihr Einfuhrhandel wieder 
höhere Ziffern aufweist. 74°/, der Einfuhr Haitis kamen von den Vereinigten Staaten, 
während die Ausfuhr in der Hauptsache nach Frankreich ging. Deutschland lieferte 
nur für 1,9 Mill. Mark nach Haiti, während es für 4,6 Mill. Mark von dort kaufte. 
Die entsprechenden Zahlen für die Dominikanische Republik sind 5,7 und 10,6 Mill. 
"Mark. Hier steht Deutschland mit 7,8°/, der Einfuhr an zweiter Stelle, jedoch sehr 
weit hinter Amerika, das mit 60°/, die Einfuhr beherrscht. Zum Vergleich noch die 
Handelsbeziehungen Deutschlands mit: Brasilien (Ausfuhr nach Brasilien 161,6 Mill. 
Mark, Einfuhr aus Brasilien 191,5 Mill. Mark), Mexiko (Ausfuhr: 53,8; Einfuhr: 
75,0 Mill. Mark) und Panama (Ausfuhr: 3,3; Einfuhr: 0,9 Mill. Mark). 

In den Vereinigten Staaten rückt der Termin für die Präsidentenwahl 
näher, so daß die Frage der Kandidaten die Öffentlichkeit immer stärker beherrscht. 
So wird der in Kansas City zusammengetretene Parteikonvent darüber entscheiden, 
welchen Kandidaten die Republikanische Partei aufstellen wird. Zunächst bekämpften 
sich noch innerhalb der Partei verschiedene Richtungen, von denen die eine Hoover 
nannte, die andere für Lowdon eintrat, die dritte sich für Dawes erklärte. Unter 
ihnen soll Hoover die meisten Aussichten auf Nominierung haben. Der demokra- 
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tische Konvent wird vermutlich Al. Smith nominieren, gegen dessen Nennung sich, 
allerdings zuletzt eine scharfe Opposition gebildet hat. Inzwischen ist Hoover mit 837 \ 
von 1089 Stimmen des republikanischen Parteikonvents trotz der mit der Wahl un- 
zufriedenen Farmer nominiert worden. Lowden, der Führer der Farmer, hatte sich 
schon vorher aus dem Wahlkampf zurückgezogen. Außer für Hoover waren abgegeben | 
worden für Hughes ı Stimme, für Dawes 4, für Coolidge 17, für Goff ı8, für Norris 24, | 
für Watson 45, für Curtis 64, für Lowden 74. Als Vizepräsident wurde Curtis nominiert. 
Langsam schleppen sich die Verhandlungen über den Antikriegspakt hin. 
Die englische Antwortnote ist allerdings noch im Mai überreicht worden. Sie stimmt 
grundsätzlich der Kelloggnote zu, stellt sich aber doch in wesentlichen Punkten auf 
die Seite Frankreichs. Sie unterstreicht besonders, daß die amerikanische Regierung 
das Recht der Selbstverteidigung anerkenne. Unter dieser Selbstverteidigung wird aber 
auch die Verteidigung gewisser lebenswichtiger Positionen des Gesamtempire verstanden. 
Nur unter der Bedingung könne die englische Regierung den Vertrag annehmen, daß 
ihre Handlungsfreiheit in der Beziehung nicht eingeschränkt werde. Dem allgemeinen 
Grundprinzip stimmten auch die Dominien und Indien bei. Trotz ihrer recht be- 
denklichen Einschränkungen ist die britische Antwort in Washington als entgegen- 
kommend und geeignet zur Basis für weitere Verhandlungen angesehen worden. Die 
. englische Antwort hat gleichzeitig die Antwort der Dominien mit verwertet. Von 
ihnen äußerte sich Irland durchaus zustimmend mit der besonderen Betonung, daß 
es in dem Plane nichts fände, was irgendwie mit den Verpflichtungen des Völker- 
bundes unvereinbar wäre. Auch Australien hat ohne alle Vorbehalte zugestimmt. 
Ebenso haben Kanada und Südafrika, dieses jedoch nur mit Vorbehalten, zugestimmt 
und sich ebenfalls den englischen und französischen Vorbehalten nicht angeschlossen. 
Japan hat sich in seiner Antwort wiederum auf die Selbstverteidigung bezogen, während 
auf der anderen Seite Frankreich anscheinend auf die meisten Vorbehalte verzichtet hat. 
Amerika hat auf die Antworten der britischen Dominions hin eine Sondernote an Austra- 
lien, Neuseeland, Südafrika, Kanada, Irland und die Regierung von Indien gerichtet, in 
der sie diese als ursprüngliche Partner des Kriegsächtungsvertrages zu den Verhandlungen 
über den Vertrag einlädt. Kellogg hat dann gleichsam als Echo auf die Antwort bei einem 
Bankett über die Friedensbewegung gesprochen, wobei er die Stimmen von draußen 
als sehr ermutigend bezeichnet hat; vorher beschäftigte sich bei der traditionellen 
Präsidentenrede auf dem Schlachtfeld von Gettysburg Coolidge nachdrücklich mit 
den Friedensbestrebungen und drückte die bestimmte Hoffnung aus, daß sie von 
Erfolg begleitet seien. Freilich darf man sich nicht allein durch solch offizielle Äuße- 
rungen führen lassen, sondern muß auch einmal stärker die Nebenerscheinungen 
und das Zufällige zur Beurteilung mit heranziehen. Da ist es den Kritikern des bis- 
herigen Notenwechsels nicht entgangen, daß im Grunde eine ganz wesentliche Wen- 
dung in den Verhandlungen eingetreten ist. Sie besteht nicht in der Erweiterung der 
Unterhaltungen von den zwei (Amerika und Frankreich) auf die sechs Großmächte 
und ihre ‚Gefolgschaftsstaaten. Sie besteht vielmehr in der ganz offenen Anerkennung 
der amerikanischen Monroedoktrin durch England, die freilich — wenn auch un- 
ausgesprochen = die Anerkennung für eine „Monroedoktrin“ für das British Empire 
RS Das wird die Basis sein, auf der alle weiteren Verhandlungen gepflegt werden, 
enn damit ist ein Gesichtspunkt gewonnen, der auch volles Verständnis bei Frank- 
reich auslösen wird. Im Grunde heißt das: Hände weg von den Interessensphären! 
Abseits dieser grundsätzlichen Bereinigung ist man dann gewillt, sich über die Kriegs- 
ächtung zu einigen. Den bisherigen Erfolg zusammenfassend, hat Kellogg inzwischen 
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eine neue Note an die Mächte gerichtet, die im nächsten Heft Gegenstand weiterer Be- 
trachtung zu sein hat. Aber noch eine Beobachtung scheint sehr wichtig zu sein: die 
müchterne Auffassung des Problems durch den leitenden englischen Staatsmann, Sir 
Austen Chamberlain. In einem Aufsatz „Der Kampf um den Frieden“ (D. A.Z. 1928, 
Nr. 265—266) sagt er: „Es ist kein Wunder, daß mitten im Entsetzen des Gemetzels, 
in dem die Hoffnung der gesamten Menschheit untergegangen ist, sich die Gedanken 
aller wieder einmal dem Traum eines Weltfriedens hingaben. Das ist durchaus kein 
neuer Gedanke. Durch jede Krise in der Weltgeschichte ist dieser Traum ins Leben 
gerufen worden; zu allen Zeiten hat sich das menschliche Herz gegen die blinde 
Zerstörungswut der Gewalt empört. Zu allen Zeiten bestand das gleiche Sehnen, unsere 
Kinder vor jenen Schrecken zu bewahren, die wir durchlebt haben. Die Welt, welche 
vom eben erhaltenen Schlage zittert, ihren Wohlstand und Glauben an die Mensch- 
heit in Trümmern und ihre Ideale erschüttert sieht, sucht nach irgendeiner inter- 
nationalen Organisation, die jenseits persönlicher und nationaler Oberhoheit steht, 
einer Sicherstellung ihrer Existenz, einem Zufluchtsort vor der Selbstzerstörung.“ 
Dann bringt Chamberlain Beispiele, die von solchem Streben zu allen Zeiten künden. 
Diese Auslassungen des britischen Außenministers besagen sehr deutlich, daß man 
in der erkenntnistheoretischen Fundierung der allgemeinen Friedensbestrebungen 
genau so weit ist, wie eines der Handbücher der politischen Geographie: ich meine 
mein eigenes (Politische Geographie, Berlin, Gebrüder Borntraeger, 1925). Dort heißt 
es S. 630: „An pazifistischen Bestrebungen ist die Menschengeschichte nicht arm. 
Nach den römischen Bürgerkriegen, die Augustus zur Höhe geführt hatten, schmachtete 
die Menschheit nach einem Dauerfrieden. „Friede auf Erden“ schien damals die 
Losung der antiken Welt. Properz war z. B. ausgesprochener Pazifist. Die Pax Romana 
‚war Idee und zugleich Utopie des kaiserlichen Roms, sowie der mittelalterliche deutsche 
Imperialismus vergeblich nach der Erhaltung des Friedens in der Christenheit strebte. 
An die Stelle des Friedens trat die römische Reichserweiterung mit ihren langwierigen 
Kämpfen an der Grenze und mit kriegerischen Wirrnissen im Inneren. Die Erklärung 
des „ewigen Landfriedens“ war der Ausdruck einer gewissen Kampfmüdigkeit des 
ausgehenden Mittelalters; sie wollte das Faustrecht des Mittelalters überwinden und 
hatte zeitlich die Adels-, Bauern- und Religionskriege zur Folge. Besonders wieder 
seit dem Beginne der neueren Zeit hat die Friedensidee ernste und warme Verfechter — 
Jean Bodin (1572), Sully (1638), William Penn (1693), Leibniz (Ende des 17. Jahr- 
hunderts), Abbe de Saint-Pierre (17:5), Kant (1795) — gefunden, namentlich gerade 
dann, wenn die Welt unter politischen Erschütterungen bebte oder ermattet vom 
Kampfe zurückschaute. Wer die Grundlage der Wirklichkeit nicht verlieren will, 
kann darum im pazifistischen Verständigungsstreben nichts anderes als einen Hin- 
weis auf die sittliche Forderung alles Menschentums, die Menschheit über allen Natio- 
nalismus und Egoismus zu stellen, sehen und wird dabei erkennen, daß zwischen 
ihr und dem auch in der Zukunft Erreichbaren nur noch die Kluft zu überbrücken 
ist, die zwischen Idee und Wirklichkeit, Ideal und Leben liegt.“ An anderer Stelle 
heißt es: „Die Frage kann doch nicht so eindeutig beantwortet werden, ob überhaupt 
ein auf die Dauer wirkender Verständigungswille da sei.“ Ganz so faßt der praktische 
Staatsmann, Chamberlain, seine Überlegungen zusammen: „Die alte und die neue 
Zivilisation haben sich mit den älteren Zivilisationen Asiens zu einem Bunde zur 
Erhaltung des Friedens vereinigt. Für mich bleibt es aber doch ein ernüchternder 
Gedanke, daß es erst bewiesen werden muß, daß wir dort, wo andere größere, nicht 
minder aufrichtige und ernste Männer versagt haben, erfolgreich sein werden.“ 
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EMIıLE VANDERVELDE: 


WIRTSCHAFTLICHE ZUSAMMENARBEIT DER 
INDUSTRIENATIONEN 


Mögliche Rückwirkungen auf die große Politik 


Die Befolgung einer weitschauenden Handelspolitik und eine großzügige inter- 
nationale Zusammenarbeit in Wirtschaftsfragen ist für den Wiederaufbau unserer 
Weltwirtschaft unerläßlich. Besteht aber eine solche wirksame Zusammenarbeit be- 
reits? Hat der Gedanke einer wirtschaftlichen Zusammenarbeit der Völker in letzter 
Zeit wirklich Fortschritte gemacht? Leider muß ich feststellen, daß dies kaum der 
Fall gewesen ist. Im Gegenteil, ich fürchte, daß trotz unzähliger Besprechungen und 
trotz der im vorigen Jahre stattgefundenen Genfer Weltwirtschaftskonferenz, die den 
Abbau der Zollschranken anregte, der Gedanke der Schutzzollpolitik noch nie so- 
viel Anhänger gehabt hat, als dies gerade heute der Fall ist. 

Diese Tatsache ist gewiß an sich bedenklich, um so mehr, als wirtschaftliche 
Gegensätze auch zwischen befreundeten und aufeinander angewiesenen Nationen 
auftreten. Denken wir z. B. an Belgien und Frankreich. Trotz der gemeinsamen 
Leiden während des Weltkrieges, trotz der großen Sympathien, welche beide Länder 
verbinden, bestehen in den belgisch-französischen Handelsbeziehungen doch gewisse 
Spannungen. Pessimisten reden bereits von einem Zoll- und Wirtschaftskrieg zwischen 
beiden Ländern, der natürlich den Wirtschaftsbeziehungen beider Gebiete nur außer- 
ordentlich abträglich sein könnte. Tatsächlich setzen die Textil- und Metallver- 
arbeitenden Industrien Frankreichs der Einfuhr belgischer Fabrikate größte Hemm- 
nisse entgegen. Glücklicherweise entwickelt sich das Exportgeschäft Belgiens im all- 
gemeinen recht vorteilhaft, so daß das Land die Schwierigkeiten an einer Stelle durch 
Fortschritte an anderer Stelle ausgleichen kann. 

Während also unsere Wirtschaftsbeziehungen mit Frankreich sich immer schwie- 
riger gestalten und die Berührungspunkte immer geringer werden, vertiefen sich 
unsere Beziehungen zu Deutschland immer mehr. Noch allerdings steht in 
unserem Handelsverkehr England an erster Stelle, gleich dahinter folgt indessen 
Deutschland, das Frankreich in dem Umfang seiner Handelsbeziehungen zu Belgien 
weit überflügelt hat. Dieser Vorgang besitzt meines Erachtens internatio- 
nale Bedeutung. Es liegt mir fern, die Wichtigkeit dieser Tendenzen zu über- 
treiben, ich möchte jedoch soviel sagen, daß in unserer heutigen Zeit die Wirtschaft 
mehr denn je mit der Politik verknüpft ist. Trotz der großen Sympathien, die Bel- 
gien Frankreich entgegenbringt, und trotz der vielen freundschaftlichen Beziehungen 
zwischen beiden Ländern, kann doch die Umlagerung der wirtschaftlichen 
Beziehungen in der Nachkriegszeit eines schönen Tages einen sehr weit- 
gehenden Einfluß auf unsere politische Orientierung ausüben. Wir dür- 
fen nicht vergessen, daß der Hafen von Antwerpen breite Ufer des Rheins als Hinter- 
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land besitzt und neben Elsaß und Lothringen auch Rheinland und Westfalen, die 
‚beide näher an Antwerpen als an Hamburg gelegen sind, mit dem Meere -verbindet. 
; Wenn ich oben auf die französischen Schutzzollbestrebungen hingewiesen habe, 
‚so habe ich damit leider keinen Einzelfall berührt. Wirtschaftlicher Protektionismus 
ist auch in anderen Ländern zu beobachten, selbst in England, dem klassischen 
"Lande des Freihandels. Gerade im Falle England glaube ich jedoch, daß es sich hier 
nur um eine vorübergehende Erscheinung handelt und daß die zur Zeit über das 
‚Land gehende Schutzzollwelle nur auf die konservative Majorität in der Regierung 
zurückzuführen ist. Allerdings muß ich feststellen, daß selbst in der englischen Ar- 
beiterpartei gewisse protektionistische Tendenzen nicht zu verkennen sind. Ich be- 
zweifle jedoch, daß England oder irgendein anderes hochindustrialisiertes Land lange 
Zeit an einer Politik des Hochschutzzolles festhalten kann; ich halte es daher für 
‚nicht ausgeschlossen, daß bereits die nächsten Wahlen in England dem Freihandels- 
gedanken neue Kraft zuführen werden. 

Heute ist die Schutzzollbewegung in allen Kulturländern äußerst mächtig, einmal 
‚jedoch wird und muß ein Umschwung mit Gewalt einsetzen, wenn auch dieser Um- 
schwung noch nicht heute oder morgen eintreten wird. Die Vereinigten Staaten z. B., 
die im Innern ein großes Freihandelsgebiet darstellen, werden nach außen hin noch 
lange Zeit ein in seiner Wirtschaftspolitik protektionistisch eingestelltes Land bleiben, 
‚weil sie nicht übervölkert sind. Die amerikanische Industrie bemüht sich, vor allem 
den einheimischen Markt zu erfassen, trotzdem gibt es eine ganze Reihe von An- 
zeichen, die darauf hinzudeuten scheinen, daß die Union sich zu einer großen Export- 
nation entwickeln wird, und dann wird schließlich in zwangsläufiger Entwicklung 
auch der übertriebene Protektionismus abgebaut werden müssen. 

In diesem Zusammenhange mag es mir gestattet sein, auf die interessante Tatsache 
hinzuweisen, daß Belgien, das vor dem Kriege nur mit seinen nächsten Nachbarn 
Handelsbeziehungen unterhielt, durch die protektionistische Handelspolitik, die heute 
allenthalben in Europa vorherrscht, gezwungen wurde, sich nach anderen Absatz- 
gebieten auf dem Weltmarkte umzusehen. Wir besitzen heute solche Absatzgebiete 
in den Vereinigten Staaten sowie in Südamerika, vorwiegend in Brasilien und Argen- 
tinien. Selbst unsere Landwirtschaft exportiert heute, und zwar führen wir haupt- 
sächlich Früchte, Butter und Eier aus. In den am Atlantischen Ozean gelegenen 
amerikanischen Häfen ist unsere Zementindustrie in der Lage, bessere Preise und 
günstigere Lieferungsbedingungen als die amerikanische Zementindustrie zu bieten, 
und das trotz des bestehenden amerikanischen Schutzzolles. Man spricht daher auch 
bereits von einem Abkommen zwischen der belgischen und amerikanischen Zement- 
industrie mit dem Ziele einer Aufteilung des Marktes. 

Die obigen Ausführungen mögen genügen, um zu zeigen, daß es angesichts der 
gegenwärtig bestehenden schutzzöllnerischen Tendenzen sehr schwer ist, eine wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit der Industrienationen zu entdecken. Alle Anzeichen deu- 
ten vielmehr darauf hin, daß wir uns noch in der Richtung eines verschärften Wett- 
bewerbes der Völker auf dem Weltmarkte befinden. Ich glaube jedoch andererseits, 
daß diese dem Wiederaufbau der Weltwirtschaft stark abträglichen Tendenzen den 
Keim ihrer Vernichtung in sich selbst tragen, und bin fest davon überzeugt, daß 
die Nachteile eines übertriebenen Schutzzolles der Welt die Augen öffnen werden. 
Letzten Endes werden sich die Kulturnationen doch dazu entschließen müssen, die 
Anregungen, die auf der Genfer Weltwirtschaftskonferenz mit so großem Nachdruck 
aus berufenem Munde gegeben wurden, einmal in die Tat umzusetzen. 
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GERHARD HERRMANN: 1 
WELTWIRTSCHAFTLICHER LITERATURBERICHT 


A. Sartorıus v. Waltershausen. Die Welt- 
wirtschaft und die staatlich geordneten Verkehrs- 
wirtschaften. Schriften des Weltwirtschafts-Insti- 
tuts der Handels-Hochschule Leipzig. Herausge- 
geben von Prof. Dr. E. Schultze. Bd. 2. Leipzig 
1926. Gloeckner. 416 8. 


Dieses von einem Nationalökonomen geschrie- 
bene Buch ist tür den Geopolitiker eine wichtige, 
ja notwendige Ergänzung zu den zahlreichen 
Wirtschaftsgeographien, die in den letzten Jahren 
erschienen sind. Es betrachtet die Weltwirtschaft 
nicht unter einem der vier in Z. f.G. 1925, 8. 35, 
auseinandergesetzten, notwendigerweise beschränk- 
ten Gesichtspunkte, die die wirtschaftsgeographi- 
sche Betrachtung ausgebildet hat, sondern uni- 
versal. Begriff und Umfang der Weltwirtschaft er- 
gibt sich aus den folgenden Ausführungen. „Für 
die begriffliche Feststellung der Weltwirtschaft 
ist es nun unumstritten, daß es einen Weltstaat 
mit einem von ihm ausgehenden Weltrecht oder 
auch nur eine allgemeine, international vertrags- 
mäßige politische Föderation nicht gibt, und 
daß sich darum die staatlich geordnete Volks- 
wirtschaft deutlich von ihr abhebt. Es wird aber 
gezeigt werden, daß die Weltwirtschaft eines 
Rechtes und einer fortschreitenden Rechtssetzung 
nicht ermangelt, und daß sie ohne ein solches 
Recht überhaupt als geschichtliche Tatsache nicht 
denkbar ist. Sie ist jedoch wie die Volkswirtschaft 
ein dauernder Gesamtzustand mit dem Inhalt 
des Zusammenwirtschaftens unter einer weiterhin 
zu beschreibenden Differenzierung und Integrie- 
rung produktiver Kräfte und Tatsachen. Das 
Zusammenwirtschaften wird auch hier sicht- 
bar an dem Verkehr mit Sachgütern, Leistungen, 
Nutzungen, Nachrichten, Gedanken und Personen, 
dessen Netz über die ganze Erde geworfen ist. 
Dieses Ganze ist das Objekt und der Ausgangs- 
punkt der Untersuchung. Es ist ihm bei allen 
Einzelfragen eine zentrale Stellung anzuweisen, 
in dem weltwirtschaftlich das ist, was ihm ent- 
spricht. Die theoretische Weltwirtschaftslehre 
soll diesen Zusammenhang der Weltwirtschaft zum 
Verständnis bringen, ihn nach den ihn beherr- 


schenden Kräften und gesetzten Bedingungen 
erforschen und ihn als historisches Ergebnis be- 
greifen. Die praktische Aufgabe einer besseren 
Gestaltung kann auch hier nur das Eintreten für 
ein Gesamtinteresse sein, das noch schwieriger 
als bei der Volkswirtschaft zu umschreiben und 
glaubhaft zu machen ist... Daß es nun noch ein 
zweites Gesamtinteresse, das weltwirtschaftliche 
neben dem volkswirtschaftlichen geben soll, kann 
daher nur aus einer mühsam aufgebauten Zu- 
kunftsperspektive heraus verständlich gemacht 
werden, die jedoch, wenn der gute Wille für 
ihr Aufsuchen vorhanden ist, mit dem Prädikat 
‚utopisch‘ nicht abgetan werden darf, sobald sich 
die starken Wurzeln ihrer Realität in der Gegen- 
wart nachweisen lassen.“ Die Weltwirtschaft ist 
für $. v. Waltershausen weder eine Summe der 
einzelnen Volkswirtschaften im Sinne Schmollers, 
noch ergibt sie sich im Sinne der klassischen 
englischen Lehre unmittelbar aus den Einzel- 
wirtschaften der Individuen. Gewiß ist es auch 
in der Weltwirtschaft die Einzelwirtschaft, die 
die einzelnen Verkehrshandlungen leistet, aber 
die Volkswirtschaften bestimmen nach ihrem Bau, 
ihrer Produktiv- und Kapitalkraft, ihrem Handel, 
ihren Verkehrsmitteln, alles zusammenfassend und 
vom Staat zusammengefaßt, das, was im ganzen 
geleistet wird. So hat die Weltwirtschaftslehre 
ihren eigenen Ausgangspunkt; es ist der eines 
geschichtlich gewordenen, wirtschaftlichen Erd- 
ganzen. 

Es war an dieser Stelle eine so ausführliche 
Erläuterung des Begriffs Weltwirtschaft im Sinne 
unseres Verfassers nötig, erstens, weil die in diesem 
Literaturbericht bisher besprochenen Bücher wirt- 
schaftlichen Inhalts vorwiegend wirtschaftsgeogra- 
phische waren und daher der wirtschaftswissen- 
schaftliche Standpunkt nicht von vornherein als 
geläufig betrachtet werden kann, und zweitens, 
weil Sartorius v. Waltershausen diese Definition 
in zielbewußter Klarheit zur Grundlage seines 
ganzen Buches macht. Folgerichtig behandelt also 
der zweite Abschnitt in beschreibender Form die 


Inen Volkswirtschaften, die er in exakter 
eise als „staatlich umgrenzte und geordnete 
kehrswirtschaften“ bezeichnet. Zunächst wer- 
er nach dem Gesichtspunkt des mehr oder 
niger hohen Selbstbestimmungsgrades Typen 
itwickelt, und darauf werden, nach Erdteilen 
eordnet, sämtliche politischen Gebilde der Welt 
ı ihrer Wirtschaftsstruktur analysiert. Die Dar- 
ellung dieses Abschnitts des im übrigen her- 
orragenden Buches ist wohl nicht frei von Ein- 
itigkeiten und Verallgemeinerungen, doch dürfte 
ine völlig befriedigende Fassung dieses weltum- 
jannenden Kapitels, noch dazu in der Kürze 
on 119 Seiten, über die Kraft eines Einzelnen 
berhaupt hinausgehen. Es folgt der Abschnitt 
Aus der Geschichte der Weltwirtschaft“, ge- 
liedert nach den Gesichtspunkten: I. Die Aus- 
dung des Weltverkehrs in einigen Zahlen 
Sröße des Welthandels, Eisenbahnlänge, Welt- 
andelsflotte, Weltkanäle, postalischer Verkehr, 
Imfang der im Ausland angelegten Kapitalien, 
Vanderung). II. Die Entstehung des Weltver- 
ehrs und der Weltwirtschaft (die treibenden 
‚räfte der Entwicklung, Zurückweisung der Auf- 
issung, daß die Wirtschaft unserer Tage vom 
apitalismus als solchem und nicht von dem 
lenschen dirigiert werde). III. Die Rechtsgrund- 
igen der Weltwirtschaft. IV. Die Störungen in 
er Weltwirtschaft und in ihrer Entwicklung 
Xonjunkturgeschichte der Volkswirtschaften und 
eren gegenseitige konjunkturelle Beeinflussungen, 


ie durch den Krieg veranlaßte Störung der 


Veltwirtschaft). Dann schließt sich der nahezu 
undertseitige Abschnitt „Weltwirtschaftliche Zu- 
immenhänge“ an, in dem der moderne dynami- 
he Gesichtspunkt in glänzender Weise zur An- 
endung gelangt, (natürliche Voraussetzungen 
on Weltproduktion und Verkehr, volkswirt- 
;haftliche Selbständigkeit und Anpassung an die 
Veltwirtschaft, insbesondere Polemik gegen den 
egriff „Internationale Arbeitsteilung“, interna- 
onale Angleichung in Technik, Arbeitslöhnen, 
Varenpreisen, zwischenstaatliche Wanderungen, 
wischenstaatliche Kapitalbewegung, das Geld in 
er Weltwirtschaft, insbesondere Goldwert, Wäh- 
ing, zwischenstaatliche Zahlungs-, Verpflich- 
ings-, Handels- und Austauschbilanz). Die beiden 
tzten Abschnitte, die der weltwirtschaftlichen 
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Verteilung (Bereicherung einer Verkehrswirtschaft 
auf Kosten einer anderen, Weltmarkt, Imperia- 
lismus) und der Politik innerhalb der Weltwirt- 
schaft gewidmet sınd, enthalten in tief schür- 
fender Betrachtung wichtige Grundlagen für geo- 
politische Erkenntnis. H. Lautensach. 


AndreSiegfried: Die Vereinigten Staaten 
von Amerika, Volk — Politik — Wirt- 
schaft. 303 Seiten in Lex. -8%. Aus dem Fran- 
zösischen übersetzt von C. u. M. Loosli-Usteri. 
(Der Aufbau moderner Staaten. Eine Sammlung 
von Staaten-Monographien, Band 2.) Geheftet 
Mk. 12.50; geb. Mk. 15.— Orell Füßli Verlag, 
Zürich—Leipzig 1928. 

Um das Wichtigste vorwegzunehmen: In diesem 
Werk liegt eine schlechthin überragende Leistung 
vor, die sich hoch über die fast unabsehbar wer- 
dende Literatur über die Vereinigten Staaten von 
Amerika erhebt. Siegfried hat für die heutige Ge- 
neration ein Standardwerk geschrieben, das berufen 
ist, das ausgezeichnete, aber mehr historische und 
teilweise veraltete (im Kern in den achtziger Jah- 
ren konzipierte) Werk von James Bryce zu ersetzen. 

Die Eigenart der Siegfriedschen Darstellung liegt 
neben einer souveränen Stoffbeherrschung in der 
sehr sensiblen Aufspürung der wirklich entschei- 
denden und geschichtsgestaltenden Kräfte des ame- 
rikanischen Gemeinwesens. Dieses eminent dyna- 
mische Denken vermeidet, wie es sonst leider nur 
allzu häufig ist, ein Hängenbleiben an den Sym- 
ptomen und Versinken in öder Stoffhuberei, ohne 
aber im geringsten in den entgegengesetzten Feh- 
ler der Oberflächlichkeit zu verfallen. In strenger 
Beschränkung aufallernotwendigste Tatsachen- und 
Zahlenangaben ist das ethnische Problem, die Frage 
der Rassenverschmelzung mit ihren vielen Ver- 
zweigungen, mit Recht in den Mittelpunkt der 
Darstellung gerückt. Aus diesem Kampf der angel- 
sächsisch-puritanischen Elemente um die Vorherr- 
schaft im kulturellen und politischen Leben leiten 
sich dann zwanglos dle wichtigsten politischen 
Maßnahmen der Gegenwart ab: Das Einwande- 
rungsverbot, die Prohibition, der handelspolitische 
Protektionismus. 

Der umfangreiche Stoff ist in 27 Kapiteln auf 
3 Abschnitte verteilt: ı. Die ethnische und reli- 
giöse Krise des amerikanischen Volkes. 2. Die 
amerikanische Wirtschaft. 3. 
Politik. 


Die amerikanische 
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Die Prosperität der amerikanischen Wirtschaft, 
die uns hier besonders interessiert, beruht auf 
zwei Ursachen: einmal dem natürlichen Reich- 
tum des Bodens — auf 5,7°/, der Erdoberfläche 
werden ein Drittel bis drei Viertel der wichtigsten 
Rohstoffe erzeugt und z. B. 1923 nur 8°/, des 
Verbrauchs an Nahrungsmitteln und Rohstoffen 
eingeführt — zum anderen auf der Schutzzollmauer, 
die die Union umgibt. Im Inneren nämlich schafft 
ein weites Freihandelsgebiet im Verein mit der 
Uniformität der Lebensgewohnheiten alle Voraus- 
setzungen zur Entwicklung einer Massenindustrie 
mit unbegrenzten Absatz- und Entwicklungsmög- 
lichkeiten. Diesen glänzenden natürlichen Voraus- 
setzungen gegenüber hat der Krieg nur als 
Katalisator gewirkt, hat bereits vorhandene Ent- 
wicklungsmöglichkeiten beschleunigt, als sich 
Amerika vom Schuldner- zum Gläubigerland ent- 
wickelte und die unbestrittene wirtschaftliche 
Hegemonie des Erdballs an sich riß. Diese Kern- 
gedanken werden bei Siegfried plastisch heraus- 
gearbeitet, nur hätte die Bedeutung der protek- 
tionistischen Handelspolitik für den Wohlstand 
Amerikas stärker betont werden können. 

Unter den im Anhang gebrachten Tabellen ist 
eine Übersicht der amerikanischen Einzelstaaten 
besonders dankenswert, über die ja bei uns eine 
geradezu erschreckende Unkenntnis verbreitet ist. 
Das aus intensiver persönlicher Anschauung ge- 
schriebene und vom Verlag ausgezeichnet aus- 
gestattete Buch kann allen, die das Problem USA 
interessiert, nicht warm genug empfohlen wer- 
den. Für eine spätere Auflage wäre die Beifü- 


gung eines Literaturnachweises sehr zu begrüßen. 


Sven Helander: DieinternationaleSchiff- 
fahrtskrise undihre weltwirtschaftliche 
Bedeutung. 397 Seiten. Gustav Fischer Ver- 
lag, Jena 1928. Broschiert RM ı8.—. 

Es ist nicht ganz einleuchtend, warum von je- 
her die Ökonomik der Seeschiffahrt von den 

Nationalökonomen über Gebühr vernachlässigt 

worden ist. Vielleicht, weil die Kenntnis tech- 

nischer und rein persönlicher Faktoren bei der 
wirtschaftlichen Beurteilung hier eine größere 

Rolle als auf anderen Gebieten spielt und diese 

Voraussetzungen nur selten gegeben sind. Um 

so erfreulicher ist es, wenn Sven Helander, ein 


bekannter Spezialist auf dem Gebiet der See- 
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schiffahrt, nach 25 Jahren wieder eine systema- 
tische Darstellung der Problematik der Seeschiff- 
fahrt in deutscher Sprache bietet, denn seit dem 
Erscheinen des heute noch in seiner Systematik 
vorbildlichen Werkes von Wiedenfeld über die 
nordwesteuropäischen Welthäfen (1903!) sind nun 
Spezialarbeiten über Seeschiffahrtsfragen veröffent- 
licht worden. | 

Am Weltwirtschaftsinstitut in Kiel lehrend, stand 
dem Verfasser ein reichhaltiges Quellenmateria! 
zur Verfügung, wie kaum anderswo in der Welt. 
In dieser Hinsicht ist bisweilen des Guten ein 
wenig zu viel geschehen. Es ist dem Leser nicht 
immer ganz leicht, aus der Überfülle des Mate- 
rials die wesentlichen Entwicklungszüge zu ent- 
nehmen. Ein Weniger wäre hier manchmal eir 
Mehr gewesen. 

Auf breiter empirischer Basis gibt die Darstel- 
lung zunächst einen Vergleich der Schiffahrts- 
verhältnisse vor und nach dem Krieg und stell: 
dabei die Entwicklung von dem großen Zusam- 
menbruch im Sommer ıg20 bis in die Gegen- 
wart in den Vordergrund. Ursache der Schiff- 
fahrtskrise im besonderen ist die Diskrepanz 
zwischen Frachtmenge und Tonnageangebot. Diese 
Grundthese wird nun auf allen Teilgebıeten ir 
ihren Ursachen und Auswirkungen bis ins ein 
zelne verfolgt. Die zur Verfügung stehende Frach- 
tenmenge hat z. B. absolut einen Rückgang er- 
fahren; relativ ist der Welthandel in Fertig- 
fabrikaten gestiegen, der geringeren Raum er 
fordert, zuungunsten des Handels in Rohstoffen 
Allerdings glaubt H., daß diese Tendenz durch 
die Verlängerung der durchschnittlichen Trans 
portwege für Rohstoffe kompensiert wird (z. B 
macht der Ausfall des russischen Getreides au 
dem Weltmarkt verstärkten Bezug aus Überse 
erforderlich). Entscheidend fallen aber die Kräft 
auf der Tonnageseite ins Gewicht. Hier hat de 
foreierte Schiffsbau der Kriegs- und ersten Nach 
kriegsjahre ein derartiges Überangebot an Schiffs 
raum gebracht, daß bis heute noch kein Aus 
gleich erfolgt ist. Auflegung von Tonnage — an 
stärksten in USA — erhöhter Ballastgang un 
geringere Ausnutzung der vorhandenen Tonnag 
sind die Folge davon. Verschärfend kommt hin 
zu, daß man durch die verbesserte Schiffsbau 
technik — Ölfeuerung, Motorantrieb — mit eine 


iel kleineren Bruttotonnage dieselbe Frachtlei- 
tung vollbringen kann als vor dem Kriege. Be- 
sonders interessant sind die Ausführungen H.’s 
iber die Hafen-, insbesondere Freihafenfrage, wo 
r auf Grund neuen Materials zu dem überra- 
chenden aber überzeugenden Ergebnis kommt, 
laß auf der ganzen Welt eine Überproduktion 
ın Hafenanlagen vorliegt. 

Ein umfangreiches letztes Kapitel faßt dann die 
Ergebnisse der Einzelgebiete zusammen, um im 
illgemeinen die Zusammenhänge zwischen See- 
‚chiffahrtskrise und Weltwirtschaft zu behandeln. 
Die flüssige Darstellung, die geschickte und doch 
vorsichtige Verwendung der Statistik machen das 
Buch auch für den in der Praxis Stehenden wohl 
geeignet, der hier für manche mehr gefühls- 
mäßig vermutete Tendenz den exakten Nachweis 
inden wird. 

BEleme&r Hantos: Die Weltwirtschaftskon- 
ferenz. Probleme und Ergebnisse. G. A. 
Glöckner Verlag, Leipzig 1928. Geb. RM. ı1.— 
205 Seiten. 

Seit der Weltwirtschaftskonferenz haben die Be- 
ftrebungen um die Herbeiführung eines wirt- 
chaftlich geeinten Mitteleuropa neuen Antrieb 
rhalten. Hantös gehört zu den ersten und eif- 
igsten Förderern dieser Idee in Wort und Schrift. 
jo ist er ganz besonders dazu berufen, die erste 
‚usammenfassende Darstellung der Weltwirtschafts- 
sonferenz zu geben. Es ist selbstverständlich, daß 
ine so gewaltigen Schwierigkeiten ausgesetzte 
Bewegung ihre Ziele auf sehr lange Sicht ver- 
olgen muß. Der historische Abstand zur vor- 
ährigen Konferenz ist noch viel zu gering, die 
lort gefaßten Beschlüsse über ansatzweise Ver- 
wirklichung noch nicht hinausgekommen. Es ist 
inmöglich, heute schon die praktische Tragweite 
ler Konferenz abzuschätzen. Daher hat sich Hantos 
ilug darauf beschränkt, eine ruhige und objek- 
ive Darstellung des tatsächlichen Konferenzver- 
aufes zu geben. 

Im einleitenden Kapitel ist die weltwirtschaft- 
iche Lage skizziert, aus der der Gedanke der 
Konferenz entsprungen ist. Der Verlauf der Ple- 
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narsitzungen wird geschildert. Der in den Kom- 
missionen geleisteten Arbeit über die Probleme 
in Handel, Industrie und Landwirtschaft ist ein 
ausführliches Kapitel gewidmet. Ein weiterer Ab- 
schnitt über das Schrifttum der Konferenz mit 
kurzen Inhaltsangaben der Denkschriften wird 
besonders für diejenigen unentbehrlich sein, denen 
das Originalmaterial nicht zur Verfügung steht. 
Den Beschluß machen Ausführuugen über das 
mitteleuropäische Wirtschaftsproblem im Rahmen 
der Konferenz, ein Problem, das dem Verfasser 
ja schon seit Jahren am Herzen liegt. Sehr dan- 
kenswert ist schließlich die ungekürzte Wieder- 
gabe des Schlußberichtes der Konferenz nebst 
einem Literaturverzeichnis. Im Ganzen kann die 
klar gegliederte Arbeit als zuverlässiges Orien- 
tierungsmittel durchaus empfohlen werden. 


Elemer Hantos: Das Donauproblem in 
der mitteleuropäischen Wirtschaft. Ver- 
lag Mitteleuropäische Wirtschaftstagung, Wien 
1928. 

Das Donauproblem ist ein Schulbeispiel dafür, 
wie die jeder geopolitischen Gesetzmäßigkeit 
widersprechende Zersplitterung Mitteleuropas eine 
starke Schwächung der Wirtschafts- und Pro- 
duktionskraft zur Folge gehabt hat. Dank der 
Rivalität der einzelnen Schiffahrtsgesellschaften 
und Hafenverwaltungen, die jeweils ihre natio- 
nalen Interessen ohne Rücksicht auf das Ganze 
zu fördern suchten, ist der Güterverkehr auf der 
Donau erheblich zurückgegangen, betrug er doch 
1927 nur 6o°/, des Vorkriegsverkehrs. Das ist 
kein Wunder, wenn man bedenkt, daß z. B. 
zwischen Passau und Orsova fünf Staatengrenzen 
zu passieren sind, wo früher keinerlei Grenz- 
formalitäten bestanden, und bei den verschiede- 
nen Schiffahrtsgesellschaften nicht weniger als 
acht Währungen in Anwendung kommen. 

Der Aufsatz Hantos’ gibt einen klaren Über- 
blick über die Verkehrswirrnis auf der Donau. 
Es steht nur zu hoffen, daß es eines Tages gelingen 
möge, diesen geradezu mittelalterlichen Zustand 
durch eine enge Verständigung der beteiligten 
Regierungen und Gesellschaften zu beseitigen. 
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WALTER Assmus: 
ENTWICKLUNGSTENDENZEN IM BALTISCHEN RAUM 


Der Weltkrieg, der die Karte Europas in so starkem Maße umgestaltete, hieß 
auch im östlichen Europa an den Gestaden der Ostsee neue Staaten entstehen,, 
Von dem alten Rußland splitterten die sogenannten Randstaaten ab, die nun im: 
breiten Gürtel die Küste der Ostsee umlagern, Staaten, deren Schaffung ursprüng- 
lich kein Kriegszielprogramm vorsah. So entstand Finnland mit einer Fläche 
von 388483 qkm mit nicht ganz 3,5 Mill. Einwohnern, gefolgt von Estland 
mit 47548 qkm und rund ı,1ı Mill. Einwohnern, mit der Hauptstadt Reval, 
Lettland mit 65741 qkm und 1,9 Mill. Einwohnern, mit den Häfen Riga und 
Libau und Litauen mit 53433 qkm und rund 2 Mill. Einwohnern, zunächst 
auf einen ganz schmalen Zugang zur Ostsee beschränkt, der im Januar 1923| 
durch die „Eroberung“ Memels sehr wesentlich erweitert wurde. Mit der Schaffung; 
dieser neuen sogenannten Randstaaten war ein etwa zweihundertjähriger politischer 
Status an der Ostsee — das ostbaltische Gebiet kam 1721 durch den Nystädter 
Frieden an Rußland — ins Wanken gekommen. Kein Wunder, daß man der neu- 
geschaffenen Lage vielfach mißtraute, sie nicht als stabil ansah und noch heute 
diese Lage als labil betrachtet. Man kam und kommt in weiten Kreisen eben 
nicht von der Auffassung los, daß der frühere Status an der Ostsee „der wirt- 
schaftspolitisch gegebene Zustand“ sei, daß Rußland nicht ohne die Randstaaten 
existieren könne. In den baltischen Staaten hat man sich mit Eifer bemüht, diese 
Anschauung zu widerlegen. Allen dabei vorgebrachten Argumenten wird man 
aber nur dann zu folgen vermögen, wenn man mit Schiemann die bolschewistische 
Revolution als „Revolution der asiatischen Volksseele“ betrachtet, als Reaktion 
gegen die durch Peter den Großen eingeleitete seelische Vergewaltigung, oder 
mit den Worten Obsts (Bausteine zur Geopolitik) ausgedrückt, als den Sieg der 
ihrer Erdgebundenheit bewußten, bzw. nach Süden und Osten orientierten Masse 
über die nach Westen orientierte Oberschicht. Oder politisch gesprochen, wenn 
man Rußland als Macht ansieht, die ihren Schwerpunkt nach Asien verlegt. Ein 
Jüngerer baltischer Gelehrter, Dr. Schroeder, hat sich freilich mit Erfolg in seinem 
Werk „Rußland und die Ostsee“ (Riga 1927) um den Nachweis bemüht, daß geo- 
politisch das ganze ostbaltische Gebiet, Finnland inbegriffen, scharf von den ost- 
europäischen Raum getrennt ist und daß diese Grenze auch eine scharf ausge- 


4 ASSMUS: ENTWICKLUNGSTENDENZEN IM BALTISCHEN RAUM 561 


prägte Völkergrenze ist, zumal es dem Russentum nie gelang, ‚kolonisatorisch 
Bi Linie zu heedhreiten: Schroeder kommt deshalb auch zu dem Schluß, daß 
‚diese Gebiete keinen notwendigen und lebenswichtigen Bestandteil des russischen 
Reiches gebildet haben. Er weist vielmehr an Hand eines umfangreichen Zahlen- 
materials nach, daß von dem Gesamtumsatz Rußlands im Außenhandel vor dem 
Krieg nur etwa 30°/, auf die Ostsee entfielen, davon auf die baltischen Häfen nur 
‚etwa 20°/,, die übrigen 10°/, auf St. Petersburg. Bei der russischen Ausfuhr ruhte 
das Schwergewicht aus naturgegebenen Gründen auf dem Schwarzen Meer, während 
bei der Einfuhr die europäische Landgrenze die Hauptrolle spielte. Aber man hat 
in den neu geschaffenen baltischen Staaten selbst nicht den Mut gehabt, alle Konse- 
quenzen aus dieser Auffassung zu ziehen, man hat vielmehr die neue Eigenstaat- 
lichkeit selbst etwas skeptisch betrachtet, was in einem kleinen Staat von ı oder 
2 Millionen Einwohnern, der den russischen Koloß zum Nachbar hat, kaum Wunder 
nehmen kann. Dabei konnte man nirgends verkennen, wie sehr man wirtschaftlich 
mit dem russischen Hinterland verknüpft war, wie sehr man auf dies Absatzgebiet 
angewiesen war. Vielleicht macht hier eine Ausnahme Finnland, wo man in indu- 
striellen Kreisen unter Hinweis darauf, daß Holz, Zellulose und Papier im Westen 
Absatz fand, die Ansicht hören konnte, daß man auf Rußland nicht angewiesen 
sei. Die Ausfuhr Finnlands nach Rußland betrug 1927 nur 4,9°/, der finnischen 
"Gesamtausfuhr. Ganz anders aber liegen die Dinge in Litauen, wo die allerdings 
‚sehr kleine Industrie — die in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts einsetzende 
gewerbliche Entwicklung in Rußland hat Litauen nur in bescheidenem Ausmaß 
mitgemacht — auf den russischen Markt angewiesen war. In noch stärkerem Maße 
gilt das aber für Lettland. Zwar hatte hier durch den Krieg die Industrie schwer 
gelitten, die Großindustrie war nach dem Kriege überhaupt nicht wieder auf- 
gebaut, weswegen Seraphim in den „Osteuropäischen Länderberichten“ auch emp- 
fiehlt, überhaupt nicht von einem Wiederaufbau, sondern von einem Neuaufbau 
der lettländischen Industrie zu sprechen, aber auch dieser Industrie fehlte der 
russische Markt. Nicht anders in Estland, wo man bestrebt war, die großen Be- 
triebe der Vorkriegszeit in Gang zu halten, aber doch nicht verhindern konnte, 
daß die estnische Industrie immer mehr den Charakter einer Mittel- und Klein- 
industrie erhielt. Auch wurde man sich, jemehr man sich von der Kriegspsychose 
entfernte, in Lettland und Estland immer mehr darüber klar, daß man den Russen 
den Verlust der Ostseehäfen dadurch leichter machen könnte, daß man für eine 
glatte Abwicklung des Transits sorgte. Zudem ließen aber auch die Sowjets die 
baltischen Staaten wirtschaftlich die Macht Rußlands fühlen, der lettländischen, 
estländischen und litauischen Ausfuhr von Holz und Flachs wurde auf dem Welt- 
markt durch Preisunterbietungen starke Konkurrenz gemacht und der Transit 
zum Teil auf Leningrad und Königsberg abgelenkt. So fanden und so finden sich 
die baltischen Staaten politisch und wirtschaftlich in einer schwierigen Lage. Man 
36 
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sucht Schutz vor Rußland, durch das man seine Eigenstaatlichkeit bedroht glaubt, 
und man sucht Verständigung mit Rußland, das man wirtschaftlich benötigt. b 

Zunächst trat freilich der Gedanke an einen wirksamen Schutz vor dem 
russischen Nachbarn in den Vordergrund. Wo und wie aber diesen Schutz finden? 
Der Gedanke an den Völkerbund schied aus, da niemand sich im unklaren 
darüber war und ist, daß dem Völkerbund die reale Macht fehlt. Zudem hatte 
man gerade im Baltikum am Beispiel Wilna und am Beispiel Memel erkennen 
müssen, wie sich der Genfer Bund nach militärischen Gewaltstreichen auf den 

Boden der Tatsachen“ stellt. Blieb der Gedanke an die Hilfe einer Großmacht, 
eh man zunächst England im Auge hatte. Aber das gleiche England, das 
zunächst die Interventionspolitik in Rußland tatkräftig unterstützt hatte, hat nach 
dem Zusammenbruch dieser Politik nicht einen Finger gerührt, um den baltischen 
Staaten zu helfen. Als im Dezember 1924 in Reval der bolschewistische Putsch 
ausbrach, überhörte man in London geflissentlich alle Hilferufe Estlands. Das ist 
nicht weiter verwunderlich, wenn man sich vor Augen hält, daß die Position des 
britischen Weltreichs in Asien um so günstiger ist, je mehr Rußland als euro- 
päische Macht auftritt und in Europa beschäftigt wird. „Wenn England“, so sagt 
Paul Schiemann, der Herausgeber der „Rigaschen Rundschau“ und Führer des 
Deutschtums in Lettland, „auch dem heutigen bolschewistischen Regime keinerlei 
Konzessionen zu machen gewillt ist, so empfindet es doch — das einzige Land 
vielleicht, das noch im Bann russischer Emigrantenpsychologie steht — die 
baltischen Staaten als den Kaufpreis, der einst einem restituierten Rußland für 
den Verzicht auf asiatische Machtpläne gezahlt werden könnte. Aus dieser Psycho- 
logie heraus ist England vielleicht derjenige europäische Staat, der am wenigsten 
geneigt scheint, bindende Garantien für einen dauernden Bestand der baltischen 
Staaten zu übernehmen.“ (Europäische Revue 1. XII. 1926.) Diese Argumentation 
scheint geeignet, die Hoffnung auf England, die nach dem gleichen Autor auf 
„ein Steckengebliebensein in der Psychologie der unmittelbaren Nachkriegszeit“ 
zurückzuführen ist, als aussichtslos erscheinen zu lassen. Damit soll natürlich nicht 
gesagt sein, daß England nicht trotzdem eine sehr erhebliche Rolle im Baltikum 
spielt und die Politik der baltischen Staaten wiederholt entscheidend beein- 
flußt hat. 

Nicht weniger nahe als der Gedanke, sich an eine Großmacht anzulehnen, lag 
die Idee an einen Zusammenschluß der baltischen Staaten, der Gedanke 
eines baltischen Staatenblocks. Diese Idee hat die baltischen Politiker von Anfang 
an beschäftigt, sie ist auf den zahlreichen Konferenzen der baltischen Außen- 
minister immer wieder erörtert — und bis heute nicht verwirklicht worden. Zu- 
nächst zeigte sich sehr bald, daß der weitestgehende Gedanke an einen baltischen 
Fünferblock, dem Litauen, Lettland, Estland, Finnland und Polen angehören 
sollten — auf Polen glaubte man als auf den mächtigsten an Rußland grenzenden 
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"europäischen Staat se verzichten zu können — nicht zu verwirklichen war. 
Der polnische Handstreich auf die litauische Hauptstadt Wilna, der diese 
Stadt am 9. Oktober 1920 in den Besitz der Polen brachte, machte Mer polnisch- 
 litauische Zusammenarbeit unmöglich. Gewiß eroberte General Zoligowski damals 
_ den Polen wertvolles Land, aber er vernichtete damit zugleich auf lange Zeit 
hinaus für Polen die Aussicht, im baltischen Raum die Vormacht zu werden; 
"besteht doch dieser polnisch-litauische Konflikt noch heute. Zwar hat sich der 
"Völkerbund um die Beilegung dieses Konfliktes bemüht, der Kriegszustand wurde 
‚durch die Ratsverhandlungen im Dezember 1927 beendet, aber die daraufhin ein- 
"geleiteten polnisch-litauischen Verhandlungen sind ergebnislos geblieben, so daß der 
‚ Rat sich auf einer Septembertagung erneut mit diesem Problem befassen muß, wobei 
zweifelhaft bleibt, ob dann der „Versuch am Unlösbaren“ gelingt. Die polnisch- 
‚hitauische Feindschaft hat die Entwicklung im baltischen Raum entscheidend be- 
einflußt, ja, man geht kaum zu weit, wenn man die Wilnafrage als Kern- 
problem der baltischen Politik bezeichnet. Die polnisch-litauische Feindschaft 
hat auch dazu geführt, daß bei allen Einigungsbestrebungen im baltischen Raum 
Litauen abseits stand, wenn es auch nicht an gelegentlichen Versuchen gefehlt 
hat, Litauen in die Kombinationen einzubeziehen und zwischen Litauen und Polen 
„zu vermitteln. Unmöglich aber erschien es den baltischen Staaten zunächst, irgend- 
einen Block zu bilden, an dem Polen nicht beteiligt gewesen wäre, wobei die 
“französische Politik, die auf die Errichtung der großen Barriere „von der Ostsee 
bis zum Schwarzen Meer“ hinarbeitete, dafür mitsorgte, daß Polen bei den 
baltischen Kombinationen die führende Rolle spielte. Einmal schienen diese Pläne 
unmittelbar vor der Verwirklichung zu stehen. Aufder Warschauer Konferenz, 
auf der Finnland, Estland, Lettland und Polen vertreten waren, wurde am 23. März 
1922 ein Viererbündnis unterzeichnet, das sich gegen Rußland und Deutsch- 
land richtete. Aber der finnische Reichstag lehnte unter Hinweis auf die deutsch- 
feindlichen Tendenzen des Vertrages die Ratifikation ab, worüber der Vorkämpfer 
dieses Bündnisses, der damalige finnische Außenminister Holsti zu Fall kam. 
Am 22. August 1922 mußte die finnische Regierung den in Helsingfors be- 
glaubigten Gesandten für Estland, Lettland und Polen in einer Note mitteilen, 
daß es nicht möglich gewesen sei, das Warschauer Abkommen finnischerseits zu 
ratifizieren. 

Man hat diese Ablehnung des Warschauer Abkommens durch die finnische 
Regierung als Wendepunkt der baltischen Politik bezeichnet. Zum Teil durchaus 
mit Recht, denn tatsächlich scheidet nunmehr auch Finnland aus den baltischen 
Kombinationen aus. Man wollte in Finnland nicht sein Schicksal mit dem der 
anderen baltischen Staaten verknüpfen. Man fühlte sich als skandinavischer 
Staat, und wenn man auch die Erfahrung machen mußte, daß ein Militärbünd- 
nis mit Schweden nicht zu erreichen sei, und daß man nie auf schwedische Hilfe 
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rechnen könnte, so betonte man doch immer wieder die Zugehörigkeit zum 
skandinavischen Kulturkreis. Am treffendsten scheint die Stellung Finnlands zum 
baltischen Problem in einem Ausspruch des finnischen Außenministers Idman 
wiedergegeben zu sein, den Grotkopp in einem Artikel „Ostseepolitik anführt | 
(Europäische Gespräche, Aprilheft 1927). Idman formulierte die Stellung Finn- | 
lands nämlich dahin, daß Finnland sich nicht fest an die Randstaaten binden, 
sondern nur eine Politik führen wolle, die „auf Wechselwirkung und Zusammen- 
arbeit in solchen Fragen hinzielt, in welchem diese Staaten gemeinsame Interessen 
zu wahren haben“. Weder der Besuch des finnischen Präsidenten Relander in 
Reval (April 1925), wo Relander wohl die kulturelle Verbundenheit beider 
Länder betonte, aber kein Wort vom Beistand in der Not sprach, noch der Be- 
such des lettländischen Staatspräsidenten in Helsingfors (Mai 1926) mit seinen 
Trinkreden gibt Anlaß, dies Urteil zu revidieren. Betonte doch auch erst unlängst 
(November 1927) Hufvudstadsbladet, daß bei aller Anerkennung der großen 
Schwierigkeiten, mit denen die Randstaaten zu kämpfen hätten, Finnland doch 
ohne sich damit überheben zu wollen, auf den Unterschied hinweisen müsse, 
zwischen „seiner keinen heftigen außenpolitischen Schwankungen und keinen 
inneren Putschversuchen unterworfenen Stellung, für welche Westeuropas Rechts- 
und Kulturnormen maßgebend sind, und der andersartigen Lage der Randstaaten“, 
Wem aber dies Urteil, da es von dem Blatt der Schweden in Finnland abgegeben 
wird, nicht genügt, der sei darauf verwiesen, daß nur kurze Zeit zuvor (6. Sep- 
tember 1927) „Sozialdemokrats“, das der lettischen Regierung nahestehende 
lettische sozialistische Organ, den Finnen bescheinigte, daß man gar keine Ver- 
anlassung habe, darüber zu trauern, wenn sich Finnland als skandinavischer 
Staat betrachte und daß eine feste politische Bindung mit Finnland weder im 
Interesse Lettlands noch der anderen kleinen baltischen Staaten läge. Damit 
scheidet auch Finnland aus den Kombinationen eines baltischen Staatenblockes aus. 
Freilich ist es nicht ganz richtig, daß bereits im Sommer 1922 die Idee eines 
baltischen Blockes mit Einschluß von Finnland und Polen ganz tot war. Zu- 
nächst allerdings nahm die Entwicklung einen anderen Weg. War der große und 
war der mittlere Staatenblock nicht zu verwirklichen, so war doch wenigstens 
ein Defensivbündnis zwischen Estland und Lettland erreichbar. 1923 
kam ein solches militärisch-politisches Bündnis zwischen den beiden Staaten zu- 
stande, das nach der Auffassung seiner Begründer den Kristallisationspunkt bilden 
sollte für die weitere baltische Bündnispolitik. In Moskau betrachtete man alle 
derartigen Bündnisbestrebungen der baltischen Staaten mit lebhaftem Mißtrauen. 
Man fürchtete, daß hier ein Ring um den Rätestaat geschmiedet werden sollte. 
Einen Versuch, diesen Ring zu sprengen, machte Moskau 1924. Am ı. Dezember 
1924 brach in der estnischen Hauptstadt Reval ein Putsch los, dessen Draht- 
zieher in Moskau saßen. Es ist heute kein Geheimnis mehr, daß damals sowjet- 
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E esische Truppen zum Einmarsch nach Estland bereitstanden, und daß die Rote 
Flotte nur auf die Siegesnachricht der Putschisten wartete. Der Putsch -mißlang, 
die estnische Regierung blieb Herr der Lage. Gestärkt aber wurden jene Kreise, 
die auf die Schaffung eines Viererbundes hinarbeiteten. Noch einmal schien es, 
als ob der Plan verwirklicht werden könnte, und Herr Holsti, der das Amt des 
finnischen Außenministers mit dem Posten eines Gesandten in Reval vertauscht 
hatte, tat alles, um seine Idee zu verwirklichen. In den ersten Tagen des Monats 
April 1925 fand in Riga eine Konferenz der Generalstäbler Finnlands, Est- 
lands, Lettlands und Polens statt, an der sogar unaufgefordert als Begleiter der 
polnischen Offiziere ein Vertreter Rumäniens teilnahm. In den baltischen Staaten 
suchte man, nachdem russische Zeitungen über die Konferenz berichtet hatten, 
nach harmlosen Auslegungen, und nur in Rumänien war man ehrlich genug zu 
erklären, daß die Konferenz der Ausarbeitung von gemeinsamen Maßnahmen 
„gegen einen etwaigen sowjetrussischen Imperalismus“ gedient habe. Die fran- 
zösische Barrierenpolitik schien einen Triumph feiern zu können, wobei eingeschaltet 
sein mag, daß es für diese Politik sehr vorteilhaft ist, daß sämtliche baltischen 
Staaten ihre Offiziere zur militärischen Ausbildung nach Frankreich komman- 
dieren. Als aber auf einer Konferenz in Reval die militärischen Verhandlungen 
und auch wohl Vereinbarungen der Politik nutzbar gemacht werden sollten, erlitt 
man wieder Fiasko, obwohl der damalige estnische Außenminister Pusta sich 
redlich um das Zustandekommen des Viererblockes bemühte, was ein litauisches 
Blatt zu der Äußerung veranlaßte, daß Reval der Sitz einer polnischen diploma- 
tischen Aktiengesellschaft sei. Die geplante Konferenz kam nicht zustande. 
Finnland schob formelle Gründe vor. „Ausschlaggebend für den entscheidenden 
finnischen Einspruch ist“, so heißt es jedoch in einem vom 24. August 1925 
datierten Telegramm des Berliner Tageblattes, „eine unlängst in Helsingfors er- 
folgte englische Einflußnahme gewesen, da England aus naheliegenden Gründen 
die Bildung eines polnisch-baltischen Bundes keineswegs begünstigt. Das Ergebnis 
der finnischen Demarche ist wichtig, da nunmehr der Vierbundplan und damit 
die Stärkung des polnischen Einflusses in Osteuropa als erledigt betrachtet werden 
muß“. In ganz ähnlichem Sinne äußert sich auch das russische Blatt Iswestija, 
das feststellte, daß England die französischen Pläne zum Scheitern gebracht habe. 
Tatsächlich schließt damit das Kapitel Viererbund. 

Es tritt nunmehr in der baltischen Politik eine ganz anders gerichtete Tendenz 
zutage. Nachdem sich die Bündnispläne gegen Rußland als undurchführbar er- 
wiesen hatten, trat der Gedanke an einen Garantiepakt in den Vordergrund. 
Man verhandelte mit Rußland über einen Nichtangriffspakt, wobei es zunächst 
seltsam erscheinen mag, daß die Anregungen zu diesen Verhandlungen von Ruß- 
land ausgingen, das damit allerdings nur einen Plan wieder aufnahm, der schon 
von Rußland gelegentlich der bolschewistischen Unruhen in Deutschland erörtert 
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worden war. Rußland, das offenbar eine Rückendeckung für die Auseinander- 
setzungen mit England suchte, ließ in allen baltischen Staaten mitteilen, daß es: 
den Abschluß eines gegenseitigen Garantie- und Neutralitätsabkommens wünsche, 
jedoch verging geraume Zeit, bis sich die ersten Anregungen zu konkreten Vor- 
schlägen verdichteten. Wenn aber die Regierungen Lettlands, Estlands und Finn- 
lands glaubten, dadurch, daß sie sich auf eine gemeinsame Antwort (Maii 
1926) einigten, gemeinsame Verhandlungen mit Rußland erzwingen könnten, so; 
sahen sie sich getäuscht. Rußland ließ gar keinen Zweifel daran, daß es nur mit 
den einzelnen Regierungen gesondert verhandeln würde, womit sich zugleich auch 
die Bestrebungen erledigten, die darauf hinzielten, Warschau eine führende Rolle: 
in diesen Verhandlungen zuzuweisen. Aber ganz abgesehen davon kamen die Ver-: 
handlungen nicht vom Fleck. Rußland wünschte keinen „bürgerlichen“ Schieds- 
vertrag und war bemüht, die baltischen Staaten dem Völkerbund abspenstig zu: 
machen und sie zu einer Lösung von den Verpflichtungen zu veranlassen, die: 
Artikel 16 des Völkerbundsstatuts den Völkerbundsmitgliedern auferlegt. Solchen : 
Bestrebungen widersetzte sich aber auch England, das, wie versichert wird, bei 
diesen Verhandlungen aus seiner Reserve heraustrat und durch seine diploma- 
tischen Vertreter den baltischen Staaten mitteilen ließ, daß die englische Regie- 
rung nicht gegen den Abschluß eines Nichtangriffsvertrages der baltischen Staaten 
mit Rußland sei, jedoch wünsche, daß das Verhältnis dieser Staaten zu dem 
Völkerbunde in einem solchen Vertrage sehr klar präzisiert werde. 

Während die Verhandlungen mit Finnland, Estland und Lettland nicht vom 
Fleck kamen, gelang es im September 1926 den Russen einen derartigen Vertrag 
mit Litauen unter Dach und Fach zu bringen. Dieser Vertragsabschluß ver- 
stimmte in Lettland und Rußland stark, die Rigasche Rundschau bezeichnete 
ihn als „ein durchaus peinliches und unerfreuliches Ereignis“ und als „eineschwere 
Belastung der baltischen Verständigungspolitik“. Dabei war Litauen den Russen 
weit entgegengekommen, denn dieser Vertrag, durch den sich jeder der vertrag- 
schließenden Staaten verpflichtet, „sich aller aggressiven Handlungen gegenüber 
der anderen Seite zu enthalten“, hatte den Grundgedanken, um den in allen Ver- 
handlungen mit den Sowjets gekämpft wurde, nämlich den Gedanken des Schieds- 
gerichts in eine seltsame Form gepreßt, eine Form, die, wie der Revaler Bote 
sagte, „weder abgeschlossen ist, noch für den baltischen Staat Litauen eine wirk- 
liche Garantie enthält“. In dem Artikel 5 erklären sich nämlich beide Seiten für 
den Konfliktsfall „mit der Ernennung einer Schlichtungskommission einverstanden, 
wenn es nicht gelungen sein sollte, den Konflikt auf diplomatischem Wege bei- 
zulegen. Die Zusammensetzung dieser Kommission, ihre Rechte und die Art des 
Verfahrens, das sie zur Anwendung bringen soll, werden in einem noch ab- 
zuschließenden Sonderabkommen bestimmt werden“. Wenn die litauische Regie- 
rung den Russen in der Frage des Schiedsgerichts soweit entgegenkam — denn 
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e Zusage, die sie hier erhielt, war ja praktisch wertlos — so war für Litauen 
aßgebend, daß Rußland in dem Notenwechsel zum Vertrag die litauischen 
Ansprüche auf Wilna anerkannte, womit, wie es in der litauischen Presse 
hieß, „Polen in seine Schranken gewiesen wurde“. Zugleich, und auch das dürfte 
die Haltung Litauens ebenfalls beeinflußt haben, bot Moskau einen Handels- 
vertrag an, nach dem Rußland „Litauen in seinen Außenhandelsplan einbeziehen“ 
und in Litauen für eine bestimmte Summe Waren einkaufen, wie auch den 
litauischen Transit fördern wollte. Aber auch diesem Versuch Rußlands, die 
baltische Front zu durchlöchern (charakteristisch ist, daß der litauische Minister- 
präsident zur Unterzeichnung des Vertrages sich nach Moskau über Riga begab, 
ohne dort Aufenthalt zu nehmen) war kein voller Erfolg beschieden. Ungefähr 
ein Vierteljahr nach der Unterzeichnung des Vertrages, gab es in Litauen einen 
Umsturz, der die nationalistische Regierung Woldemaras (Dezember 1926) an 
das Ruder brachte. Damit trat auch im russisch-litauischen Verhältnis ein Um- 
schwung ein. In Litauen wurden von den neuen Machthabern russische Kom- 
munisten erschossen. Nun schlug der Wind in Moskau völlig um. Während man 
noch vor kurzem erklärt hatte, daß die Sowjetregierung eine Annektion Litauens 
durch Polen als casus belli betrachten würde, konnte man nunmehr in der 

Prawda“ eine offenbar von Tschitscherin inspirierte Erklärung lesen, daß Ruß- 
land sich leicht über die Existenz Litauens hinweg mit Polen verständigen könnte. 
Folgten auch dieser Drohung keine Taten — im Gegenteil, als im November 1927 
die Wilnafrage wieder in den Vordergrund trat, setzte sich die russische Presse 
nachdrücklich für die Eigenstaatlichkeit Litauens ein — so blieb doch der litauisch- 
russische Vertrag auf dem Papier stehen, der Rahmen für die Ausgleichskommissions- 
bestimmungen wurde nicht ausgefüllt. 

Immerhin hatte der Vertragsabschluß die Wirkung, daß man in Riga nervös 
wurde. Die Gesandten Lettlands in den baltischen Staaten, in Polen und Rußland 
wurden zu einer geheimen Besprechung nach Riga berufen, in deren Verfolg der 
damalige Außenminister Albat nach Reval reiste, um für einen engeren Zu- 
sammenschluß zwischen Lettland und Estland zu wirken. Man sprach damals 
sogar von der Schaffung einer gemeinsamen und ständig beratenden Instanz der 
beiden Bundesgenossen, die nicht nur Richtlinien für die Außenpoliuk, sondern 
auch für die Wirtschafts-, Finanz- und Innenpolitik aufstellen sollte, wobei man 
weiter erfuhr, daß dieser aus Vertretern der Regierungen und der Parlamente 
zusammenzusetzende Oberste Rat allmählich zu einem gemeinsamen Ober- 
haus der in ihm vertretenen Staaten werden sollte. ‚Wenn sich auch die Dinge 
nicht so günstig entwickelten, so konnte man doch zu Anfang des Jahres 1927 
von einer Vertiefung des lettisch-estnischen Bündnisses sprechen, da sich Lettland 
und Estland über einen Vertrag zur Durchführung einer lettländisch-est- 
ländischen Zollunion einigten. Eine solche Zollunion war allerdings schon 
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in dem im November 1923 abgeschlossenen estnisch-lettischen Wirtschaftsvertrag 
vorgesehen, doch wurde mit Recht der am 5. Februar 1927 in Riga unterzeichnete | 
Vertrag, der diese Zollunion nunmehr sicherte und bestimmte Termine für ihre 
Durchführung vorsah, als Ereignis von weittragender Bedeutung bezeichnet. 

Aber auch hier trat sehr schnell ein Umschwung ein. Schon einen Monat. 
später erfuhr man, daß die lettländisch-russischen Garantieverhand- 
lungen zu einem Ergebnis geführt hätten. Es wurde berichtet, daß zwei Verträge : 
vor dem Abschluß ständen: ein Nichtangriffsvertrag und ein Vertrag über die‘ 
Beilegung etwa entstehender Konflikte auf friedlichem Wege. Der Nicht- 
angriffspakt wurde auch am ı1. März 1927 paraphiert, ohne daß jedoch . 
eine Einigung darüber erzielt worden wäre, wie in den Begleitnoten die Rechte : 
und Pflichten Lettlands dem Völkerbund gegenüber geregelt werden sollten. Bei‘ 
diesen Verhandlungen war Rußland bereit, die Schaffung einer Vergleichs- 
kommission mit einem neutralen Vorsitzenden zuzugestehen, obwohl sich Moskau 
früher einer solchen Lösung immer energisch widersetzt hatte, in der Furcht, 
daß ein neutraler Vertreter eines „bourgeoisen“ Staates meist gegen das bolsche- 
wistische Rußland entscheiden würde. In Estland verstimmte das Vorgehen Lett- 
lands sehr stark und schon stellte das Blatt Waba Maa die Frage: „Schluß der 
Zusammenarbeit zwischen Estland und Lettland?“ Es zeigte sich jedoch, daß die: 
Aufregung übertrieben war. Die lettländisch-russischen Verhandlungen kamen 
nicht weiter, es gelang nicht, die Meinungsverschiedenheiten zu beseitigen, die : 
Verträge wurden nicht unterzeichnet. Freilich folgte sehr bald der Abschluß des 
lettländisch-russischen Handelsvertrages (unterzeichnet am 2. Juni. 
1927). Wenn auch dieser Vertrag schon zu einer Zeit vorbereitet war, als der‘ 
Bruch Englands mit Rußland noch nicht vollzogen war, so hat doch der' 
im Mai 1927 erfolgte Bruch zwischen Moskau und London den Abschluß des 
Vertrages zweifellos beschleunigt. Niemand ist sich denn auch im Unklaren dar- 
über gewesen, daß Moskau mit diesem Vertrag politische Ziele verfolgte, daß es 
ihm darum zu tun war, ein Einspannen Lettlands in die antibolschewistische : 
Front unter allen Umständen zu verhindern. An diesem inzwischen ratifizierten] 
Vertrage ist bemerkenswert, daß Lettland Rußland für wichtige Waren, vor allem . 
auch für Getreide, weitgehende Zollermäßigungen einräumt, daß Rußland sich . 
hingegen verpflichtet, umfangreiche Bestellungen nach Lettland zu geben und)! 
zwar im ersten Jahre des Handelsvertrages von nicht weniger als 15 Millionen ı 
Rubel, gleich 40 Millionen Lat (Goldfranken). Ferner verpflichtet sich Rußland | 
nach Inkrafttreten des Vertrages im ersten Jahre 200000 Tons Waren auf dem 
Transitwege durch Lettland zu befördern, eine Warenmenge, die in jedem folgen- : 
den Jahre um 10°/, erhöht werden soll. Ganz offenbar bildet dieser Vertrag den 
bei weiter erfolgreichsten Vorstoß Rußlands gegen die baltische Einheitsfront.. 
Die estnische Presse nahm in scharfen Artikeln Stellung gegen Lettland, das die’ 
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semeinsame baltische Sache verraten und sich Rußland ausgeliefert habe. „Die 

(risis der baltischen Politik “, so überschrieb der Revaler Bote (3. September 
E einen Artikel, in dem der Befürchtung Ausdruck verliehen wurde, daß das 

gesamte Vertragswerk vom Jahre 1923, das estländisch-lettländische Bündnis, 
durch den lettisch-russischen Vertrag ins Wanken komme und in dem betont 
wurde, daß, wenn die gespannten Beziehungen zwischen Estland und Lettland 
bestehen bleiben würden, von einer baltischen Politik überhaupt nicht mehr ge- 
‚sprochen werden könnte, da das Kernstück einer jeden baltischen politischen 
Kombination i immer das enge politisch-wirtschaftliche Bündnis zwischen Estland 
und Lettland abgeben müsse. Aus diesem, wie aus mannigfachen Artikeln in der 
lettischen und estnischen Presse ist zu erkennen, wie sehr sich die Dinge zugespitzt 
hatten, sprach man doch davon, daß der lettländisch-russische Handelsvertrag das 
Ende der Bemühungen um die lettisch-estnische Zollunion bedeute. Die Verhand- 
lungen über diese Zollunion gehen zwar weiter, aber die ganze Entwicklung hat 
die leitenden baltischen Staatsmänner doch wohl erkennen lassen, daß man auf 
den bisher eingeschlagenen Wegen nicht zum Ziele kommt. 

So tritt ein neuer Gedanke in den Vordergrund: die Idee eines baltischen 
Locarnos. Aber auch diese Idee wird sich nur schwer verwirklichen lassen, zu- 
„mal nicht einmal völlige Klarheit über das zu erstrebende Ziel besteht. Der lett- 
-Jändische Außenminister Zeelen, der Vorkämpfer für diese Idee, hat es dahin 
'umrissen, daß dies sogenannte RIE Locarno die Anerkennung des status quo 
der baltischen Staaten unter der Garantie der Großmächte und Rußlands bringen 
müsse. In Estland hat man gegenüber den Bemühungen, Polen bei diesen Plänen 
auszuschalten, sofort erklärt, daß nur ein baltisches Locarno an dem Polen be- 
teiligt sei, in Frage kommen könne. Schon daraus ergeben sich die Schwierig- 
keiten, die der Verwirklichung eines solchen Planes gegenüberstehen. 

Man sieht, die Interessen überschneiden sich im baltischen Raum. Es gibt heute 
keine eigentlich baltische Politik, geschweige denn eine Östseepolitik. Der Kampf 
um den Einfluß in den baltischen Staaten ist noch nicht durchgefochten, die Ent- 
wicklung nicht abgeschlossen. Dabei konnte hier nur ın ganz groben Zügen die 
Entwicklung aufgezeigt werden und es braucht wohl kaum besonders betont zu 
werden, daß die Anhänger aller hier charakterisierten Kombinationen auch heute 
noch für ihre Ideen zu werben versuchen. In Finnland ist zweifellos die ge- 
ringste Neigung zu vertraglichen Bindungen mit den anderen baltischen Staaten 
vorhanden, aber auch hier gibt es heute noch freilich nicht sehr einflußreiche 
Kreise, denen ein Warschauer Abkommen & la Holsti erstrebenswert erscheint. 
In Estland, wo man die russische Gefahr im Dezemberputsch des Jahres 1924 
am stärksten spürte, ist die Neigung zu einem Zusammengehen mit Polen, mit 
dem man ja auch einen Handelsvertrag abgeschlossen hat, am größten. Zugleich 
blickt man hier immer wieder nach London, das ja auch das Geld für die vom 
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Völkerbund bewilligte Anleihe gab. In Lettland ist die stärkste Tendenz zu: 
einer selbständigen Politik der Neutralität vorhanden und die größte Neigung 
zur Verständigung mit Moskau, die entschiedenste „Ablehnung aller einseitigen 
Orientierungen, sei es nach England, Rußland oder Polen“ (Außenminister Zeele 
März 1927). Der letzte Regierungswechsel hat freilich auch hier eine Änderung 
gebracht, man ist Moskau gegenüber wieder zurückhaltender geworden. Litauen 
in der denkbar unglücklichsten Lage, mit Polen wegen der Wilnafrage verfeindeti 
mit Deutschland wegen der litauischen Gewaltpolitik im Memelgebiet auch nicht be: 
freundet, steht völlig abseits, wenn auch gelegentlich einmal Verständigungsversucha 
unternommen werden. Polen hat die Hoffnung, doch einmal ein Warschauer Ab+ 
kommen zu verwirklichen und Vormacht im baltischen Raum zu werden, wobei man 
Litauen nicht eben ungern schlucken würde, nicht aufgegeben. CharakteristiscH 
hierfür ist auch die Tatsache, daß Pilsudski bald nach seinem Amtsantritt einen „be- 
sonderen Emissar“ nach Riga entsandte, um die lettische Sozialdemokratie für ein 


Zusammengehen mit Polen zu gewinnen. Dazu in allen Staaten der Einfluß der 
Großmächte. Deutschland, über das man sich wegen der starken wirtschaftlicher 
Beziehungen nicht hinwegsetzen kann, Frankreich, das noch immer dem pol- 
nischen Bundesgenossen die Vormachtstellung im baltischen Raum sichern möchte. 
und das wohl immer noch von der Barriere von der Ostsee bis zum Schwarzen Meen 
träumt, England, dessen Stellungnahme durch seinen Gegensatz zu Rußland bedingt 
wird, schließlich Rußland, das wohl sicher im Augenblick nicht an Kampf und 
Krieg denkt, aber doch gegen das Entstehen eines Staatenblocks an seiner Nord- 
und Nordwestgrenze Stellung nehmen muß. Dazu der Wille bei der übergroßen 
Mehrheit ın den Randstaaten, nicht dem östlichen, sondern dem westlichen 
Kulturkreis anzugehören, die Erkenntnis der Aufgabe als Wirtschaftsvermittler 
zwischen Ost und West fungieren zu müssen, der wirtschaftliche Zwang, Brücken- 
staat („wenn wir Rußland das Fenster nach Europa schließen, so wird uns dieser 
Staat in die Ostsee fegen“, Zeelen) zu sein: aus allen diesen Bedingtheiten ergeben 
sich die Entwicklungstendenzen im baltischen Raum. 


OSWALD ZIENAU: 
SOWJETRUSSLAND UND DIE RANDSTAATENLÄNDER 


Helsingfors, Reval und besonders Riga waren den bolschewistischen Macht- 
habern des neuen Rußlands durch lange Jahre hindurch nur die offensichtlicher 
Konzentrationspunkte gegenrevolutionärer aktivistischer Bewegungen, Sammel. 
plätze einer bis zum Letzten hassenden Emigration, die nach oft genug und deut. 
lich kundgetaner Meinung der Sowjetpresse und sonstiger politischer Organc 
unter dem besonderen Schutz und der angelegentlichsten Interessenförderung 
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n jeweiligen Länderregierung sich ausbreitete und in ihren aktivistisch-poli- 
ischen Bestrebungen stabilisierte. Die sicherlich ganz besonderen und-in ihrer 
Eigenart hier schon angedeuteten Verhältnisse haben die Aufnahme und Durch- 
ührung normal geregelter politischer und wirtschaftlicher Beziehungen zwischen 
lem Sowjetstaat und den Randstaaten wohl aufhalten, aber selbstverständlich 
nicht verhindern können. Und erstaunlich ist immerhin, daß bei solcher Sach- 
age die inzwischen geknüpften Verbindungen hier und da so schnell über rein 
formale Anerkennungen hinausgingen und zu engeren Interessenabmachungen 
führten. 

2 Die vertraglichen Vereinbarungen zwischen der Sowjetunion und Finnland, 
Estland, Lettland und Litauen sind stark unterschiedlichen Charakters. Hat 
beispielsweise Lettland mit der Sowjetunion einen Garantie- und Schiedsvertrag 
und bald danach auch einen Handelsvertrag abgeschlossen, so konnte anderseits 
Finnland mit der Sowjetunion bisher noch nicht einmal zu einer vorbereitenden 
Plattform für politische oder wirtschaftliche Vertragsabschlüsse gelangen. An 
diesen Beispielserwähnungen soll nur dargetan werden, daß die Randstaaten 
— ein übrigens in den betreffenden Ländern sehr ungern gehörter und geradezu 
verpönter Ausdruck, der hier nur als Sammel- und nicht politischer Begriff auf- 
zufassen ist! — in ihren Verhältnissen zu der Sowjetunion alles andere als homogen 
orientiert sind. 

Die mangelnde Übereinstimmung der genannten Ostseeländer in ihrer Rußland- 
politik ist sowohl die Teilerscheinung einer allgemeineren Gegensätzlichkeit der 
Interessen als auch der Ausfluß rein gefühlsmäßiger Abneigungseinstellungen zu 
berücksichtigender oder gar ausschlaggebender politischer Kreise oder ganzer 
Volksschichten einzelner Länder. Allerdings konnte man in allerletzter Zeit be- 
obachten, daß insbesondere die verantwortlich leitenden Politiker des Baltikums 
mehr und mehr auf Zusammenfassung und Gemeinsamkeit der Interessen- 
vertretung hindrängen, um zu vermeiden, daß sich aus der Interessensphären- 
aufteilung des Baltikums irgendwelche und besonders für das Baltıkum selbst 
schwerwiegende Konflikte entwickeln. Doch muß konstatiert werden, daß diese 
Bemühungen einzelner baltischer Minister bisher noch ohne jeden praktischen 
Erfolg geblieben sind, daß von den „Orientierungen“ bis zur „absoluten Neu- 
tralität“ der baltischen Staaten einschließlich Finnland und zu einem „gemein- 
samen Vertrage zur Aufrechterhaltung des Status quo am Ostgestade der Ostsee“ 
ein recht weiter und vorläufig noch unübersehbarer Weg ist! 

Ende des vergangenen Jahres meldete auffallend die „Times“: „Wie ich höre, 
ist die Sowjetregierung bereit, drei Nichtangriffspakte zu schließen: den ersten 
mit Polen, den zweiten mit Finnland und den dritten mit Estland, Lettland und 
Litauen, vorausgesetzt, daß diese drei letztgenannten Staaten bereit sind, sich für 
diesen Zweck zusammenzuschließen.“ 
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Einem solchen Vertragsabschluß mit Finnland stehen von Finnland bereitete 
und konsequent aufrechterhaltene Hindernisse im Wege. Hindernisse, die weniger 
taktischen Erwägungen zur Sache selbst entspringen, sondern die in der erstrebign 
prinzipiellen Linie der finnischen Außenpolitik wurzeln. — Alles andere untert 
ordnender Leitsatz der finnischen Außenpolitik ist die Wahrung der staatlichen 
Selbständigkeit. In den Köpfen der bürgerlichen Politiker des Landes vor allem 
spukt der Gedanke, daß diese Selbständigkeit nur durch den russischen Nachbarr 
bedroht ist, daß der Schutz hiergegen nicht in direkten Verträgen zu suchen ist! 
sondern die Selbständigkeit nur gesichert werden kann durch Rückendeckung 
irgendwelcher Art. Deshalb die bislang von Rußland strikte abgewiesene Be: 
dingung, etwaige politische Vertragsabmachungen bei anderen Großmächten oder 
bei dem Völkerbunde garantieren zu lassen, aus diesen Gründen auch die mehr- 
maligen Vorstöße Finnlands beim Völkerbund wegen des nun schon berühmi 
gewordenen Paragraphen 16. j 

Ein stetiges und energisches Bemühen der finnischen Außenpolitik ist, mit der 


drei nordeuropäischen Staaten in ein festeres Bündnisverhältnis zu kommen. Alle 
Sondierungen und offenen Angebote sind aber an der kalten Schulter Schwedens 
gescheitert, das sich aus rein wirtschaftspolitischen Gründen nicht mit einer Spitze 
gegen Rußland irgendwie und -wo binden wird. Doch trotz dieses Mißerfolge: 
ist Finnland nicht von dieser Einstellung abgewichen, wenn sich auch die Mitte! 
zur Erreichung eines solchen außenpolitischen Zieles sehr stark geändert haben 
Die schroffe, wenn auch an sich gerechtfertigte Betonung der Zugehörigkeit zun 
fenno-skandinavischen Einheit ist nur eine von vielen anderen Argumentationen. 
die Finnland den politisch engeren Anschluß an Nordeuropa bringen sollen. 

Selbstverständlich, daß die aufgezeigte finnische Orientierung allen baltischen 
Versuchen um eine gemeinsame Plattform gegenüber dem Sowjetstaat hinderlich 
sein mußte. Fast ängstlich vermeidet Finnland bei an sich guten nachbarlichen 
Beziehungen zu den baltischen Ostseestaaten über dieses Verhältnis hinausgehend: 
Bindungen. — Die letztliche Vorstellung finnischer Außenpolitiker ist die vor 
einer „Schweiz der Ostsee“, die absolut neutral und unantastbar in ihrem Be- 
stande außerhalb aller Entwicklungen und Begebenheiten steht. Betrüblich fü 
Finnland, daß noch nicht einmal in den ersten Umrissen die Möglichkeit eine 
„Schweiz der Ostsee“ erkennbar wird. Verständlich aber dem politischen Beob- 
achter, daß bei solchem Ziele die finnische Außenpolitik in Osteuropa so absti 
nent und desinteressiert tut. 

Völlig anders sind die Dinge auf der andern Seite des Finnischen Meerbusen: 
und der Ostsee gelagert. Das Bemühen der Sowjetpolitik ist, wie aus dem Zita 
auch deutlich erkennbar, die drei baltischen Staaten als einheitlich verbundeneı 
Vertragspartner gegenüber zu haben. Unbeachtet dieses Strebens hat die Sowjet 
politik jedoch nicht verschmäht, auch Teilerfolge zu suchen und als vorläufige 
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pc itives Ergebnis sich zu sichern; weshalb die Verträge der Sowjetunion mit Lett- 
MR eben ihre ganz bestimmte und nicht geringe Bedeutung für den Sowjet- 
en: hatten. Auf welchem großen, weltpolitischen Hintergrunde die baltische 
1 olitik der Sowjetunion steht, läßt — um hier kurz und doch zur Erkenntnis 
der Zusammenhänge genügend das Problem der Ostsee zu charakterisieren — 
die verantwortliche Äußerung einer Persönlichkeit des Moskauer Auswärtigen 
Amtes aus allerjüngster Zeit erkennen, die da besagt, daß „Lettland die Handels- 
beziehungen mit der Sowjetunion definitiv geregelt habe, ist jedenfalls ein Beweis, 
daß der Druck und die Anziehungskraft der Engländer (im Baltikum) etwas 
versagen“, 

Tatsächlich hat aber dieser anfänglich so erfolgreiche sowjetrussische Vorstoß 
im Baltikum die Russen ihrem Ziele nicht näher gebracht, eher schon die Ver- 
wirklichung des Zieles hinausgeschoben. Estland insbesondere sah in den lettisch- 
sowjetrussischen politischen und wirtschaftlichen Verträgen einen schweren Ver- 
stoß gegen die baltische Solidarität, einen Verstoß, der von Estland zum Vor- 
wande einer allgemeinen Abkühlung der Beziehungen zu Lettland genommen 
wurde. Erst die Kabinettswechsel in beiden Staaten, die Personenwechsel in den 
Auswärtigen Ämtern zu Reval und Riga mit sich brachten, haben eine starke 
anfängliche Verstimmung nach dem lettisch-sowjetrussischen Wirtschaftsvertrage 
wieder gemildert und die Bahn für Annäherungen und Verständigungen frei 
gemacht. 

Was den Sowjetstaat in seinen politischen und eventuell auch sonstigen Ver- 
tragsabsichten aber noch weit mehr im Baltikum behindert als eine vorüber- 
gehende Stimmungspolitik, das ist die interessenpolitische Zerrissenheit der drei 
Baltischen Staaten überhaupt. Hat diese durch genügend bekannte Großmachts- 
einflüsse verstärkte interessenpolitische Zerrissenheit schon eine allgemeinere 
politische und wirtschaftliche Ausgleichung und Zusammenfassung zur Wahrung 
einer Unabhängigkeit nach allen Seiten leider verhindern können, so werden die 
Großmachtseinflüsse erst recht zu verhindern wissen, daß ein etwa geeintes Bal- 
tikum unbequeme Entschlüsse und Entscheidungen von solcher immensen welt- 
politischen Bedeutung fällt! Reval mit seiner wenig getestigten Außenpolitik und 
dem bedenklichen Einfluß enginteressierter und im vornherein festgelegter und 
verpflichteter politischer Kreise steht dem Bemühen einsichtsreicherer Politiker, 
das Baltikum von der Barrierenpolitik gegen den Osten hin zu befreien, am 
merklichsten gegenüber. 

Wenn in solchen Zusammenhängen Litauen besonders hervorgehoben und 
behandelt wird, so das, weil das Verhältnis Litauens zur Sowjetunion einerseits 
und Litauens Stellung als baltischer Gliedstaat andererseits durch politische Kom- 
plikationen mit Polen ganz besonderer Art ist. In aller Erinnerung sind noch 
die Vorgänge der litauisch-polnischen Kontroverse vom Ausgange des letzten 
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Jahres und welche Rolle insbesondere die Sowjetunion in der Beilegung des hell 
auflodernden Konfliktes gespielt hat. Auch an diesem Vorgange zeigt sich deut ' 
lich, daß die Sowjetpolitik alle Gegebenheiten ausnutzt, die irgendwie eine An- 
näherung an die einzelnen baltischen Staaten herbeiführen können. Jedenf: 
hat dieses offene Eintreten der Sowjetunion für Litauen bisherige anderweitig: 
Großmachtseinflüsse aus Kowno radikal verdrängt, wobei auch noch wirtschaft. 
liche Vernunftgründe diese litauische Ostschwenkung erleichterten. Bei der Ge- 
schicklichkeit der Sowjetdiplomatie liegt es aber, den sicherlich starken Eindruck 
der litauisch-sowjetrussischen Annäherung in Warschau vernunftgemäß auszu 
gleichen; welche Gelegenheit mit den gegenwärtig laufenden polnisch-sowjet 
russischen Verhandlungen beiderseits wohl gesucht ist und entsprechend ausge- 


nutzt werden wird. 

Von welcher weltpolitischen Bedeutung die hier behandelte sowjetrussisch-— 
finnisch-baltische Situation ist, dürfte aus entsprechenden Hinweisen dieser Dar- 
stellung erkenntlich geworden sein. Erkenntlich dürfte aber auch geworden sein, 
von welcher Bedeutung die Ostsee und ihre angrenzenden Rleinstaaten in der 
Austragung des englisch-russischen Gegensatzes sind. Die Neutralität der Ostsee,; 
die bereinigende Entscheidung und Befriedung der Verhältnisse der genannten! 
Östseeländer können nur dem friedlichen Interessenausgleich beider Großmächte: 
dienlich sein und sind so Forderungen elementarster sittlicher Vernunft. Daß! 
gerade Deutschland an einer solchen Befriedung der Ostsee und ihrer Länder: 
höchstes und ernstestes Interesse hat, ergibt sich aus seinen Beziehungen zu der! 
einen und der andern Großmacht und den Östseeländern, die Deutschland natur-- 
gemäß in die Rolle des unbeteiligten Neutralen versetzen! 


ADOLF GREGORT: 
UMKÄMPFTE NORDISCHE WEHRKRAFTFRAGEN 


Die allgemeine Unsicherheit in der Abrüstungsfrage wirkt sich auch in den 
skandinavischen Staaten aus, wobei gleichartige Vorgänge in diesen Ländern zu 
erblicken sind. Unerledigt ist noch immer die vom dänischen Verteidigungs- 
minister Brorsen eingebrachte Heeresvorlage, die das „unentbehrlichste Minimum 
zur Sicherung der Lebensinteressen des Staates“ sowie eine technische Revision 
des dänischen Heeres darstellen und nach Auffassung des Ministers ebenso weit 
von Militarısmus wie von der Selbstaufgabe entfernt sein soll. Leidenschaftliche 
Auseinandersetzungen gehen nach wie vor um das Heeresproblem. Die Konser- 
vativen, die in der Vorlage der Regierung der Bauernlinken einen verschleierten 
militärischen Abbröcklungsprozeß erblicken, reden tragisch von einem Verteidi- 
gungsnihilismus, und sie bedenken den Heeresminister mit bitterer Ironie, weil 
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bei Verteidigung seiner Vorlage im Parlament gemeint habe, daß ein Heer 
von 100000 Mann das Nötige ebenso leisten könne wie ein Heer von 105000 
Mann. Demgegenüber wird von der gegenwärtigen Regierungspartei, der Venstre, 
zeltend gemacht, eine Revision des Heeresgesetzes sei durch Dänemarks bedrängte 
wirtschaftliche Lage bedingt, und ohnedies berührten die vorgeschlagenen Ände- 
‘ungen nicht den Kern der Heeresordnung von 1922. Die dänischen Demokraten, 
lie Radikale Venstre, tadeln an Brorsens Vorschlag namentlich die finanzielle 
Unbeständigkeit; denn er sei so gehalten, daß z. B. die Flottenausgaben jährlich 
2%/;s Mill. Kronen mehr betragen würden, als auf dem Papier stehe. Die 
länischen Sozialdemokraten gar, die vorher die Regierung gebildet, aber Angst 
or der eigenen Courage, mit der sie einen Abrüstungsvorschlag eingebracht 
hatten, bekommen zu haben scheinen, stehen auf dem in scharf theoretischer 
These zugespitzten Standpunkt, daß Dänemark keine Verpflichtung habe, eine 
ffektive Verteidigung zu besitzen. Das erklärte der frühere sozialistische Ver- 
eidigungsminister Rasmussen im Folketing. So schwebt das dänische Verteidi- 
zungsproblem in der Vielheit der Parteimeinungen, und man könnte nicht 
sagen, daß das Problem leicht zu nehmen ist in einem Lande, dessen nur etwas 
über 3 Mill. Einwohner zählende Bevölkerung in gedrückten wirtschaftlichen 
Zeiten rund 40 Mill. Kronen für Heer und Flotte aufwenden soll, wozu weitere 
:8 Millionen für außerordentliche Bewilligungen, Pensionierungen, Verzinsungen 
ind Abschreibungen treten. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß Dänemarks Wehrfrage politisch außerordent- 
ich bedingt ist durch Erwägungen im Hinblick auf die dänischen Wasserstraßen 
Sund und Belt, den „Schlüssel zur Ostsee“, an deren Gestade — man denke 
ı. a. an den unzulänglichen Zugang des russischen Reiches zum Meer — Ent- 
wicklungsmöglichkeiten nicht ausgeschlossen sind, die bis zu einem Zusammen- 
toß Sowjetrußlands und der Westmächte führen können. Wenn einige Nationa- 
isten in Dänemark sich bemühen, auch die neue Grenze gegen Deutschland in 
ler Beziehung von Dänemarks außenpolitischer Einstellung zur Verteidigungs- 
rage eine Rolle spielen zu lassen, so besitzt dies bei weitem nicht die Schlagkraft 
les Arguments, das sich um die wichtigen dänischen Wasserstraßen legt. Sie 
werden z. B. in neuerer Zeit von dem Folketingsmitglied F. Ulrichsen, einem 
Xopenhagener Juristen, der Kernpunkt in Dänemarks strategischer Stellung 
yenannt, und Ulrichsen vergleicht die strategische Bedeutung des Sunds mit der 
ler Dardanellen, deren Schließung bekanntlich die für den Weltkrieg bedeutsame 
Polge der Isolierung Rußlands vom Mittelländischen Meer hatte. Die Westmächte, 
uf deren Freundschaft Dänemark seine Außenpolitik hauptsächlich stützt, kom- 
nen in den weiteren Betrachtungen Ulrichsens — obschon er es für ausgemacht 
hält, daß gerade sie im Kriegsfall die dänischen Wasserstraßen mit Beschlag 
jelegen würden, um ihren Randstaaten-Schützlingen Hilfe zu bringen, — ver- 
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hältnismäßig gut davon. Statt dessen sieht es der Däne, unter einseitiger Bearg; 
wöhnung Deutschlands, für zweckmäßiger an, den für die europäische Entwick: 
lung gefährlichen psychologischen Augenblick um den Zeitpunkt der vertrags; 
mäßigen Verpflichtung Frankreichs zur Rheinlandräumung zu erblicken, wo ei 
er den Ausblick auf ein deutsch-russisches Zusammengehen im Osten nicht aus: 
schaltet. Über die Bewahrung der unumgänglichen Neutralität in einem neue 
Kriegsfall ist man sich in Dänemark einig, doch nicht über die Mittel zur Auf 
rechterhaltung der Neutralität und Selbständigkeit. Pazifismus-Gläubige wollen 
sich begnügen mit einer „Konstatierung der Neutralität“. Ihnen aber hält de: 
Oberstleutnant Bölck vor, es sei albern, eine Neutralitäts-Konstatierung ohne di 
ernste Bereitschaft zum Kampf mit den Waffen in Erwägung zu ziehen. Hingege 
findet es der militärische dänische Außenseiter, Oberstleutnant E. Holten-Nielse 
für unwahrscheinlich, daß die Entwicklung in einem künftigen Krieg die Be 
wachung der dänischen Wasserstraßen allein in der Hand Dänemarks lasse 
werde; dagegen sprächen schon die Erfahrungen des Weltkrieges und dazu s 
der dänische Militärapparat zu schwach. 

Schweden, der andere Sund-Anlieger, hat ebenfalls seine Wehrschmerzem: 
Es hat die Voranschläge für das Verteidigungswesen überschritten. Denn in dent 
neuen Budget sind sie auf 133 Mill. Kronen geschätzt, während man nach der 
Berechnungen auf Grund des Verteidigungsgesetzes von 1925 eigentlich auf etw: 
109 Mill. Kronen hätte herab sein müssen. Zwei Strömungen, ähnlich wie in 
Dänemark, bestehen in Schweden. Der einen, die besonders charakteristischer 
Ausdruck in „Göteborgs Handels-och Sjöfartstidende“ fand, schwebt eine groß! 
zügige skandinavische Zusammenarbeit aufmilitärisch-strategischem 
Gebiet vor, weil, wie die Verhältnisse nun einmal geworden seien, keins de: 
nordischen Völker seine Verteidigungsfrage wie ein isoliertes Problem lösen könne 
Was speziell Dänemark betrifft, so wird die gemeinsame schwedisch-dänische Be: 
herrschung des Eingangs zur Ostsee hervorgehoben sowie die Rückwirkung eine: 
positiven Lösung der dänischen Verteidigungsfrage auf die Geistesverfassung in den 
übrigen nordischen Ländern. In entsprechenden rüstungbejahenden und dabe: 
panskandinavisch gesinnten Kreisen Dänemarks ist man offenbar erfreut über den 
Gedanken einer militär-strategischen skandinavischen Zusammenarbeit, und e 
hieß erwidernd in dem Aufsatz eines dänisch-nordschleswigschen Verfassers in 
„Köbenhavn“, daß, wenn das nordische Zusammengehörigkeitsgefühl seinen voller 
Wert erhalten solle, es sich nicht ausschließlich auf das Kulturelle erstrecken dürfe 

Die andere Strömung in Schweden, direkt entgegengesetzt den Bestrebungen 
des „Reichsbundes für Schwedens Verteidigung“ und der Anschauung von ge 
meinsamer skandinavischer militärpolitischer Arbeit, ist in der schwedischeı 
Sozialdemokatie zu finden und spricht sich deutlichst in dem kürzlich in de 
Ersten Kammer eingebrachten Antrag aus, die Regierung solle womöglich in 
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Verein mit den übrigen skandinavischen Ländern eine völlige Abrüstung erwägen. 
edoch ist sich die Sozialdemokratie Schwedens nicht einig in der Auffassung der 

ehrfrage, es gibt in ihr zwei Flügel: der relativ verteidigungsfreundliche unter 
Per Albin Hansson und der unter Engberg, der für vollständige Abrüstung in 
Aurtigem Tempo eintritt. In dem übrigen Skandinavien legt man diesem Meinungs- 
kampf so große Bedeutung bei, daß „Nationaltidende“ in Kopenhagen schrieb, 
wenn Hansson eine Niederlage erleide, so werde das schicksalsschwanger sein 
aicht allein für Schweden, sondern für den ganzen Norden. Wennschon im heute 
bürgerlich regierten Dänemark dem Ringen der Geister in der schwedischen 
Arbeiterpartei diese Bedeutung beigemessen wird, dann gewiß nicht weniger in 
Norwegen, das bekanntlich eine Zeitlang seine erste Arbeiterpartei-Regierung 
desaß, und dessen Heer das 300-Jahr-Jubiläum seiner Wiedererrichtung beging. 
Vielleicht hat man in den skandinavischen Ländern, wenn es in der Wehrfrage 
drauf und dran geht, sogar Volksabstimmungen zu erwarten. Wurde doch im 
länischen Parlament von konservativer Seite an eine solche als ultima ratio 


ippelliert. 


MAaNnFRED SELL: 


5 DIE PHILIPPINEN I 


2 


: Die Inselwelt und ihre Bewohner. Geschichte und Gegenwart 


Als in den Stürmen des Spanisch-Nordamerikanischen Krieges von 1898 mit 
lem Verlust der Philippinen die seit mehreren Jahrhunderten in unaufhaltsamem 
ückgange befindliche spanische Kolonialmacht am Abschluß ihrer Wirksamkeit 
m fernen Osten angelangt war — der Verkauf der Marianen, Karolinen und Pa- 
au-Inseln an das Deutsche Keich im Jahre 1899 schloß diese Rechnung einer 
uhmreichen, aber unruhigen Vergangenheit ab — brach für das Stille Weltmeer 
ınd seine Randländer eine neue Zeit an, deren erster Abschnitt sich vor unsern 
\ugen abrollt. Fast möchte es scheinen, als sei die spanische Herrschaft in Manila 
u Grunde gegangen an der gewaltsamen, den Wegen der Geschichte Hohn spre- 
henden Lösung aus jenen Banden, die, ein Willkürakt der spanischen Entdecker 
ind Eroberer, eine nachhaltige Folge jener denkwürdigen Aufteilung der Welt 
wischen den nach Gold und Reichtümern und wirtschaftlicher Alleinherrschaft 
trebenden Spaniern und Portugiesen, eine Verbindung des spanischen Mutter- 
andes mit seiner ostasiatischen Kolonie nur über die pazifischen Küstenländer des 
panischen Amerika gestatteten. Von Osten her, über das Stille Weltmeer, kamen 
uf der Suche nach den Gewürzländern und nach dem richtigen Indien die Spa- 
ier unter Führung des portugiesischen Renegaten Magalhaes auf der ersten Reise 
ım die Welt zu der Inselwelt im fernen Osten. Bei dieser engen Bindung zwischen 
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den Philippinen und der Neuen Welt blieb es Jahrhunderte hindurch. Das sp E 
nische Amerika war das Tor, durch das Manila mit der europäischen Welt it 
Berührung stand. Als das Zeitalter der wirtschaftlichen Freiheit heraufzog, als d 
spanische Macht in Amerika in Trümmer sank, erwies sich die Notbrücke voi 
Spanien zu seiner ostasiatischen Kolonie über Afrika als schwaches Gehäude. Auli 
stände erschütterten die Inselwelt. Schlechte Verwaltung und Mißwirtschaft tates 
das ihre. Zugleich mit den letzten Resten spanischer Macht in der Neuen Web 
verschwanden die spanischen Soldaten und Beamten aus den Philippinen. Vo: 
neuem wurde die Brücke ostwärts über das Stille Weltmeer nach Amerika, diese 
Mal nach Nordamerika, geschlagen. 

Ob sie dauerhaft sein wird, wer wagte es vorauszusagen? Viele Fortschritte ha 
die nordamerikanische Herrschaft gegenüber der altersschwachen spanischen Re 
gierung der letzten Jahrzehnte vor dem Übergang zu verzeichnen. Politisch, stra 
tegisch, wirtschaftlich haben die Philippinen ungeahnte Bedeutung erhalten. Abez 
für die Nordamerikaner sind die ostasiatischen Inseln ein Kolonialgebiet mit frems 
der Bevölkerung anderer Rassen, Sprachen, Religionen, fremdartiger, aber zumeis 
ansehnlicher Kultur. Die Landesnatur, das Klima, die Wirtschaft, die Lebens: 
bedingungen des Menschen weichen ab von den Voraussetzungen des nordamerr 
kanischen Mutterlandes. Der Kolonialpionier aus der Neuen Welt kommt auf unt 
bekanntes Land, hat neu zu lernen. Noch sind die Philippinen eine verhältnis 
mäßig junge Kolonie. Alle Schäden und Schwächen einer solchen sind durchzw 
machen. Die Zeitläufte sind der Kolonialpolitik an sich wenig günstig, am wenigsten 
in Süd- und Ostasien, im Kreise nach politischer, wirtschaftlicher und geistige: 
Freiheit strebender, nur mit Mühe und unverkennbarem Zwange unter europäil 
scher Aufsicht gehaltener Völker, in der Nähe der asiatischen, in mancher Hin: 
sicht den Bewohnern der Philippinen verwandte Züge aufweisenden Großmachi 
Japan, im Angesicht des einer nicht absehbaren Zukunft entgegensteuernden China 
So bieten die Philippinen in jeder Hinsicht eine Fülle von Problemen, deren jede: 
einzelne Weltbedeutung hat oder stündlich erlangen kann. Ein Zeitalter schein! 
heraufzuziehen, in dem das Stille Weltmeer diesen seinen Namen zu Unrecht tra! 
gen dürfte. Wenn der Große Ozean zum Schauplatz der Weltgeschehnisse de: 
Zukunft werden sollte, so werden die Philippinen in dieser riesigen Arena der erst. 
und wichtigste Brennpunkt sein. Auch ohne einen solchen Kampf der Gelbeı 
gegen die Weißen, Asiens gegen Europa-Amerika, ist die Bedeutung der Inselwel 
groß genug! 

An Ausdehnung der Landfläche und Zahl der Bewohner haben die Vereinigtei 
Staaten ihrem Siege über Spanien ein beachtliches Kolonialreich in Ostasien zı 
verdanken, Die unter dem Namen der Philippinen zusammengefaßten Inselgruppeı 
bestehen aus mehreren Tausend Eilanden der verschiedensten Größen, von deneı 
die beiden bedeutendsten, — Luzon mit der Hauptstadt Manila, und Mindanao — a 
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al jede mit dem nur um ein geringes ausgedehnteren niederländischen Java 
rglichen werden können. Die gesamte Oberfläche der bewohnbaren Inseln mit 
gefähr 300000 qkm würde fast zwei Drittel des heutigen Deutschen Reiches 
yedecken. Ein Vergleich mit dem benachbarten niederländischen Indien ist auch 
insichtlich der Zahl der Bewohner und der Dichte ihrer Siedlung sehr lehrreich. 
s zeigt sich, daß in beiden Hinsichten das nordamerikanısche Inselreich zwar 
licht mit dem an Zahl der Bewohner allein mehr denn dreifach überlegenen 
java wetteifern kann, aber doch mit den elf Millionen seiner teilweise kulturell 
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Abb. ı. Die Philippinen‘und ihre Nachbarn 


chstehenden Einwohner eine solche Gegenüberstellung nicht zu scheuen braucht. 
Eine Errechnung der verhältnismäßig hohen durchschnittlichen Volksdichte gibt 
sein vollständiges Bild der Besiedlung, da ein Teil Luzons, zumal um die Haupt- 
tadt Manila herum, sowie einige der kleineren Inseln (Gebu, Panay usw.) außer- 
rrdentlich dicht bewohnt, der weit größere Rest sehr schwach bevölkert ist. Diese 
wenigen Angaben mögen genügen zur Erläuterung der äußeren Bedeutung des 


ıordamerikanischen Inselreiches in Ostasien. 


II. Das strategische und außenpolitische Problem. 


Es erheben sich nun mehrere Fragen. Wie ist dieser weit vom nordamerikani- 
chen Mutterlande entfernte, in einen fremden Völkerkreis vorgeschobene Kolo- 
37, 
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nialbesitz zu bewerten? Welche Folgen ergeben sich für die nordamerikanisel ! 
Staatskunst? Wie wirkt der Besitz der Philippinen auf das Verhältnis der “ 
einigten Staaten zu andern Mächten ein? Welche neuen Nachbarn haben di 
Vereinigten Staaten in Ostasien gefunden? Wie steht es um die Sicherheit e 
Kolonialreiches, um die Gewährleistung seiner stetigen ununterbrochenen Verbir 


2! 


dung mit den pazifischen Hafenplätzen der Vereinigten Staaten? Sind Aussich es 
vorhanden auf eine künftige Erweiterung des nordamerikanischen Machtbereiche 
in Ostasien, oder ist das Schutzgebiet etwa in das Zeitalter des Stillstandes, de 
Stagnierens, des beginnenden Verfalles eingetreten? Es sind die Fragen, die knapt 
und klar als strategisch-militärisch-außenpolitisches Problem zusammengefafl 
werden können. Aus der Sicherheitsfrage wird sich dann ein anderes Probler: 
herauslösen, die völkische Frage, das Verhältnis der nordamerikanischen Schutz 
herren zu ihren kolonialen Untertanen. An Hand der Frage nach einer mögliche: 
weiteren Ausdehnung gilt es, die heutigen Grundlagen der Wirtschaft und d 
künftigen Aussichten zu untersuchen. 

Mit der Eroberung der Philippinen haben die Vereinigten Staaten von Nordı 


amerika die Grundzüge einer Entwicklung angebahnt, die unter den immer wie 
derkehrenden geographischen Erscheinungen im Leben der Völker und Staates 
eine Hauptrolle gespielt hat und spielt: das Streben nach der Gegenküste, ein 
natürliche Folge der durch jede Schiffe tragende Wasserfläche geschaffenen Ann& 
herung der angrenzenden Länder durch wirtschaftlichen und geistigen Austausch 
Den primitiven Völkern ist der Große Ozean kein Hindernis gewesen, eher ei 
Bindeglied, wie das Beispiel der Besiedlung der über eine Riesenfläche ausgedehnte: 
Inselwelt der Südsee lehrt. Die Spanier haben die enge Verknüpfung ihrer Mach 
auf den Philippinen mit den spanischen Besitzungen in Lateinamerika trotz de 
weiten Abstandes nicht gescheut. So sind auch die Nordamerikaner, einmal au 
breiter Front an der pazifischen Küste der Neuen Welt angelangt, sofort unaut 
haltsam weiter in den Großen Ozean hinaus vorgedrungen, bis sie auf dem breite: 
Inselkranze, der dem fernen Gegengestade vorgelagert ist, festen Fuß gefaßt hatter 
So ist der Besitz der Philippinen unter verschiedenen Gesichtspunkten zu werter 
Der Archipel ist die erste feste Grundlage für die jedem gesunden Staat notwen 
dige Expansion der Nordamerikaner auf dem von der Natur angewiesenen Gebiet 
der pazifischen Gegenküste, also in Ostasien. Wie sich diese Ausdehnung im ein 
zelnen vollzieht, ob sie auf dem einstweilen beschrittenen Wege wirtschaftliche 
(auch religiöser) Maßnahmen beharrt, ob sich bereits Anzeichen für beabsichtigt 
politische Ausdehnung und Ausbau der gewonnenen Position einstellen, wird au 
dem folgenden erhellen. Von einem Stagnieren, einem Altern der nordamerikanische 
Kolonialherrschaft kann nicht die Rede sein. Die jugendfrische Kraft, mit der di 
Vereinigten Staaten im vollen Bewußtsein ihrer äußerst günstigen Weltstellung un 
ihrer schier unermeßlichen Hilfsmittel im eigenen Lande sich allenthalben au 
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r Welt vorzuschieben, an die Stelle der europäischen Mächte zu setzen beginnen, 
mir der sie in der Neuen Welt ihre Vorherrschaft zur Geltung bringen, spricht 
eine kräftige und zielbewußte nordamerikanische Politik in Ostasien. Fragt 
man nach den Zielen eines solchen Auftretens, so ist vor allem der Blick auf die 
nähere Umwelt der Philippinen zu richten. Als unmittelbare Nachbarn kommen 
‚an Großmächten in Frage: 
- ı. Japan auf der Nordfront mit der Insel Formosa und dem eigentlichen japa- 
nischen Inselreiche weiter im Hintergrunde, und auf der ausgedehnten Ostfront, 
wo sich die Japaner durch die Aneignung der Mandate über die einst deutschen 
Marianen, Karolinen und zumal Palau-Inseln bedenklich an das nordamerikanische 
Kolonialreich herangeschoben haben. Japan ist heute als Hauptwidersacher der 
Nordamerikaner im Fernen Osten anzusehen. Obschon an Machtmitteln den Ver- 
einigten Staaten unterlegen, ist es ihnen durch die Stärke der Position, durch die 
Anlehnung an diein Asien herrschenden „Los-von-Europa“-Strömungen gewachsen. 
Wirtschaftlich wie politisch kann eine nordamerikanische Ausdehnungspolitik in 
Asien, gleich nach welcher Richtung, nicht anders als zu einer Zuspitzung des 
Gegensatzes der beiden Großmächte führen. Das nordamerikanisch-japanische 
Verhältnis ist in jede politische Rechnung in Ostasien insofern als vorherbestimm- 
barer Faktor einzusetzen, als auf die Dauer hier auf keine freundschaftliche Rege- 
dung zu hoffen ist, solange die Vereinigten Staaten sich auf den Philippinen be- 
‚haupten. Die nordamerikanische Position ist trotz der breiten Grundlage, die die 
Philippinen gewähren, wenig befriedigend. Sie krankt an dem Mangel einer ge- 
sicherten Verbindung mit der weit entfernten Heimat. Die Vereinigten Staaten 
sind in dieser Hinsicht nicht tatenlos gewesen. Die gleichzeitig mit der Festsetzung 
in Ostasien erfolgte Besetzung der Hawaii-Inseln schuf einen nordamerikanischen 
Flottenstützpunkt mit breiter wirtschaftlicher Grundlage, der weit ins Stille Welt- 
meer hinaus vorgeschoben ist und den Weg von San Francisco nach Manila um 
ein Drittel verkürzt. Desto schlechter ist es um die übrigen zwei Drittel dieser 
einzigen Verbindungslinie bestellt. Die kleinen Inselgruppen der Midway-, Morell-, 
Wake- und Marcus-Inseln liegen schon etwas nördlich aus dem Wege, haben 
auch als Zwischenstationen für die Operationen neuzeitlicher Flotten nur be- 
schränkten Wert. Das Marianeneiland Guam liegt einsam mitten in die japanische 
Machtsphäre eingekeilt, welch letztere in den Marshall-Inseln sehr bedrohlich in 
den mittleren Großen Ozean vorspringt. Vor unseren Augen erwacht hier eine 
Welt zu höchster politischer Bedeutung, die noch vor wenigen Jahren dem Welt- 
getriebe fernlag und nur selten Anlaß zu interessanten, aber wenig hitzigen und 
belangreichen Debatten gab. 
2. England. Die „angelsächsische Schwester“ tritt in sehr verschiedenartiger 
Gestalt als Nachbar der Philippinen in Erscheinung. In Hongkong einerseits, ım 
den britischen Anteilen an der Insel Borneo mit der Flottenbassis Singapore im 
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Hintergrunde anderseits sind wichtige Posten des britischen Reiches dem nord-- 
amerikanischen Einflußgebiete benachbart. Bedeutsamer noch können ın Zukunf ' 
die Fäden werden, die sich von den Vereinigten Staaten aus nach Australien (-Neu- 
seeland) spannen. Hier ist ein großes Siedlungsgebiet angelsächsischer Rasse, durch: 
viele Bande mit dem englischen Mutterlande vereint, aber auch durch ein gemein-- 
sames Interesse mit den Nordamerikanern verbunden: Durch die gemeinsame 
Furcht vor der gelben Grfahr und vor ihrem stärksten Vertreter, vor Japan. 
Gewiß ist das englische Reich ein stärker Hort. Aber begeht die britische Staats- 
kunst nicht manchmal Wege, die bei den australischen Staatslenkern nicht unge-: 
teilten Beifall finden können? Das Bündnis mit Japan findet in Australien wenig 
Anklang. Desto lauter fordert man in Sydney und Melbourne den Ausbau Singa- 
pores als Flottenbasis zum Schutze der weißen Siedler im fünften Erdteil vor: 
dem Einbruch der gelben Barbaren. Den Vorrang zur See muß England mit 
den Nordamerikanern teilen. Statt eines regieren zwei Herren die Weltmeere.. 


Am Stillen Ozean sind die Vereinigten Staaten im Besitze der unangreifbaren ı 
Heimatstellung, steht Englands Herrschaft auf starken, aher nicht auf unverletz-: 
lichen Füßen. Auch ein Verlust des Außenpostens der Philippinen würde die: 
Nordamerikaner nicht tödlich treffen; für England steht mit jeder kolonialen Ein- 
buße, die den unterdrückten Haß seiner kolonialen Untertanen auslösen kann, , 
alles auf dem Spiele. So sind die australischen Liebeswerbungen um die Vereinigten. 
Staaten sehr verständlich. Das Entgegenkommen der Yankees beruht auf nicht 
minder egoistischer Erwägung: würde doch die Freundschaft, das Bündnis mit 
Australien (-Neuseeland), die Anlehnung an den britischen Machtbereich in der 
Inselwelt des Pazifik die schwache Verbindung zwischen Honolulu und Manila 
auf eine sichere breite Grundlage stellen, die eine leicht zu unterbindende Linie 
ın eine Landbrücke wandeln. 

3. Frankreich. Über diese dritte, den Philippinen benachbarte Großmacht ist 
nicht viel zu sagen. In ganz beschränktem Umfange konnten hier Erwägungen 
zur Geltung kommen, wie sie bei den nordamerikanischen und australischen Be- 
ziehungen laut werden mögen. Denn außer Indochina in der engeren Nachbar- 
schaft Manilas nennt Frankreich in der Südsee ein weites, aber zerstreutes Insel- 
reich sein eigen, das allerdings etwas abseits vom Wege liegt. Indochina ist des- 
halb große Beachtung zu schenken, weil es auf breiter Front als unmittelbarer 
Nachbar der Philippinen anzusehen ist, was angesichts der asiatischen Bewegun- 
gen von höchstem Belange sein kann, Zudem kommt den wirtschaftlichen Bin- 
dungen zwischen Indochina und Manila größere Bedeutung zu, da die Philippinen 
ihren eigenen Bedarf an der wichtigsten Volksnahrung, an Reis, aus eigener Er- 
zeugung nicht völlig zu decken vermögen und jährlich beträchtliche Mengen aus 
Indochina einführen. 


Zu dieser Umwelt dreier Großmächte treten an zwei Fronten andere Staaten: 
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China im Westen und Nordwesten, die Niederlande im Süden. Beide Seiten müssen 
unter den vorliegenden Verhältnissen als die Richtung verhältnismäßig-schwäch- 
s 'en Widerstandes gedeutet werden. Das heißt, daß auf Grund des Erfahrungs- 
satzes: „jeder sich ausdehnende Staat neigt zum Vorgehen auf der Front, wo die 
geringste Gegenwehr zu erwarten ist“ die vereinsstaatliche Ausdehnungspolitik 
China und Niederländisch-Indien sich ausersehen würde. Die Tatsachen geben 
dieser Lehre bis zu gewissem Grade recht. Von einer politischen Expansion kann 
allerdings nicht die Rede sein. Aber das wirtschaftliche Vordringen der Nord- 
amerikaner in China, die rege Tätigkeit nordamerikanischer Missionsgesellschaften 
und Forschungsreisender in China und seinen Nebenländern kann nicht anders 
als in diesem Sinne gedeutet werden. Allerdings haben sich infolge der chinesi- 
schen Bürgerkriege, der nationalen Strömungen und der bolschewistisch-russischen 
Gegenwirkung gegen den Kapitalismus der Yankees die Aussichten im Reiche der 
Mitte für die Vereinigten Staaten erheblich verschlechtert. Wie lange die heutigen 
Verhältnisse andauern, ob sie tatsächlich mit einer Ausmerzung der europäisch- 
nordamerikanischen Einflüsse in Ostasien enden, ob nicht vielleicht aus den Trüm- 
mern der Vorherrschaft der europäischen Mächte letzten Endes Kapital und Macht 
der Yankees ihrem Handel, ihrem Glauben eine beherrschende Stellung in Ost- 
asien erringen, bleibt eine Frage der Zukunft. Die heutige Lage spricht gegen 
die letztere Entwicklung. In Niederländisch-Indien endlich ist England den Ver- 
£inigten Staaten zuvorgekommen. Erdöl und Kautschuk heißt das Problem des 
niederländischen Reiches in Südostasien. Beide Erzeugnisse, die wie keine andern 
Gegenstände des Welthandels die Aufmerksamkeit der gesamten Welt auf sich 
gelenkt, die öftentliche Meinung erregt haben, unterliegen in einem ihrer wich- 
tigsten Erzeugungsgebiete der britischen Oberaufsicht. Die Aussichten auf eine 
Ausdehnungspolitik gegenüber Niederländisch-Indien sind damit auch hinfällig, 
wenigstens sehr gering. Welche Rückwirkungen diese Lage auf die Philippinen 
ausübt, ist bei Besprechung der Philippinen als Wirtschaftsproblem darzustellen. 

Auf jeden Fall ist zusammenfassend festzuhalten : Selbst eine jugendfrische Groß- 
macht mit außerordentlichen Hilfsquellen wie die Vereinigten Staaten sieht sich 
in Ostasien vor Verhältnisse gestellt, die eine gesunde Ausdehnungspolitik äußerst 
schwierig, wenn nicht unmöglich machen, solange es sich um Ausdehnung des 
Machtbereiches handelt. Wie es um eine Ausdehnung durch innere Kräftigung 
der Kolonie steht, müssen die kolonialen und wirtschaftlichen Verhältnisse lehren. 
Durch den Besitz der Philippinen ist die nordamerikanische Staatskunst um ein 
inhaltschweres Problem reicher geworden. Die Vereinigten Staaten sind zu be- 
sonders großen politischen Anstrengungen gezwungen. In weitem Umfange nötigt 
die Stellung auf den Philippinen, zum mindesten im Zeitalter des allgemeinen 
Wettrüstens! — die Nordamerikaner zum Unterhalt einer mächtigen Kriegsflotte, 
die am Stillen Ozean im Angesicht der Großmacht Japan in der Lage ist, Heimat 
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und Kolonialgebiet, und was noch schwieriger ist, die stets gesicherte Verbindung 
zwischen beiden, zu verteidigen. So drängen die Philippinen die Vereinigten 
Staaten zum Anspruch auf die unbestrittene Vormacht am Stillen Weltmeere. 


El 


WILHELM GRoOTKoPP: 


DIE WELTWIRTSCHAFTLICHE BEDEUTUNG DER 
AMERIKANISCHEN AGRARZOLLE 


Seitdem die U. $. A. eine ausgesprochene Hochschutzzollpolitik führen, d. h. seit 
1864, hat es nie an Stimmen gefehlt, die anläßlich irgendeiner europäischen 
Krisis diese amerikanische Zollpolitik als eine wesentliche Ursache angeführt haben, 
Mit besonderem Nachdruck wird diese Meinung heute vertreten, es ist keine 
Seltenheit, daß namhafte Europäer sogar in New York oder anderen amerika- 
nischen Städten in Reden oder Interviews die Amerikaner wegen ihrer Politik 
anklagen und von dem Haß sprechen, den diese Schutzzollpolitik in Europa gegen 
Amerika hervorgerufen habe. Wie schon oft in den verflossenen Jahrzehnten, wird 
auch heute der Zusammenschluß der europäischen Länder gegen den Zollegoismus der 
Amerikaner propagiert. Sind diese Anklagen, ist diese Meinung berechtigt? Kommt 
den amerikanischen Zöllen eine so große Bedeutung zu, daß sie als wesentliche 
Ursache heutiger europäischer Wirtschaftsnot hingestellt werden können? In zwei 
früheren Aufsätzen habe ich an dieser Stelle schon diese Frage gestreift, in einigen 
Aufsätzen hoffe ich, hierauf näher eingehen zu können, denn nur eine genaue 
Analyse der Tatbestände ermöglicht uns, zu prüfen, ob die Anklagen gegen die 
' amerikanische Zollpolitik berechtigt sind oder ob hier aus nichtigen Gründen eine 
Kluft zwischen Europa und Amerika entsteht, die dem Wohle keines der beiden 
Erdteile dient. 

Amerikas Schutzpolitik war bisher im wesentlichen Industrieschutzzollpolitik, 
ist aber seit 1921 in weit stärkeren Maße als früher auch Agrarschutzzollpolitik. 
Die Agrarzölle berühren europäische Interessen zwar direkt nicht allzu stark, 
sind aber doch für das Gesamtproblem von einer solchen Bedeutung, daß sie 
nicht unbeachtet bleiben dürfen. 

Eine Würdigung der Agrarzölle bedeutet ein kurzes Eingehen auf die in den 
letzten Jahrzehnten eingetretenen Änderungen in der weltwirtschaftlichen Stel- 
lung der amerikanischen Landwirtschaft. Seit etwa 1898 läßt sich für die wich- 
tigsten Agrarprodukte ein starker Rückgang des Exportes feststellen. 1898 belier 
sich der Nettoexport von Lebensmitteln auf 590 Mill. Dollar, jedoch schon in der 
Vorkriegszeit war dieser Nettoexport fast völlig verschwunden. Kriegs- und Nach- 
kriegszeit brachten zwar eine gewisse zeitweilige Belebung des Exportes, aber 
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‚heute sind die Verhältnisse wieder die gleichen wie in den letzten Vorkriegsjahren. 
Verschiedene Momente können als Ursache für dieses Verschwinden .des Netto- 
exportes angeführt werden, die wichtigsten sind die Ausdehnung des heimischen 
Marktes und das Aufkommen anderer günstiger gestellter Agrarexportländer, wie 
2. B. der südamerikanischen. Heute ist die amerikanische Landwirtschaft im we- 
“sentlichen auf die Befriedigung des heimischen Marktes eingestellt, exportiert 
zwar noch einige Produkte, aber anderseits müssen auch Agrarprodukte impor- 
tiert werden, wodurch die Landwirtschaft der Konkurrenz anderer Länder aus- 
gesetzt wird. Amerika, einst das führende Agrarexportland, ist heute für den 
Weltmarkt nicht nur Exporteur, sondern auch Importeur von Lebensmitteln, 
doch beides in so geringem Maße, daß von einem amerikanischen Außenhandel 
in Lebensmitteln kaum gesprochen werden kann. 

Welches Bild gibt die Statistik von Amerikas Außenhandel in Agrarprodukten 
für die letzten Jahre? Betrachten wir zunächst den Außenhandel in Lebensmitteln. 
Geringfügig ist der Außenhandel in Lebensmitteln tierischen Ursprungs, wir er- 
halten für 1926 einen Exportwert von 265, einen Importwert von 82 Mill. Dollar, 
für 1927 lauten die entsprechenden Zahlen 208 bzw. 101 Mill. Dollar. Bemerkens- 
wert ist nur der Export von Produkten der Schweinezucht, wie Ham, Bacon und 
Schmalz. Was anderseits importiert wird an Fleisch, lebenden Tieren, Käse und 
“ anderen Produkten verdient heute noch keine Beachtung, doch ist bedeutsam, 
- daß für diese Produkte der Importüberschuß ansteigt. Unter den eßbaren pflanz- 

lichen Exportgütern herrscht eines vor: Weizen und Weizenmehl mit einem Ex- 
portwert von 285 Mill. Dollar im Jahre 1926 von insgesamt 553 Mill. Dollar 
gegen 325 von 658 Mill. Dollar im Jahre 1927. Von den sonstigen Exportgütern 
sind noch Ölkuchen, Gemüse und Früchte zu nennen. Importiert werden vor 
allem Kaffee, Kakao, Tee und Zucker, außer Zucker also fast nur pflanzliche 
Lebensmittel, die in den U.S.A. aus natürlichen Gründen kaum hergestellt wer- 
den können. Von den nicht eßbaren agrarischen Erzeugnissen werden exportiert 
vor allem Baumwolle, das noch immer wichtigste amerikanische Exportgut, und 
Tabak, werden importiert Wolle, Kautschuk, Öle verschiedener Art, Häute und 
Pelze. Ziehen wir nun die Gesamtbilanz für den Außenhandel in Agrarprodukten: 
1. Insgesamt steht die amerikanische Landwirtschaft für die von ihr hergestellten 
Güter zwar noch auf Exportbasis, aber diese Basis ist heute schon sehr schmal. 
2. Für den Export in größeren Mengen kommen heute und auch für die nächste 
Zukunft nur noch Baumwolle und Tabak in Frage, dagegen nur noch in ge- 
ringerem Umfange Lebensmittel. Der jetzt noch bestehende Export an Weizen und 
Produkten der Schweinezucht dürfte immer mehr zurückgehen. 3. Importiert 
werden in größeren Mengen von mit amerikanischen Produkten konkurrierenden 
nur Wolle und Zucker; ferner viele in Amerika nicht herstellbare. 4. Bei der 
Herstellung vieler Produkte ist die amerikanische Landwirtschaft in wachsendem 
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Maße der ausländischen Konkurrenz ausgesetzt, zumal sie immer weniger in der 
Lage sein wird, den heimischen Bedarf zu decken. 1 

Aus diesen für die einzelnen Waren so verschiedenartigen weltwirtschaftlichen 
Verhältnissen ergibt sich die Stellung der Farmer zu den einzelnen Agrarzöllen. 
Die Farmer benötigen keine Zölle auf Waren, die sie selbst nicht oder nur n 
kaum nennenswertem Umfange herstellen. So sind auch heute alle diese Waren, 
wie Kautschuk, Bananen, Kaffee, Tee, Kakao, zollfrei. Als wirtschaftlich bedeut- 
sam braucht nur die Feststellung registriert zu werden, daß die U.$.A. durch 
Zollsätze den Anbau dieser Waren in fremden Ländern nicht erschweren, in 
keiner Beziehung die internationale Arbeitsteilung stören und somit eine vorbild- 
liche Politik führen. 

Auch besteht bei den Farmern keinerlei Interesse für Zölle auf Waren, für die 
die U.8.A. auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig sind. Dies gilt aber eigentlich 
nur noch für gewöhnliche Baumwolle und bis zu einem gewisse Grade auch noch 
für Tabak. Baumwolle kommt zollfrei ins Land; der Import von Tabak- und 
Tabakerzeugnissen wird dagegen ebenso wie der anderer Agrargüter, die heute 
noch in stärkerem Umfange exportiert als importiert werden, wie es z. B. bei 
Weizen, Schweinefleisch. Schmalz und Äpfeln der Fall ist, verzollt. Nur als Pro- 
duzent für Baumwolle hält die amerikanische Landwirtschaft ihre Stellung für 
so stark, daß sie auf Zölle verzichten zu können glaubt. 

Eindeutig ist auch die Stellung zu den Woll- und Zuckerzöllen. Wolle und 
Zucker sind nie in ausreichendem Maße in den U.S. A. hergestellt worden, doch ist 
immer angestrebt worden, die benötigten Mengen an Wolle und Zucker im Lande 
selbst herzustellen. Die zu diesem Zweck und auch aus staatsfinanziellen Gründen be- 
willigten Zölle auf Zucker und Wolle sind bei allen Tarifverhandlungen heiß 
umstritten gewesen, handelte essich doch stets darum, auf Kosten der Konsumenten 
relativ kleine Produzentenschichten zu fördern. Als allen anderen Agrarzöllen 
noch keinerlei Bedeutung zukam, maß man in allen Kreisen von allen amerika- 
nischen Zöllen denen auf Wolle und Zucker mit die größte Bedeutung zu. 1921/22 
war der Zollsatz auf Zucker der umstrittenste von allen. Dem Zuckerzoll kommt 
auch von allen Agrarzöllen die größte wirtschaftliche Bedeutung zu, so daß näher 
hierauf eingegangen werden muß. 

Wie für viele andere Waren, so sind die U.$.A. auch für Zucker das wich- 
tigste geschlossene Konsumtionsgebiet, es entfällt von Weltzuckerverbrauch etwa 
'/ı auf die U.S.A. (1926: 25,80/,). Die Voraussetzung für eine Deckung des Ver- 
brauches auf dem Wege der Eigenproduktion innerhalb der U.S.A. sind nur zum 
Teil gegeben. Eine Erweiterung der eigenen Produktionsbasis haben sich die U.S. A. 
in ihren Kolonien geschaffen, so daß jetzt gut 40°/, (1926: 45,7 °/,) des heimischen 
Verbrauches durch Eigenproduktion gedeckt wird. Diese Zuckerkulturen im 
Lande und in den Kolonien hätten sich aber nie in dem Ausmaße entwickeln 
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"können, wenn nicht seit 1789 stets ein sehr hoher Zollschutz bestanden has; 
‚Der Zoll wurde zunächst im wesentlichen aus finanziellen Gründen erhoben und 
“ist auch heute Finanz- und Schutzzoll, entfällt doch auf ihn ein Viertel der Zoll- 
einnahmen. Wie jeder Schutzzoll, bedeutet der Zuckerzoll mühelosen Profit für 
die leistungsfähigen Betriebe, unbedingte Notwendigkeit für die weniger leistungs- 
‚fähigen. Es ist berechnet worden, daß 60°/, des Zuckerrübenbaues innerhalb der 
U.S.A., 40°, der Zuckerkultur in Hawai, 30°/, der in Porto Rico, 40 %/, der ın 
FREE und wohl 100°/, der auf den Philippinen auch nach Abschaffung des 
 Zuckerzolles mit Gewinn fortgesetzt werden könnten, daß aber alle anderen Zucker- 
‚kulturen würden eingehen müssen. Mit einer Abschaffung des amerikanischen 
‚ Zuckerzolles ist wegen der wirtschaftlichen und auch wegen der staatsfinan- 
ziellen Rückwirkungen nicht zu rechnen, bestenfalls mit einer geringen Herab- 
setzung. Dies ist weltwirtschaftlich überaus bedeutsam. 

Die Lage auf dem Weltzuckermarkt gleicht der Marktlage mancher anderen 
Ware: in der Kriegszeit bestanden infolge des Rückganges der Zuckerproduktion 
in einigen europäischen Ländern auf dem Weltmarkt erhöhte Absatzmöglichkeiten 
für Zucker, die Zuckerproduzenten anderer Länder erhöhten deswegen ihre Zucker- 
produktion wesentlich. Als nach Beendigung des Krieges die Vorkriegsverhältnisse 

in Europa allmählich wiederhergestellt wurden, ergab sich eine starke Über- 
"produktion an Zucker. Der Rückschlag um 1020/21 betraf besonders Cuba, wo 
‘die Produktion von 2,6 Mill. t im Jahre 1913/14 auf 4,0 Mill. t im Jahre 1918/19 
ausgedehnt worden war. Im Mai 1920 erzielten die Gubaner, deren Wirtschaft 
einseitig auf einer Zuckerbasis aufgebaut ist, auf dem New Yorker Markt noch 
22,5 Cent für ein lb Zucker, dann setzte aber der radikale Preissturz ein, wohl 
der empfindlichste, der je für eine Ware zu verzeichnen gewesen ist: Ende 1921 
lautete die Zuckernotierung 1,81 Cents, d. h. der Zucker mußte zu einem Preis 
abgesetzt werden, der unter der eine Deckung der Produktionskosten ermöglichen- 
den Höhe lag. 

Seit 1921 besteht eine Zuckerkrisis; die Verhältnisse erinnern an die zur Zeit 
der nicht mehr in Kraft befindlichen Wusseler Konvention. Viele Länder sind aus 
den verschiedensten Gründen bestrebt, mit Hilfe hoher Zölle sich in der Beliefe- 
rung mit Zucker unabhängig zu machen. Dadurch werden den Ländern, die über 
die günstigsten Produktionsbedingungen für Zucker verfügen, wie Java und Cuba, 
die Absatzmöglichkeiten weitgehend genommen, ja sie werden gezwungen, ihre 
Produktion einzuschränken. Cuba, das am meisten von diesen Mißverhältnissen 
betroffen wird, nahm 1926 die erste Produktionseinschränkung vor und versucht, 
diese Politik fortzusetzen. 

Die Vereinigten Staaten sind unter Berücksichtigung ihres Zuckerzolles und 
ihres Zuckerverbrauches das stärkste Hindernis für einen Ausgleich der Verhält- 
nisse. Der amerikanische Zoll beträgt für die am meisten gehandelte Form des 


f N 


588 GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN HEFT 7 


Rohzuckers, d. h. für 96°/,, 2,206 Cents für ein Ib. Cuba genießt eine Ermaßig | 
gung um 20°/, auf 1,7648 Cents, so daß faktisch außer Cuba sowie den Kolonien, | 
für die Zollfreiheit besteht, kein Land Zucker nach Amerika exportieren kann, 
wodurch anderseits der Konkurrenzkampf auf den freien Märkten, wie besonders 
in England, wesentlich verschärft wird. Diesen Kampf möchten viele Produzenten 
durch ein internationales Kartell beilegen, d. h. durch eine künstliche Verknappung 
des Angebotes, die Cuba jetzt schon auf dem amerikanischen Markt durchzuführen | 
versucht. Als die Engländer zu einer ähnlichen Maßnahme, der Kautschukrestrik- 
tion, griffen, setzte die ja erfolgreich gewesene Gegenwehr der Amerikaner ein. 
Werden sie aber einen Kampf gegen eine Zuckerrestriktion mit demselben Recht 
führen können? Alle diese Fragen werden ständig eine steigende Bedeutung er- 
halten, denn mit der Abschaffung des amerikanischen Zuckerzolles ist nicht zu 
rechnen. Seine Abschaffung würde sicherlich eine Besserung der Lage der zucker- 
produzierenden Länder zur Folge haben, vielleicht eine Lösung aller Schwierig- 
keiten; sein Beibehalten ist als Musterbeispiel dafür aufzufassen, wie ein Zoll die 
internationale Arbeitsteilung stört, die Produktion in den am billigsten produzie- 
renden Ländern erschwert, sie aber an anderer Stelle künstlich fördert und so 
zugleich das Weltpreisniveau für Zucker wesentlich hebt. 

Während die weltwirtschaftliche Bedeutung des amerikanischen Zuckerzolles in 
den letzten Jahren gestiegen ist und weiter steigen dürfte, ist für den Wollzoll 
die entgegengesetzte Entwicklung festzustellen: früher hat der Wollzoll manchen 
Protest in anderen Ländern hervorgerufen, heute wird dem amerikanischeu Woll- 
zoll in den Wollproduktionsgebieten keine große Bedeutung mehr beigemessen, 
da kaum Absatzschwierigkeiten bestehen. Zwar hat die Wolle als Grundstoff für 
die Textilindustrie im Vergleich zu Baumwolle und Seide an Bedeutung verloren, 
aber anderseits ist das Angebot an Wolle, infolge des Rückganges bzw. der Um- 
stellung der Schafzucht, von fast ausschließlich Woll- auf immer mehr Fleisch- 
produktion noch stärker gefallen. 1922, 1923 und in den folgenden Jahren war 
das Angebot an Wolle viel zu knapp; die daraufhin unvermeidliche Preissteige- 
rung hat zwar viele Farmer zu einem Ausbau ihrer Schafzucht veranlaßt, was 
eine Erhöhung der Wollproduktion von 1922 bis 1927 um etwa 150/, zur Folge 
hatte. Ein Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage scheint aber noch nicht 
wiederhergestellt zu sein; es kann erwartet werden, daß auch in den kommen- 
den Jahren die produzierte Wolle zur Deckung des Bedarfes nicht ausreicht. 

Die Wollproduzenten Australiens, Neu-Seelands, Südamerikas und Südafrikas 
berührt es bei dieser Sachlage nicht allzu stark, ob Zölle in Amerika den Absatz 
ihrer Wolle ein wenig erschweren, wobei beachtet sei, daß die Wollproduktion Ame- 
rikas sich 1926 auf 269 und der Import auf 299 Millionen Ib belief. Anderseits 
sollten sich aber auch die Amerikaner fragen, ob nicht die gegenwärtige Markt- 
lage die denkbar günstigste Gelegenheit für die Abschaffung des Wollzolles sei, 
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zumal von vielen Sachkennern immer wieder dargelegt worden ist, daß der Woll- 
zoll die erhofften günstigen Wirkungen nicht ausübe, aber so viele ungünstige 
Begleiterscheinungen bedinge, daß er nicht mehr gerechtfertigt sei. 1913 fand 
man den Mut zur Abschaffung des Wollzolles, 1921 und 1922 setzte man jedoch 
Zölle in einer bisher nicht üblich gewesenen Höhe fest, um den damaligen rein 
zeitlich bedingten Schwierigkeiten der Wollproduzenten Herr zu werden. Die Ab- 
schaffung des Wollzolles würde zwar wie die eines jeden Zolles gewisse Schwie- 
rigkeiten zur Folge haben, diese dürfte aber gerade bei der heutigen Weltmarkt- 
lage sehr gering sein. Heute zwar besagt der amerikanische Wollzoll weltwirt- 
schaftlich nicht viel, aber ihm könnte in Zukunft eine größere Bedeutung zukommen, 
so daß seine Abschaffung weltwirtschaftlich gesehen, zu begrüßen wäre. 

Ist es an und für sich verständlich, daß die Amerikaner die nicht in ihrem 
Lande herstellbaren Produkte, wie Kaffee, Kakao usw., frei ins Land lassen, daß 
sie eines Zolles auf gewöhnliche Baumwolle nicht bedürfen, daß sie aber die auf 
Zucker und zum Teilauch dieauf Wolle nur bei Schädigung weiter Kreise ausbauen 
können, ist es ferner klar, daß die Amerikaner in bezug auf diese Waren ihre 
Zollpolitik fürs erste kaum wesentlich ändern werden, so ist es anderseits bis zu 
einem gewissen Grade ungewiß und problematisch, wie die zollpolitische Einstel- 
lung der Amerikaner zu all den Waren sein wird, für die heute teilweise noch 
eine gewisse Exportbasis besteht, für die sich aber die Konkurrenz des Auslandes 
immer schärfer bemerkbar macht. Wenn vor dem Kriege für diese Waren Zölle 
festgesetzt wurden, so besagte das nicht viel; als die Frage eine größere Bedeu- 
tung erhielt, nämlich bei den Verhandlungen des Jahres 1913, setzte sich sogar 
der Gedanke der Zollfreihsit weitgehend durch. 

Es war deswegen grundsätzlich überaus bedeutsam, daß 1921 als Mittel gegen 
die damalige im wesentlichen auf den Rückgang der europäischen Nachfrage zu- 
rückzuführende Agrarkrisis und als Mittel gegen das Dumping einiger Länder 
im Emergency Act hohe Agrarzölle festgesetzt wurden, und daß im Tarif des 
Jahres 1922 diese Zölle nicht nur übernommen, sondern zum Teil wesentlich er- 
höht wurden, um für immer die Landwirtschaft gegen die Konkurrenz anderer 
Länder, besonders Kanadas, zu schützen. Der Lebensmittel und überhaupt land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse betreffende Tarif des Jahres 1922 ist ein lückenloser. 
Die wichtigsten landwirtschaftlichen Erzeugnisse sind hohen Zollsätzen unterworfen, 
einige Beispiele seien genannt: der Weizenzoll beträgt ursprünglich 30 Cents per 
Bushel, wurde jedoch 1924 auf 42 Cents erhöht, der Roggenzoll ist: 15 Cent. 
Aber nicht nur die wichtigsten, sondern auch alle anderen Agrarerzeugnisse, auch 
die, die kaum für den internationalen Güteraustausch ın Frage kommen, werden 
verzollt. Frische Miich wird mit 21/, Cent per Gallon verzollt, Buttermilch mit 
ı Cent per Gallon, Geflügeleier mit 8 Cent per Dutzend, Zwieback und ähnliches 
Backwerk mit 30°/,, nicht geschälte Haselnüsse mit 1—4 Cent per lb, Tomaten 
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mit !/, Cent per Ib, Heu mit 4 Dollar per Tonne. Die Zollsätze sind zwar nich 
so hoch wie viele auf Industrieprodukte, aber es ist doch bemerkenswert, daß 
Zollfreiheit für Agrarprodukte fast nicht mehr besteht. Diese Zölle verlangten die: 
Farmer in der allgemeinen Krisis der Jahre 1921/22; von ihnen erwarteten sie: 
einen günstigen Einfluß auf die Preisgestaltung für Agrarprodukte, Die Politiker: 
bewilligten diese Forderungen. War dies Geschenk der Parteipolitiker an die Far-: 
mer ein kluges, ein brauchbares, das heute noch den Beschenkten Freude bereitet? 

Seit 1922 ist auf diese Frage von Behörden, Interessenten und von unabhän- 
giger Seite in zahlreichen Artikeln und Büchern, von denen die Untersuchungen 
der Tarifkommission und die des Institute of Economics die wichtigsten sind, ein- 
gegangen worden. Alle Einzelurteile lassen sich in das Gesamturteil zusammen- 
fassen: von irgendwelchen nennenswerten Auswirkungen aller dieser Zollsätze 
— selbstverständlich mit Ausnahme der Woll- und Zuckerzölle — kann nicht die 
Rede sein. Gehen wir auf einige dieser Zollsätze ein. 

Besondere Bedeutung mißt man den Zöllen auf Vieh und Fleisch zu, da die 
U.S.A. als Exporteure hier nicht mehr in Frage kommen und da eine weitere 
Ausdehnung der Viehwirtschaft unwahrscheinlich, sicherlich nur bei steigenden ı 
Preisen möglich und somit ein ständiges Steigen des Importes wohl unvermeidlich ı 
ist. Die von mehreren Seiten vorgenommene Prüfung des Materials hat ergeben, , 
daß der Import von Vieh und Fleisch so gering ist, daß von einer wesentlichen ı 
Einwirkung seitens der ausländischen Konkurrenz auf den amerikanischen Vieh- 
und Fleischmarkt zur Zeit nicht gesprochen werden kann. Aber ist der Import! 
vielleicht dank den Zöllen so gering? Diese Schlußfolgerung liegt auf der Hand, , 
erweist sich jedoch nicht als berechtigt. Eine gewisse Einwirknng der Zollsätze : 
auf den Viehimport ist ohne Zweifel da, aber die Preise sind nicht beeinflußt : 
worden, und die Kanadier haben trotz des Zolles, da sie eben selbst die Zolldiffe- : 
renz getragen haben, die Viehmengen exportiert, die sie als Überschuß auf den 
Weltmarkt bringen wollten. Die einzige wesentliche weltwirtschaftliche Auswir- 
kung des Zolles ist darin zu sehen, daß die kanadischen Exporteure für ihr Vieh 
weniger bekommen. Noch geringfügiger sind die Auswirkungen des Fleischzolles. 
Als Fleischlieferant käme vor allem Argentinien in Frage, als zu importierendes 
Fleisch Kühl- und Gefrierfleisch, dem der amerikanische Konsument aber eine so 
große Abneigung entgegenbringt, daß ein Absatz in größeren Mengen zur Zeit 
nicht möglich sein wird. Ein Aufheben dieser Zölle dürfte sich zur Zeit auf dem 
Weltmarkt kaum auswirken, bedeutsam dürfte es jedoch werden, wenn in den 
kommenden Jahren immer größere Mengen von Fleisch und Vieh importiert 
werden müßten, mit Hilfe erhöhter Zollsätze jedoch die Lieferung vom Ausland 
unmöglich gemacht werden sollte. 

Die anderen Agrarzölle haben mit denen auf Vieh und Fleisch gemeinsam, daß 
Amerikas Bedarf an den betreffenden ausländischen Erzeugnissen unbedeutend 
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t Ihr Zweck beschränkt sich meistens darauf, daß sie die an Kanada angren- 
enden landwirtschaftlichen Bezirke für bestimmte Waren, wie Sommerweizen, 
utter u. a., gegen die Konkurrenz der kanadischen Landwirtschaft schützen. 
‚ur Zeit, wo diese Zeilen geschrieben werden, ist, um ein Beispiel anzuführen, 
ie Erhöhung des Kartoffelzolles gefordert worden. Bezirke des Staates Maine, dessen 
‚andwirtschaft mustergültig sein soll, behaupten, unter der Konkurrenz der kana- 
ischen Kartoffel so zu leiden, daß der Ruin vieler Farmer unvermeidlich sei, 
venn nicht durch eine Erhöhung des 1/, Cent für ein Ib ausmachenden Kartoffel- 
olles ein weiterer Import aus Prince Edward Island verhindert würde. Die For- 
erung wurde dem Senat, dem Präsidenten unterbreitet; die Tarifkommission 
vird wahrscheinlich demnächst näher prüfen, ob eine Zollerhöhung gerechtfer- 
igt ist; viel Aufhebens wird gemacht, und zwar wegen des Importes von 
‚3 Mill. Bushel Kartoffeln aus Kanada, während die Amerikaner selbst 400 Mill. 
jushel produzieren. Wenn der Zollsatz erhöht werden sollte, dann wird wahr- 
cheinlich Kanada den Zusatztarif tragen, der Import aber nicht beeinflußt 
verden. 

Es sei wiederholt, daß die weltwirtschaftliche Auswirkung dieser Zölle, soweit 
ie anormalen Verhältnisse zur Zeit der Aunahme des Tarifes überhaupt ein Ur- 
eil ermöglichen, nicht nennenswert gewesen sind; daß die Zölle mit geringen 
\usnahmen, wie chinesischen Eiern, dänischer Butter und argentinischem Fleisch, 
ur Kanada betreffen und hier im allgemeinen nur die Wirkung gehabt haben, 
aß Kanada die Zölle trägt, d. h. mit geringerem Profit als bisher nach den 
J.S.A. exportiert. Es kann deswegen auch nicht überraschen, daß die Zölle die 
‚andwirtschaft nicht befriedigen, die Farmer vielmehr bestrebt sind, die durch 
ibschnitt 315 gegebenen Möglichkeiten auszunutzen und eine Erhöhung der Zölle 
m 50°/, für den Fall, daß die bestehenden die Produktionskosten zwischen Ame- 
ika und dem Hauptkonkurrenzland nicht ausgleichen, durchzusetzen. Dies ist 
uch in wichtigen Fällen geglückt, während anderseits die Gegner der Agrarzölle 
ine Ermäßigung durchsetzten. Es wurden nämlich 1924 die Zölle auf Weizen 
nd Weizenmehl um faßt 50°/,, 1926 der auf Butter und 1927 der auf Schweizer- 
äse um 50°/, erhöht und 1924 der auf Rleie um 50°/, ermäßigt. Für den Im- 
ort von Weizen, Weizenmehl und Kleie kommt im wesentlichen Kanada, für den 
on Butter Dänemark in Frage. Die Entwicklung des Importes zeigt folgendes 
ld: 


Import im Jahre 


vor nach der Zolländerung 
Ware Jahr Jahr Jahr 
Weizen 19,5 Mill. Bushel (1923) ı3,9 Mill. Bushel (1925) 11,8 Mill. Bushel (1927) 
Weizenmehl 52,5 „ Ib 935) 2.2 93:91 Nasa tn, 1b (1927) 
Rleie 126000 t (1923) 252000 t (1925) 188072 t (1927) 


Butter 7,2 Mill. Ib (1925) 8,5 Mill. Ib (1927) — _ — 
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Selbstverständlich haben in dieser Zeit neben der Zollpolitik auch andere M 
mente den amerikanischen Außenhandel in diesen Waren beeinflußt, aber ma 
kann doch wohl sagen, daß außer für Butter beachtliche weltwirtschaftliche Aus: 
wirkungen dieser Zolländerungen zu verzeichnen sind, daß es für die Weltwir 
schaft bedeutsam werden kann, wenn die kommenden Jahre weitere derartige 
Zolländerungen, Zollerhöhungen oder Zollermäßigungen, bringen werden. | 

Leider ist mit Zollerhöhungen eher zu rechnen als mit Zollermäßigungen. Di 
politischen Führer der Farmer werden nicht müde, Agrarzölle zu fordern, di 
Farmer aufzufordern, Stützen der traditionellen Schutzzollpolitik Amerikas za 
werden bzw. zu bleiben. Die Farmer, früher meistens Gegner der Schutzzollpolitil 
nehmen einen Frontwechsel vor, und zwar zu einem Zeitpunkt, wo die Expor 
voraussetzungen einiger Industriezweige so sind, daß man erwarten könnte, daf! 
wenn auch nur wenige, so doch immerhin einige Industriezweige in ihrem eigenes 
Interesse sich freihändlerisch einstellen würden. Sind die Farmer der Meinung 
daß sie Zölle bedürfen, dann werden sie, wie es bei zollpolitischen Verhandlunges 
der Fall zu sein pflegt, die Industrie durch Zustimmung zu anormal hohen Indu 
striezöllen zu gewinnen suchen. Zollpolitisch bedeutsam ist somit, daß in der Zu 
kunft die Farmer sicherlich in steigendem Maße für eine Hochschutzpolitik kämpg 
fen werden. 

Zu gering ist anderseits die Wahrscheinlichkeit, daß die Farmer im Abbau de4 
Industriezölle eine Lösung sehen, nicht nur, weil vielleicht den Farmern die Ein 
sicht in die Bedeutsamkeit dieser Forderung fehlt, sondern auch, weil noch nichi 
genügend viele Industriezölle „abbaureif“ sind. Gesamtwirtschaftlich ist zu beachten 
daß die Industrie mit Hilfe von Zöllen künstlich gefördert worden ist und teili 
weise ohne diese Zollstütze nicht bestehen kann. Durch diese Politik werden di 
Preise der von den Farmern benötigten Waren erhöht und die Kaufkraft des Volke 
geschwächt. Trotzdem war der Farmer bisher in der Lage, zu Weltmarktpreiser 
zu verkaufen. Diese Möglichkeit ist teils nicht mehr gegeben oder wird teils immex 
mehr verschwinden, würde aber vielleicht bestehen bleiben, wenn die Farmer z: 
Weltmarktpreisen kaufen könnten. Für eine solche freihändlerische Politik könnt! 
der Farmer Unterstützung bei einigen Industriezweigen und bei anderen Wirt 
schaftszweigen finden. Von vielen Seiten ist gerade in den letzten beiden Jahre: 
eine solche Politik der Farmer gegen die Industriezölle gefordert worden, oft wun 
den diese Forderungen in europäischen Zeitungen als Wendepunkt zu einer fre» 
händlerischen Politik hingestellt. Doch dürfen diese Bestrebungen nicht überschäta 
werden, sie sind nicht viel mehr als Drohungen gegenüber den Abgeordneten de 
Industriegebiete, um ‚deren Zustimmung zu den Gesetzesvorlagen der Farmer* 
zu erzwingen. Wenn die Industriellen alle Forderungen der Farmer unter des 
Tisch fallen lassen, dann verbünden sich die Farmer vielleicht mit den Freihan 


*) Das Schicksal der McNavy-Haugenbill war bei Abfassung dieses Artikels noch völlig ungewiß. 
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delsinteressenten. Gern schlagen sie jedoch diesen Weg nicht ein, lieber lassen sie 
‚sich vor den Wagen der Hochschutzpolitik spannen, denn dieser Weg erscheint 
‚einfacher, dürfte aber kaum wirksamer sein. In diesen Zukunftsmöglichkeiten 
liegt die eigentliche weltwirtschaftliche Bedeutung der Einstellung der Farmer 
‘zum Zollproblem. 


Huco Fareınerr v. Lamezan: 


DER KAMPF UM DIE GESTALTUNG DER LEBENSRÄUME 


Der Kampf ums Dasein ist Kampf um Lebensraum. Mit diesem Kampfe beginnt 

‚die Geschichte der Menschheit. Als die Familien, die allein auf sich selbst im 
‚Daseinskampf gestellt waren, zu schwach wurden gegen andere Menschen ihren 
Lebensraum zu verteidigen oder neuen zu erwerben, schlossen sie sich zu Sippen 
in Kampfgemeinschaften zusammen. Waren beim Jäger- und Hirtenleben die 
Kampfgemeinschaften frei im Wechsel von Lebensräumen, so waren sie beim 
Übergang zum Ackerbau an einen bestimmten Lebensraum gebunden. Dieser 
mußte so gestaltet werden, daß einerseits die wirtschaftlichen Belange aller Mit- 
glieder der Kampfgemeinschaft gesichert waren, andrerseits mußte die Möglich- 
"keit der Verteidigung vorhanden sein. Der Kampf ums Dasein gebot, daß 
‚die Wirtschaftsgrenze die Wehrgrenze des Lebensraumes nicht über- 
schritt. In der Entwicklung von Dörfern und Dorfschaften zu Stämmen und 
Landschaften, zu Völkern und Staaten unter dem Drucke der sich parallel orga- 
nisierenden Feinde waren diese Kampfgemeinschaften in der Begrenzung der Wehr- 
und Wirtschaftseinheit stets der geographischen Lage und Struktur des Lebens- 
raumes unterworfen. 

Die geographische Zerrissenheit des deutschen Lebensraumes machte es durch 
Jahrhunderte unmöglich das deutsche Volk zu einer Wehr- und Wirtschaftsein- 
heit zusammenzufassen, die von Dauer und Widerstandskraft war. Deutschland 
war nicht, wie seine Nachbarländer, von einem geographischen Mittelpunkt aus 
zu regieren, der in der Folge zum geschichtlichen Mittelpunkt hätte werden 
können. Täler, Gebirgszüge, Hoch- und Tiefebenen, verschiedene klimatische Ver- 
hältnisse gaben die Voraussetzungen zur Bildung von verschiedenen Zentren, von 
denen aus geographische Einheiten politisch geführt oder kulturell beeinflußt 
wurden. Während in Deutschland Geschichte und Kultur der führenden Städte 
und ihrer Einflußgebiete voneinander verschieden sind, so fällt in großen Linien 
die Geschichte und damit die Kultur der übrigen europäischen Hauptstädte mit 
hren Ländern zusammen, 

Entbehrte Deutschland des geographischen, des geschichtlichen und politischen 


Mittelpunktes, und war dadurch zur politischen Uneinigkeit und Schwäche ver- 
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urteilt, so gestaltete sich die deutsche Geschichte zum Drama durch die zentrale: 
Lage Deutschlands in Europa. Denn nur eine starke politische Macht wäre fähig; 
gewesen, die Vorteile der geographischen Mittelpunktlage in Europa auszunutzen. , 
Nur vorübergehend gewannen deutsche Herrscher diese politische Macht. In Be-. 
trachtung der Gesamtgeschichte wurde jedoch dem deutschen Volke in seinef 
politischen Ohnmacht die zentrale Stellung seines Landes zum Fluche. Seine vielen ı 
Grenznachbarn versuchten fast alle im Laufe der Geschichte, strebend ihren Lebens- - 
raum zu vergrößern, in das Gebiet zu dringen, das den geringsten Widerstand | 
zu leisten versprach. Und oft wurde Deutschland, unfähig durch seine politische ! 
Uneinigkeit seine Grenzen zu verteidigen, Ausbeutungsobjekt oder zum Kriegs- 
schauplatz fremder Völker. 

Nach jahrhundertelangem, machtlosen Darniederliegen Deutschlands waı es; 
Bismarcks Verdienst durch Schaffung eines überlegenen Machtzentrums, die geo- 
graphische und politische Zerrissenheit Deutschlands zu einer geopolitischen Ein- 
heit zu führen. In der Erkenntnis, daß nicht durch Reden und Majoritäts- : 
beschlüsse die großen Fragen der Zeit entschieden werden, sondern durch Eisen ı 
und Blut, lehnte Bismarck die Einigungsbestrebungen der Jahre 48 und 4g ab. . 
Durch Kampf schaffte er das preußische Machtzentrum und meisterte dadurch 
die Ungunst der geographischen Struktur Deutschlands. Im Kampf gegen einen | 
gemeinsamen Feind faßte er die deutschen Stämme zur politischen Einheit zu- : 
sammen. Den Druck der Nachbarländer, Frankreich, Rußland und Italien, auf’ 
den deutschen Lebensraum benutzte Bismarck zur Gründung des deutsch-öster- : 
reichischen Bündnisses. Seine größte Staatskunst war aber das Erkennen der Vor- 
teile der Lage Deutschlands im Herzen Europas und deren restlose Ausnutzung ' 
durch diplomatische Verhandlungen, Verträge, Versicherungen und Bündnisse : 
mit den Nachbarländern im Osten und im Westen zur inneren Erstarkung der ' 
deutschen Wehr- und Wirtschaftseinheit im neugestalteten Lebensraum. Durch 
die Machtüber Deutschland gewann Bismarck die Macht über Europa, 
Die Fäden der gesamten europäischen Politik liefen in Bismarcks Händen zu- 
sammen. 

Vermochten auch seine Nachfolger die geniale Politik und Diplomatie des Alt- 
kanzlers nicht fortzusetzen, war ihnen „das Spiel mit den fünf Kugeln“ zu „kom- : 
pliziert“, so dankte das Vorkriegsdeutschland seinen völkischen und materiellen 
Aufstieg allein dem von Bismarck geschaffenen preußischen Machtzentrum und 
der günstigen machtpolitischen Lage zu den Ländern Europas. 

Das deutsche Volk, durch Geographie und Geschichte gewöhnt, in kleinen 
Räumen zu denken, und durch den dadurch begründeten Mangel an geopolitischer 
Begabung hat zum großen Teil die Ursachen seines Machtaufstieges nicht ver- 
standen. Es war die Tragik des deutschen Volkes, nicht klar erkannt zu haben, 
daß der Kampf um die Erhaltung des Bismarckreiches gegen unsere Nachbarn 
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ermeidlich war. Wir glaubten, mit Völkern in Frieden leben zu kön 
die durch Jahrhunderte gewöhnt waren, Deutschland als einen willenlosen Macht- 
faktor in ihre Politik einzusetzen. Wir glaubten, im Frieden unseren Platz an 
der Sonne sichern zu können, ohne zu erkennen, daß dieser friedliche Aufstieg 
‚auf Kosten der imperialistischen Ziele der andern europäischen Mächte ging. Und 
‘wenn wir heute glauben, die Kriegsursachen im Staube diplomatischer Akten- 
stücke zu finden, ohne die geopolitischen Kriegsgründe zu erforschen, so werden 
wir immer auf falsche Fährte kommen. Die Stärke der Geschlossenheit der En- 
tente beruhte nicht auf politischen Verträgen oder gleichlaufenden Machterweite- 
rungen ihrer Reiche, nicht auf der Gemeinsamkeit eines moralischen Gedankens, 
‚sondern einzig und allein auf dem Willen, die deutsche Macht im Herzen 
Europas zu brechen. Durch Beseitigung der deutschen Macht hofften Englän- 
‚der, Franzosen und Russen die Macht über Deutschland zu gewinnen, in der 
Erkenntnis, daß nur das Volk oder die Macht, die Deutschland beherrscht, die 
politische Macht über Europa gewinnen würde. 

Waren es zweifellos viele Gründe, die zum Kriege gegen Deutschland führten, 
sie alle wurzelten aber in der geopolitischen Machtposition Deutschlands in 
Europa und im geopolitischen Wollen der Ententemächte. Rußlands Ziel war seit 
Jahrzehnten, Konstantinopel in seinen Machtkreis zu ziehen. Hinderlich wurde 
ihm darin die deutsche Macht, und es wurde zu der Erkenntnis geführt: der Weg 
‚nach Konstantinopel führt über Wien, und der Weg nach Wien über Berlin. Es 
war der jahrhundertelang währende Kampf um den Rhein, der Frankreich lehrte, 
daß nur die Beherrschung deutschen Landes seine Vormacht auf dem Kontinent 
sicherte. Und wenn England bei dem wirtschaftlichen Aufstieg Deutschlands 
zweifellos der größte Leidtragende war, so hätte britische Politik sicher andere 
Wege gefunden als das eigene Blutopfer, um den lästigen Konkurrenten abzu- 
schütteln oder ihn sich durch Bündnis nutzbar zu machen, wenn nicht große 
geopolitische Ziele auf dem Spiele gestanden hätten. Englische Politik erkannte, 
daß das wachsende britische Reich um den indischen Ozean durch ein starkes 
mit Österreich verbundenes Deutschland bedroht wird, sie sah den Schnittpunkt 
der englischen Kraftlinie Kairo—Kolombo mit der deutschen Kraftlinie Berlin— 
Bagdad voraus. Nach vielen vergeblichen Versuchen die deutsch-österreichische 
Süd-Ost-Linie durch politische Machenschaften auf dem Balkan zu durchkreuzen, 
schritt England als geistig führender in der Entente zur Entfesselung des euro- 
päischen Krieges. 

Eine deutlichere Sprache als alle Aufsätze, dickleibigen Bände und Dokumente 
über Kriegsursachen und Kriegsschuldfrage spricht das Versailler Diktat und die 
politischen Maßnahmen der westlichen Siegerstaaten seit Kriegsende. Von hohem 
geopolitischen Gefühl zeugend, sind sie von dem Willen diktiert, die deutsche 
Wehr- und Wirtschaftseinheit zu brechen, um in Deutschland die Grundlagen 
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zu schaffen zur Errichtung einer Machtposition der Sieger. Nach Zerschlagung 
der deutschen Wehreinheit durch Waffenabgabe, Zerstörung von Waffen- 
fabriken und Auflösung der militärischen Einheiten und Organisationen und 
schließlich durch Trennung der Wehrgrenze von der politischen Grenze im Westen 
folgte in der Vernichtung die deutsche Wirtschaftseinheit. Schon durch die Abtren- 
nung von Gebieten wie Elsaß-Lothringen, Saar, Oberschlesien wurde die geschlossene 
deutsche Nationalwirtschaft erheblich gefährdet, noch mehr aber durch die Auf- 
erlegung der ungeheuren Reparationslasten in Verbindung mit währungs- und 
handelspolitischen Maßnahmen, die eine Erfüllung der Zahlungen nur durch 
Verpfändung und Veräußerungen deutscher Wirtschaftsteile möglich machten. 
Durch das Eindringen der fremden Wirtschaftsmacht in die deutsche Wirtschaft 
hat der Feind die Hand an der Quelle, aus der dem Deutschen Arbeit und Brot 
zufließt. Durch Mangel einer Wehreinheit, die die deutschen Brotquellen nach 
außen zu schützen vermag, haben die Feinde ihre Macht in Deutschland ver- 
ankert, und Deutschland wird gezwungen, seine Wirtschaftseinheit zu 
Gunsten der Nationalwirtschaften der Sieger aufsulösen. Ohne eine 
Wehr- und Wirtschaftseinheit wird aber auch die politische deutsche Einheit zu 
einer widerstandslosen Hülle und dadurch für die Feinde bedeutungslos. 

Und wenn heute mancher in Deutschland dazu neigt, im Gegensatz zu Bismarck, 
der glaubte, daß Friede und Sicherheit eines Staates auf seinem eigenen Degen 
beruhte, das Schicksal seines Volkes in der Wirtschaft im weltwirtschaftlichen 
Rahmen zu sehen, so wird doch auch in Zukunft die Freiheit eines in einem Staate 
zusammengefaßten Volkes von der wehrpolitischen Gestaltung seines Lebensraumes 
abhängig bleiben. Die Gestaltung des deutschen Lebensraumes zu einer Wehr- 
und Wirtschaftseinheit war das Erbe Bismarcks, um das der Weltkrieg ging. 

Nationalpolitik ist die Organisation des Kampfes ums Dasein der in einem Lebens- 
raum zusammengeschlossenen Familien. Naturgemäß ist im Nationalstaat die Wirt- 
schaft der Wehrpolitik untergeordnet. Wir stehen aber heute vor der umstrittenen 
Frage, ob wir auf dem Wege der Internationalisierung der Wirtschaft, die sich 
also nicht mehr der nationalen Wehrpolitik unterordnet und dadurch auch die 
wehrpolitische Einheit aufhebt, zu einem allgemeinen Völkerfrieden gelangen. In 
der wehr- und wirtschaftspolitischen Einheit, im freien, unabhängigen Staate 
waren alle Stände zum gemeinsamen Kampfe um das Brot bereit. Der Staat hatte 
durch seine Politik Sorge zu tragen für das gesicherte Auskommen der Angehö- 
rigen aller Stände. War das Auskommen durch Bevölkerungszunahme oder durch 
Ausschaltung von Erwerbsquellen nicht mehr gesichert, so mußte der Staat, um 
innerhalb seines Gebietes die Bildung einer Gemeinschaft zum Kampfe ums Brot, 
deren letzte Waffe die Revolution ist, zu vermeiden, durch politische Druckmittel 
oder Krieg den Lebensraum umgestalten oder vergrößern. In der Folge einer durch- 
geführten internationalen Wirtschaft, die die Welt zu einem Lebensraum der 
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Menschheit umformen würde, würde der einzelne oder der einzelne Stand oder 
Beruf in seinem Staate, der keine Mittel mehr zum Kampfe zur Umgestaltung des 

ebensraumes hat, keinen Schutz mehr in seinem Kampfe ums Dasein finden. 
'Um die Übervölkerung eines Gebietes mit ihren Folgen zu vermeiden, 
muß daher die internationale Wirtschaft Freizügigkeit im hehe 
raum zur Vorbedingung haben. Diese hätte zur Folge, daß sich im Laufe 
der Zeit die Blut- und Kulturgemeinschaft der Völker auflösen würde. Der allge- 
meine Völkerfriede wäre dadurch zweifellos gesichert, aber es entsteht die Frage, 
ob die Leitung der internationalen Wirtschaft in der Lage sein wird, die vielen 
Maßnahmen zur Gestaltung des Weltlebensraumes mit friedlichen Mitteln durch- 
zuführen, die im Widerspruch zu den bisher angewandten Mitteln zur Gestaltung 
"menschlicher Lebensräume stehen. Wird es der internationalen Wirtschaft gelingen, 
bei.der wachsenden Bevölkerungszunahme die Erde vor Übervölkerung zu schützen’? 
Das Recht des Stärkeren hat bisher in der Geschichte der Menschheit die 
Übervölkerung eines Gebietes, eines Landes, der Erde verhindert. Menschen, 
Stämme, Völker mußten im Daseinskampf dem Stärkeren weichen, um ihm Raum 
zu geben. Gelingt es der internationalen Wirtschaft, nicht jedem Menschen gleich- 
wertigen Raum und gleiches Brot zu geben und das Recht des Stärkeren aus der 
Welt zu schaffen, so wird sie es nicht hindern können, daß sich statt der bis- 
"herigen Kampfgemeinschaften der Völker Kampfgemeinschaften der 
‚Berufe, Klassen oder Stände bilden, die von dem Rechte des Stärkeren Gebrauch 
machen werden. Anfänge dieser Neubildungen von Kampfgemeinschaften, die 
keinen nationalen Lebensraum mehr kennen wollen, haben wir mit den Anfängen 
der internationalen Wirtschaft bekommen, so die internationalen Truste und inter- 
nationalen Arbeitervereinigungen. 

In der ganzen Geschichte der Menschheit diente der Handel zwischen Bewoh- 
nern von verschiedenen Lebensräumen zur Verbesserung der Lebensbedingungen, 
und so ist auch heute in den meisten Lebensräumen der Ausfall des internatio- 
nalen Handels nicht vorstellbar ohne erhebliche Opfer an die Lebensführung. 
Aber weder der Weltkrieg noch die große Politik der Nachkriegszeit geben, trotz 
wachsenden internationalen Handels, Anzeichen für eine Aufgabe der National- 
wirtschaften zu Gunsten einer Weltwirtschaft. Nur der Wille einzelner starker 
Nationalstaaten zur Vergrößerung ihrer Lebensräume durch Einbeziehung wehr- 
und wirtschaftspolitisch schwacher Staaten ist klar erkennbar. Die „Internationa- 
lisierung“ der Wirtschaft dieser schwachen Staaten hat aber mit dem Gedanken 
der Weltwirtschaft nichts zu tun. Noch deutlicher hat der Weltkrieg gezeigt, daß 
nur das Volk auf ein freies Eigenleben rechnen kann, dem es gelingt, seinen Lebens- 
raum so zu gestalten, daß er in einem Kriege wirtschaftliche Autarkie zuläßt. 
Deutschland wäre im Kriege nicht 4 Jahre im Besitze der politischen und wirt- 
schaftlichen Autarkie gewesen, wenn es nicht durch Bündnisse und Kampf an- 
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grenzende Länder seinem beschränkten Lebensraum eingeordnet hätte. England, | 
das im Frieden mit seinen Kolonien ein in sich geschlossenes Wirtschaftssystem. 
bildete, machte im Kriege die Erfahrung, daß durch die deutschen Unterseebootes 
seine wirtschaftliche und damit seine politische Autarkie stark gefährdet war. Aber 
auch die übrigen europäischen Länder, wie Frankreich und Italien, sowie die neu-: 
tralen Staaten erfuhren im Kriege, was es bedeutete, wenn die Wirtschaftsgrenze 
die Wehrgrenze überschreitet. Wenn nicht die Chemie Entdeckungen macht, die 
die die europäischen Staaten von Rohstoffbezug aus anderen Ländern unabhängig 
macht, so werden sie, um nicht bestehenden geschlossenen Wirtschaftssystemen 
zu unterliegen, gezwungen sein, ihre Lebensräume neu zu gestalten und zu 
formen. 

Ist bisher durch den Ausgang des Krieges und der Nachkriegspolitik, durch 
„Internationalisierung“ der deutschen Wirtschaft die Umgestaltung der Lebens- 
räume der europäischen Siegerstaaten auf Kosten des deutsch-österreichischen 
Lebensraumes gegangen, so ist Europa zweifellos noch nicht am Ende der Orga- 
nisation seiner Lebensräume, um dem Drucke der politischen und wirtschaftlichen 
Kontinentalautarkien der Vereinigten Staaten von Nordamerika und Rußland ge- 
wachsen zu sein. Einer künftigen Entwicklung der Siegerstaaten Europas haben 
die Friedensverträge Rechnung getragen, die im europäischen Osten durch Bil- 
dung von Nationalstaaten gar nicht lebensfähige Einzelwirtschaften formten, und! 
die in ihrer Hilflosigkeit gezwungen werden, durch „Internationalisierung“ ihrer : 
Wirtschaften sich den Lebensräumen der Weststaaten unterzuordnen. Wie alle 
Bündnisse der Geschichte im privatwirtschaftlichen wie auch im staatspolitischen ı 
Leben für die Öffentlichkeit geschlossen werden, um dem Gesamtfrieden zu dienen, 
so dienen sie doch nur dem inneren Frieden, um die Kampfkraft gegen einen ı 
äußeren Feind zu erhöhen. Von diesem Gesichtspunkt aus den Völkerbund be-- 
betrachtet, erscheint auch dieser Bund das Produkt des Druckes von äußeren ı 
Kräften zu sein, und zwar der Mächte, die außerhalb der Genfer Völkervereinigung ; 
stehen, der Vereinigten Staaten von Nordamerika und Rußland. Sieht man von ı 
den außereuropäischen Völkern ab, die sich auch unter dem Druck der großen ı 
Kontinentalmächte dem Völkerbund angeschlossen haben, so ist der Genferbund | 
nichts Anderes als der Versuch, den innereuropäischen Frieden zu wahren und! 
im Frieden den Kampf um Gestaltung des europäischen Lebensraumes mit seinen ı 
Kolonialländern zu einer neuen Kampfeinheit zu führen. Ohne ein Machtzentrum, , 
wie das preußische in den Einigungsbestrebungen Deutschlands, ist aber auch eine 
europäische Einheit nicht denkbar. 

Scheint Frankreich heute militärpolitisch die Lage auf dem Kontinent zu be- 
herrschen, so reicht doch seine Wehr nicht aus, die Wirtschaftseinheit seines. 
Lebensraumes zu schützen, der sich auch über die afrikanischen Kolonien er- 
streckt. In London liegt heute der wehr- und wirtschaftspolitische 
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Schwerpunkt Europas, da das Britische Reich durch seine überlegene Seemacht 
im Mittelmeer und im Atlantischen Frankreich von seinem afrikanischen Lebens- 
raum abschneiden kann. Durch den Mangel einer Sicherung französischer Wirt- 
schaftsautarkie in einem Kriege gegen England, muß Frankreich auf die Dauer den 
wehr- und wirtschaftspolitischen Einflüssen des Britischen Reiches unterliegen. 
Das Schicksal Frankreichs teilt aber auch der italienische Lebensraum mit seinen 
überseeischen Kolonien. Da Deutschland als einzige Großmacht, die auf Grund ihrer 
geopolitischen Lage ihre wirtschaftliche und politische Autarkie in Verbindung mit 
Rußland und den Oststaaten hätte aufrecht erhalten können, durch den Krieg 
und Nachkriegspolitik als politischer Machtfaktor ausgeschaltet wurde und durch 
wehr- und wirtschaftspolitische Maßnahmen an den Westen gebunden ist, ist 
England das Machtzentrum, von dem der europäische Lebensraum geformt wird. 
England sucht, geschickt den Druck der amerikanischen Kapitalmacht und des 
russischen Bolschewismus auf den Kontinent ausnutzend, den europäischen Lebens- 
raum dem britischen unterzuordnen und dienstbar zu machen. Europa wird Eng- 
land zur Landbrücke und gesichertem Flugweg zu seinem kontinentalen Wirt- 
schaftssystem am Indischen Ozean und macht dadurch das Mutterland von den 
in einem Kriege gefährdeten Schiffahrtstraßen im Atlantischen Ozean unabhängig. 
Der Brite ist sich aber auch bewußt, daß die Entscheidung über das Vordringen 
(des russischen Imperialismus, der heute in Form des Bolschewismus die Kolonien 
und Einflußsphären Englands in Asien bedroht, in Europa fallen muß. 

Ist Wirtschaft als der brotgebende Teil der Politik das Primäre, so 
liegt doch das Schicksal einer Kampfgemeinschaft in der Verteidigung 
ihrer Wirtschaft, durch die Wehrpolitik. Die Wege der Entwicklung der 
Lebensräume zeigen, daß ihrer Gestaltung und Verteidigung die Wirtschaft unter- 
worfen bleibt. Das Recht des Stärkeren wird auch in Zukunft die Welt regieren 
und Völker oder andere Gemeinschaften, die ihre Wirtschaft in ihrem Lebens- 
raum nicht zu verteidigen vermögen, werden durch die stärkere Kampfgemein- 
schaft ihrer Selbständigkeit beraubt oder als solche ganz aufgelöst. 
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K. HAUSHOFER: 
VIZEKÖNIGE ALS GEOPOLITISCHE GRÖSSEN 


Drei geschmeidige, grundgescheite Juden haben der anglo-indischen Politik von; 
1876-1878 bis 1928 ihre entscheidenden Wendungen gegeben: Disraeli-Beaconsfield; 
Isaacs-Reading; Simon. Vornehme, mit glückverheißendem Start zum gleichen Zweck 
ausgezogene Vollblut-Arier und nordische 100 proz. Briten wie Lord Curzon haben 
beim gleichen Anlauf Fehlschläge erlitten. Heute steht Eduard Wood, Lord Irwin, 
angesichts des Jahres, in dem die zehnjährıge Probezeit der Montagu-Chelmsford- 
schen Verfassungs-Reformen für Indien abläuft, vor der Wahl, welchem Beispiel er 
folgen will, und mit ihm das britische Parlament! Kann wirklich nur ein Mann 
orientalischen Blutes und orientalischer Wege das Hauptproblem des mittleren Ostens 
meistern? und zugleich die mehr und mehr unheroischer, nervöser zu ihm einge- 
stellte öffentliche Meinung des Mutterlandes gängeln, dem die große Geste kolo-- 
nialen Herrentums fremder und fremder wird, die Lord Curzon noch als Typ ver-- 
trat, Lord Reading aber so völlig entbehren konnte? 

Lord Reading, 1877 als ärmster Teufel, als der kleine jüdische Schiffsjunge Rufus 
Isaacs nach Kalkutta gekommen, landete 4o Jahre später unter dem Salutdonner 
des Vizekönigs in einem im Tiefsten aufgewühlten Lande, das die alte Herrenkaste : 
Englands als „Lost Dominion“ im Geiste aufzugeben begann, „als eine fertige, voll-- 
endete Größe; geschmeidig und gescheit: ein Diplomat“; er verließ in Indien nach ı 
fünf Jahren ein — trotz allem Widerstreben der Swaraj-Träger — zum evolutionären ı 
Wege über den Dominion-Statuts beinahe gewonnenes Land, das unbedenklich einer 
„noch unfertigen Größe“ in die Hand gedrückt werden konnte. 

Lord Gurzon, als große Hoffnung seiner Rasse, nach einer glänzenden Vorberei- - 
tung und weiten persönlichen Forschungsreisen im ganzen Osten, 1899 zum Vize-: 
könig von Indien ernannt, hat der stattlichen Reihe vielfach gewiß überragender » 
starkwilliger Persönlichkeiten in diesem mächtigen Amt und damit sich selbst ein ı 
literarisches Denkmal in seinem zweibändigen „British Government in India“ ge- - 
setzt. Er hat die Würde vom Januar ı899 bis Mai 1904 getragen, und wieder vom 
Dezember 1904 bis zum November 1905; aber er verließ das Land, das er, wie: 
wenige zu kennen glaubte und zu meistern meinte, mit Mißerfolg und in Groll. Er: 
ging als ein doppelt Besiegter: von den eigenen Ressorts, vom Landeskommandanten : 
Lord Kitchener überwältigt, dem er doch, mit viel weiter gesteckten Zielen, voran- 
zukämpfen meinte, den er selbst berufen hatte „a name of Terror“ — und vom auf. 
flammenden Zorn der von ihm geteilten Provinz Bengalen versengt, die sich nicht: 
gefallen ließ, was der kluge Geopolitiker bei der Schaffung der Nordwest-Provinz als . 
eigenes Grenzorgan dem Penjab aufzwingen konnte: die Trennung von indischen 
Landschaften und Ländern, die seit alter Zeit zu einem Ganzen erwachsen waren. 

In diesen Tagen enthüllt Earl of Ronaldshay im II. Band von „The Life of Lord 
Curzon“ (London, Benn, 1928) die menschliche Tragödie zwischen den zwei stärk- 
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en Persönlichkeiten in Englands Indischem Dienst, deren Erörterung in der Öffent- 
chkeit bei seiner Heimkehr aus Indien mit geknickter Laufbahn dem Vizekönig 
re seinem König verboten worden war. 

Lord Reading, so viel zäher, so viel gewandter als Curzon in der Gängelung der 
ffentlichen Meinung des Mutterlandes während seiner Amtszeit, hat alle Kämpfe 
it seinen Ressorts siegreich bestanden; er blieb ihnen eine unfaßbare, deshalb dauernd 
efürchtete Macht, während sie dem rasseverwandten Donnerer Curzon den Boden 
nter den Füßen abgruben. Lord Reading überstand sogar den Riesenskandal der 
reisprechung Sir M. O. Dwyers und General Dyers am 5. Juni 1924 wegen des 
achlich unbestreitbaren Gemetzels und der Kriech-Verfügung für Inder in den 
traßen von Amritsar, das Gandhi vom anglo-indischen Imperialisten zum Träger 
es widerstehenden Nichtwiderstandes und nationalen Mahatma umwandelte. 

‚ Aber Lord Reading und sein Rassengenosse Sir Simons verließen Indien 1926 und 
928, auch mit den Blumenketten geschmückt, mit denen bekränzt Hindustan ge- 
chätzte Gäste begrüßt und entläßt! So ist in Disraeli-Beaconsfields Erklärung 
/ietorias zur Kaiserin von Indien vom Mai 1876 und ihrer Bekräftigung durch den 
3erliner Kongreß 1878, in Lord Curzons Glanz und Niederbruch in Indien zwischen 
'899 und 1905 und Lord Readings Erfolg 1921—1926, und dem zähen Zug der 
jimon-Kommission durch Indien von 1928 tatsächlich ein Gestalten- und Schicksals- 
vandel von größter geopolitischer Bedeutung umschlossen! 

Der Vizekönig von Indien ist unzweifelhaft der stärkste und sichtbarste Macht- 
xponent der weißen Rasse im indo-pazifischen Raum: Ein geopolitisches Sinnbild 
sten Ranges! Es verdient ernsthaftes Nachdenken, wenn seit fünfzig Jahren immer 
nehr nordische Rassentypen auf diesem Posten Schiffbruch leiden, selbst wenn sie 
inter so günstigen Zeichen ausfahreu, wie Lord Curzon, und wenn die Wege des 
Weiterlebens („modus vivendi!) von janusköpfig zwischen Okzident und Orient 
tehenden Seelen gefunden werden müssen. Gerade der nun in allen seinen Falten 
ıufgedeckte Streit zwischen dem viel ideen-gewaltigeren Vizekönig Curzon und dem 
ls Organisator stärkeren Kelten Kitchener sollte dafür ein nicht zu übersehender 
Anlaß sein. „Environment and race“ verdienen Würdigung auch dann, oder gerade 
lann, wenn im Lebenslauf bedeutender Männer ihr Einfluß so deutlich erkannt 
werden kann, wie bei den Machtträgern der heute noch mächtigsten weißen Rassen- 
sruppe unter dem schwierigsten farbigen Rassengemenge der Erde. 


Kar SappeEr: 
EIN HANDBUCH ZU STIELERS HANDATLAS*) 


Als A. Hettner vor mehreren Jahrzehnten die einzelnen Karten des Spamerschen 
Handatlas mit einem Begleitwort versah, hat er ein sehr nachahmenswertes Beispiel 
segeben, das leider lange keine gleichartige Nachfolge fand. So ist es denn sehr zu 
jegrüßen, daß neuerdings H. Lautensach das Wagnis unternahm, dem Stielerschen 
Handatlas einen gleichen Dienst zu erweisen. Wohl hatte er gegenüber seinem aus- 
zezeichneten Vorgänger den Vorteil voraus, daß ihm ein weit größerer Raum zur 
Ausführung seines Vorhabens zur Verfügung stand, aber andererseits zwang ihn diese 


*) Hermann Lautensach, Allgemeine Geographie zur Einführung in die Länderkunde. X und 435 8. 
Derselbe: Länderkunde. XIII und 844 S. Beide Gotha, Justus Perthes, 1926. 
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selbe Tatsache auch zu einem sehr weitgehenden Studium der einschlägigen Literatu 
um so mehr, als er nicht des Glückes teilhaftig geworden war, einen großen Teil des 
Länder des Erdballs mit eigenen Augen zu sehen. Aber — um das gleich vorwegzu: 
nehmen — der Verfasser ist dieser Schwierigkeit Herr geworden und hat seine Au 
gabe trefflich gelöst. | 1 

Im ersten Band seines Handbuches, in der „Allgemeinen Länderkunde“, vermittel] 
er dem Leser die für ein vertieftes Verständnis der Länderkunde unentbehrlichen Vor« 
kenntnisse, indem er von den Tatsachen der Nachbarwissenschaften der Geographid 
ausging und daran rein geographische Ausführungen anschloß, um in beschreibende» 
und erklärender Systematik Typen zu entwickeln, wie sie die Länderkunde braucht 
Der verhältnismäßig wenig umfangreiche erste Band hat also den Zweck einer geo- 
graphischen Systematik in propädeutischer Form. 

' Er beginnt mit einer sehr beachtenswerten Auseinandersetzung über die Methoden 
der Geographie, wobei er sehr richtig hervorhebt, daß das Ziel einer allgemeiner: 
vergleichenden Länderkunde neben der klassifikatorischen Systematik der Teilwissen- 
schaften allmählich mehr in den Vordergrund gerückt werden sollte. 

Daß auch der Stellung der Geopolitik gebührend Rechnung getragen wird (S. 10f.)] 
versteht sich bei einem so erfolgreichen Vertreter dieses Wissenszweiges, wie es der 
Verfasser ist, von selbst. Die Frage der Zulässigkeit der Deduktion als Forschungs 
mittel bejaht der Verfasser unter Beziehung auf W. Penck mit Überzeugung. Anderer- 
seits glaubt er aber nicht an die Anwendbarkeit des Experiments in Fragen der geo 
graphischen Forschung und steht damit in entschiedenem Gegensatz zum Referenten. 
der schon mehrfach auf den Wert experimenteller Untersuchungen hingewiesen hatı 
und angesichts der hervorragenden Erfolge des Flußbaulaboratoriums in Karlsruhe 
1. B.*) und der Linck’schen Experimente**) seinen Standpunkt mit Festigkeit weiten 
vertritt. 

Systematisch behandelt Lautensach die physische Geographie in knapper Form 
in allen ihren Hauptzweigen und erweist sich dabei als guter Kenner der vielver- 
zweigten Materie. Wohl kann man dann und wann einmal verschiedener Auffassung 
sein, wie denn z. B. die Anschauung ($. 136) von der Herrschaft des Tieres auf den 
Erde — auch in den Tropen — doch nur stellensweise gilt; wie ferner die Aus-ı 
führungen über bevölkerungsstatistische Verhältnisse in Mexiko und Guatemala ($. 279)) 
auf Zweifel stoßen, auch allgemein hingeworfene Bemerkungen (Wachsen der Produk-! 
tionskraft — $. 275) in dieser Bestimmtheit nicht überall zutreffen dürften, zuweilen 
auch kleine Irrtümer auftauchen (z. B. $. 279, Wanderung des Sandflohs), aber i 
den wesentlichen Punkten hat er doch — nach Ansicht des Referenten — zumeist das: 
Richtige getroffen und damit einen Beweis großer Vielseitigkeit des Wissens erbracht. 
Dankbar empfindet man es auch, daß die neuesten Theorien behandelt sind. Dies 
Darstellungskraft ist erheblich, die Ausführungen sind klar und darum leicht ver- 
ständlich. Auch die Karten und Profile sind sorgfältig durchdacht und weisen nur: 
selten einen (von einem ungünstig gewählten Original herübergenommenen) Irrtum 
auf (z.B. S. 128). 

Der länderkundliche Band des Handbuchs zum Stieler ist viel umfangreicher alsk 
der propädeutische. In ihm ist auf jegliche Erläuterung der für eine länderkund-- 


e Th. Rehbock, ‚Das Flußbaulaboratorium der Technischen Hochschule zu Karlsruhe. Berlin 1926., 
— *) 6. Linck, über die äußere Form und den inneren Bau der Vulkane, mit einem Anhang über! 
die Dünen. Neues Jahrbuch für Mineralogie, Geologie und Paläontologie. Jubiläumsband 1907,, 


S. 91— 114. 
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che Behandlung nötigen Grundbegriffe verzichtet, wie auch das Lesenkönnen der 
arten beim Benutzen des Werks vorausgesetzt wird. Geschichtliche Darlegungen 
d nun insoweit hereinbezogen, als sie zum Verständnis des heutigen Kulturbildes 
gend erforderlich sind. Die europäischen Länder sind wesentlich ausführlicher 
andelt als die außereuropäischen, denen trotz ihrer so sehr viel größeren Fläche 
ar 450/, des Raums zugebilligt sind. Bei der Behandlung Europas ist wieder das 
auptgewicht auf Mitteleuropa gelegt. 
Wie die allgemein geographischen Darlegungen des ersten Bandes sich durch ihre 
klare und bestimmte Fassung auszeichnen, so die länderkundlichen Schilderungen 
durch ihre Anschaulichkeit und stilistische Durcharbeitung. Wenn die einzelnen 
Länderdarstellungen vielfach eine gewisse Verschiedenheit der Behandlung zeigen, 
indem bald diese, bald jene Seite etwas eingehender besprochen wird, so trägt das 
nur dazu bei, Abwechslung zu bieten und damit das Buch lesbarer zu gestalten. 
Wohl finden sich da und dort kleine Unstimmigkeiten, die man gern beseitigt wün- 
schen möchte, aber im großen und ganzen sind die Angaben und Aussagen gut be- 
gründet; die gesamte Darstellung zeugt von großem Wissen und hervorragender 
sabe der Schilderung. Besonders erfreulich ist vielfach die Berücksichtigung der 
Landschaftsschilderung, wobei nicht selten die Eindrücke guter Kenner mit ihren 
eigenen Worten wiedergegeben oder wenigstens sinngemäß übertragen sind. Manche 
dieser landschaftlichen Schilderungen wirken trotz ihrer Kürze sehr stark, z. B. S. 307 
(Spanien), 408 (Tundra), 498 (Himalajaabdachung), 778 (Grönland). Diese Methode 
wörtlicher oder sinngemäßer Anführung der Aussprüche besonderer Kenner belebt 
gech vielfach die Darstellung anderer Abschnitte. Die starke Berücksichtigung des 
irtschaftlichen und Politischen läßt an vielen Stellen erkennen, daß der Verfasser 
ein Geopolitiker weiten Blickes und langer Erfahrung ist und macht das Werk auch 
für den Kaufmann und den Politiker zu einem wertvollen Auskunftsmittel. 

Die Ausstattung des Werkes ist sehr gut: der Druck deutlich und einheitlich, das 
Papier angenehm für Auge und Gefühl; zahlreiche farbige und schwarze Bilder, 
Karten und Skizzen erläutern in wirksamer Weise das geschriebene Wort; dabei 
finden sich manche interessante Darstellungen unter den graphischen Einschaltungen, 
wie man sie sonst selten in derartigen Werken findet, so die Verbreitung der Pidgin- 
sprachen (1,365) und des Islam (II, 595) in Afrika (nach B. Struck), die Südgrenzen 
einiger Großtierarten in Südafrika (II, 646 nach S. Passarge), der Grundwasser- 
becken Australiens (11,563) u. a. 

Dem propädeutischen ersten Band sind $. 397—417 in dankenswertester Weise 
wertvolle Tabellen angefügt und beide Bände geben durch Mitteilung eines kurzen, 
aber sorgfältig ausgewählten Schriftenverzeichnisses dem Leser die Möglichkeit zur 
Vertiefung der Kenntnisse auf Grund von Quellenliteratur, indem ein ausführliches 
Schlagwörterverzeichnis die Orientierung des Lesers sehr erleichtert. Die beste und 
sicherste Orientierung findet der Leser aber immer in den Karten des Stielerschen 
Handatlas selbst, und es wäre ein besonders erfreulicher Erfolg der Lautensach- 
schen Arbeit, wenn sich der Gebrauch allgemein einbürgern würde, die geographische 
Karte bei länderkundlichen Fragen regelmäßig zu Rate zu ziehen! Möge dieser Er- 
folg durch eine weitreichende Verbreitung des wertvollen Werkes angebahnt werden! 
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Mırıus DostoJEwsKY: 


Die wenige wissenschaftliche Literatur, welche Rußland den Fragen der Japanisches 
Ökonomik widmet, bereicherte sich unlängst durch eine Publikation, die zweifellct 
eine interessante Erscheinung der letzten Zeit auf diesem Gebiete bietet. Der Ven 
fasser verstand hier neben den kurz gefaßten historisch-geographischen Anzeige» 
auch die einzelnen Momente der politischen Situation, Arbeitsbedingungen und prox 
fessionalen Bewegung Japans in einem ausführlichen Bilde klar zu schildern. 

Im ersten Kapitel seines Werkes: „Kurzer Umriß der ökonomischen Entwicklungs 
geschichte Japans“, macht der russische Gelehrte einen in der Weltliteratur erster 
Versuch, die gesamte japanische Geschichte durch das Prisma einer ökonomischer 
Geschichtsauffassung zu untersuchen und dieselbe auf Grund der Entwicklungs 
merkmale der japanischen Wirtschaft in Perioden zu teilen. Das neue Schema de 
japanischen Geschichte ist auf der Theorie einer Periodisationsentwicklung der Wirt 
schaft von RK. Bücher begründet. Dazu gehören auch die späteren Ergänzungen vor 
Ed. Mayer, Below, und die ‘Arbeiten der russischen Gelehrten Prof. I. Tugan-Baraä 
nowsky und M. Pokrowsky. Nicht minder wichtig sind auch die eigenen Besonder 
heiten des Verfassers, die er bei dem Studium der Wirtschaft kennzeichnet. Prof. Petrow 
verzichtet völlig auf die bekannte klassische Theorie von List über die Unvermeid! 
lichkeit einer Viehzucht-Hirtenperiode, die in jedem Volke üblich war, und hebt di: 
Hypothese der Abwesenheit einer solchen Periode in der japanischen Geschichte he 
vor. Der Verfasser weist auf die verhältnismäßig schwache Entwicklung einer „Manu 
fakturperiode“ hin, stellt im Gegensatz dazu den schnellen unmittelbaren Übergang 
vom Kleinhandwerk zu Maschinentechnik und Kapitalismus fest und unterstreichq 
in der japanischen Geschichte die Rolle eines Handelskapitals, welches die japanisch«4 
Revolution 1868 verursachte. 

Im zweiten Kapitel, welches von dem heutigen ökonomischen Zustand Japan. 
handelt, behauptet der Verfasser, trotz der allgemein verbreiteten Meinung manche$ 
Japanforscher, und beweist es mit statistischen Angaben, daß Japan ein industrielles 
und kein agrarisches Land sei. Der heutige kapitalistische Zustand Japans soll al: 
ein Übergangsstadium des industriellen Kapitalismus zur Herrschaft des reinen Finanz# 
kapitalismus gekennzeichnet werden. In diesem Abschnitte gibt der Verfasser die neu: 
esten, bis 1926 reichenden Angaben über den Zustand der japanischen Volkswirti 
schaft und deren Dynamik und schildert einige Besonderheiten der Organisations 
formen in der japanischen Großindustrie. 

Das dritte Kapitel über die heutige politische Lage Japans bringt uns die kurz ge- 
faßten ideologischen Grundlagen der im Lande existierenden politischen und sozialen 
Strömungen. Einiges, wie z.B. die Schulen des japanischen Sozialismus, wird hier 
zum erstenmal veröffentlicht. 

Im vierten Kapitel „Arbeitsbedingungen“ der industriellen Arbeiter in Japan wer- 
den die Tatsachen aus dem Japanischen Leben auf Grund persönlicher Eindrücke 
des Verfassers, der mehrere Male in Japan weilte, dargelegt, 

Das fünfte Kapitel „Gewerkschaftsbewegung“ stellt einen chronologischen Nach- 
weis der Form und Methodenevolution einer Arbeitstätigkeit der japanischen Gewerk- 
schaften dar. Die Arbeiterbewegung in Japan ist noch sehr jung; sie entwickelte sich 
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vorerst unter dem starken Einflusse Englands, später der Vereinigten Staaten. Sie 
‚spiegelt in sich, außerdem, der richtigen Bemerkung des Verfassers gemäß, die Ein- 
"wirkung der russischen Revolutionen 1905 und ı917 ab. Manche Seiten dieses Kapi- 
tels sind einer Aufklärung der Rolle und Bedeutung des japanischen Reformismus 
"und dem Leben der Arbeitermassen Japans, wie auch der Frage eines Schwergewichtes 
‚des lokalen Reformismus in der Welt und der Stillozeanischen Arbeiterbewegung ge- 
widmet. Der Leser findet auch ein ausführliches Verzeichnis der japanischen Prole- 
‚tarierpresse, der Gesellschaften, Vereine und eine kurze Charakteristik derjenigen Or- 
ganisationen Japans, die sich das Ziel einer Unterdrückung der japanischen Arbeiter- 
'massen stellen. Der Verfasser beschäftigt sich nebenbei sehr viel mit dem Heldentum 
des japanischen Proletariats, welches ı2 Stunden täglich arbeiten muß, keine Ahnung 
‚von einer Sozialversicherung hat und die Nachtarbeit der Kinder und Frauen jetzt 
noch beibehält. 
Im letzten Kapitel, welches ein nötıges Nachschlagebuch der japanischen Arbeiter- 
bewegung darstellt, versucht der Verfasser die zahlreichen zerstreuten Ziffern, Daten 
und Tatsachen aus der Geschichte der japanischen Arbeiterbewegung in ein System 
"zu ordnen, sie in Perioden zu verbinden und endlich die wichtigsten Hauptmomente 
im Kampfe des japanischen Proletariats anzumerken. 

Prof. Petrow löst trefflich seine Aufgabe. Im Rahmen der ı82 Seiten gibt er in 
seiner Darstellung eine Menge wissenschaftlichen Materials der heutigen japanischen 
Wirklichkeit und erleichtert durch das ausführliche Literaturverzeichnis der japa- 
nischen, russischen, englischen, deutschen und französischen Arbeiten, das am Schlusse 

des Buches beigegeben ist, wesentlich ein eingehendes Studium dieses interessanten 
" Gegenstandes. 


K. HAUSHOFER: 
LITERATURBERICHT ÜBER DEN INDOPAZIFISCHEN RAUM 


An erster Stelle begrüßen wir (nachdem wir sie 
in ihrer rein kulturgeographischen Bedeutung 
schon mehrfach gewürdigt haben), die geopoli- 
tische Leistung, in W. Tuckermanns Forschungen 
über die Frage der Einschmelzung romanischer 
Kulturdecken über Kolonialgrund durch anglo- 
amerikanische Kultur, Macht und Wirtschaft in 
Kanada und den Philippinen. 

Walther „Die Philip- 
pinen.“ Leipzig, B. G. Teubner; 1926; wird 


Tuckermann: 


durch die Begleit-Erscheinungen des General- 
gouverneurwechsels der wichtigen Tropen-Inseln- 
Gruppe — in ihrer Zerrung zwischen ihrer malai- 
ischen Rassenunterlage, spanischer und ameri- 
kanischer Kultur- und Wirtschaftspolitik und 
südost-asiatischer Selbstbestimmungsbewegung — 
erneut bedeutsam: als ein wichtiger, auf knappen, 
aber gehaltvollen 128 Seiten das ganze Problem 


aufrollender Führer. Die Philippinen waren seit 
Ferdinand Blumentritts wunermüdlicher Arbeit 
etwas außer Kontrolle der deutschen Wissenschaft 
gekommen; und inzwischen hatte sich die mit 
großen Mitteln dort arbeitende amerikanische 
Kulturpolitik des Arbeitsfeldes so ausschließlich 
bemächtigt, daß alle Welt, mit Ausnahme der 
Monsunländer, die Zukunft der Inseln mit ihren 
fast 300000 Qkm reichster Tropenböden, und 
ı2 Mill. Brillen sah. 


Nur die Streitigkeiten der Amerikaner unter- 


E. durch amerikanische 


einander gewährten noch Einblicke in Alles das, 
was unter der amerikanisierten Decke gärte. 
Gegenüber einer so unhaltbaren Abhängigkeit 
von fremdem Schrifttum schafft Tuckermann Wan- 
del. Nach einer auf ı5 $. prächtig zusammen- 
geschürzten Landeskunde, einem Überblick über 
Entdeckungs- und Siedlungsgeschichte, gibt T. 
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(den schärfsten Anforderungen Spethmanns an 
Dynamik einer solchen Landeskunde mit kultur- 
politischem Endziel genügend), eine Einführung 
in Kultur-, Macht- und Wirtschaftsfragen der 
Philippinen gegenüber ihrem amerikanischen Vor- 
mund bis in die jüngste Zeit. Die Tatsache, wie 
dünn und zerreißhar die Kulturdecke einer Herren- 
schicht bleiben muß, die sich uur auf geistlichen 
Einfluß und Großgrundbesitz gründet, und .die 
Gefahr, die aus einem Ineinanderfließen von 
Rassen- und Klassengegensatz entsteht, werden 
„Die Philippinen sind ein Land der 
Probleme“. Gewiß! 
Stelle geradezu als das Manometer der Monsun- 


freigelegt. 


Wir haben sie an anderer 


länder bezeichnet. Über eine Negrito-Bevölkerung 
im Innern schob sich die malaiische Wanderung, 
hier nur im südlichen Teil von der Welle des 
Islam erreicht, dann von der Christianisierung 
überflutet — die hier den Islam überholte. Darüber 
schiebt sich die dünne, romanische, spanische 
Herrenkultur. Erwachendes Selbstbestimmungs- 
leben hatte sie fast schon zerrissen, als die über- 
legene Gewalt und Wirtschaftsmacht der Ver. 
Staaten 1898 ins Spiel trat, nun die Inseln mit 
einer angelsächsischen Kultur- und Verkehrsdecke 
überzieht und in ihr Wirtschaftsnetz einspinnt. 
Aber unter allem lebt die malaio-mongolische 
Eigenart weiter, zum Durchbruch bereit, von 
einzelnen amerikanischen politischen Strömungen 
gefördert, von andern, wie der offiziellen Schule 
der Generalgouverneure, zurückgedämmt, viel- 
leicht erst recht aufgestaut. In dieses ganze Kraft- 
feld führt — auch die Literatur bis auf die jüngste 
Zeit sichtend — Tuckermann ein, und gibt so 
ein Muster, wie geraume Zeit außer Kontrolle 
mitteleuropäischer Wissenschaft geratene Erd- 
räume mit einem machtvollen Ruck wieder unserem 
Einblick bloßgelegt und überschaubar gemacht 
werden können. In dieser Richtung -sind T.’s 
Philippinen ein Vorbild für den Zusammenbau 
kulturgeographischer und geopolitischer Arbeit 
auf engstem Raum. Nur eine gute Kartenbeigabe 
erscheint zu Darstellungen von solchem inneren 
Range eigentlich unerläßlich! Cewiß wird man 
mit Recht darauf hinweisen, daß für eingehendes 
Durchpflügen der Atlas, die Spezialkarte doch 
unentbehrlich sind. Aber solche Bücher sollen 
doch auch weitere Kreise erfassen, sie zu geo- 
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graphischer Betrachtungsweise erziehen, sie alsı 
Leser heranholen. Und diese werden nach unse 
Erfahrung durch suggestive Karten, sei es a | 
dem Umschlag, oder sogar im Vorsatzpapier zweck- 
mäßig ergriffen, auf die Bedeutung der behan-; 
delten Frage aufmerksam, so daß in solchen: 
Fällen Verlags- und Verfasser-Zweck mit einem: 
wissenschaftlichen Erziehungsziel zum Karten-; 
sehen durchaus Hand in Hand gehen würden. 
Die Tatsache, daß Führer der mitteleuropäischen 
Arbeiter sich persönlich von den geopolitischen 
Gefahren, Nachteilen und Vorzügen derüberstürzten! 
Industrialisierung der Monsunländer während des 
Krieges und seither und ihren Folgen für sie 
selbst überzeugen, scheint so wichtig, daß wir 
das erste, uns bekannt gewordene Ergebnis einer 
solchen amtlichen Erkundungsfahrt hier an 2. Stelle 
anführen: Karl Schrader und Franz Josef 
Furtwängler: „Das werktätige Indien, 
sein Werden und sein Kampf“. Auf Grund 
der Indienreise der deutschen Textilarbeiter-Dele- 
gation. Berlin, 1928. Deutscher Textilarbeiter- 
Verband. ı Karte, 32 Bilder. Das Werk dient: 
natürlich in erster Linie der Soziologie der gewerk- - 
schaftlichen Arbeiter-Organisationen Indiens, nur : 
gibt es richtiger Weise zuerst auf 140 Seiten 
eine geopolitische, dynamische Einführung zu 
indischer Landeskunde von ganz vortrefflichem 
Wurf. Der Reiseweg hat wesentlich durch Städte, 
die Haupt-Textil-Landschaften und über das 
schwerindustrielle Jamshedpore geführt, hingegen 
das ganze Indus-Tal, Assam und Birma, Radsch- : 
putana, die Grenzmarken und wichtige, weite : 
Agrarlandschaften begreiflicherweise unberührt ge » 
lassen. Dadurch ist aber der Eindruck von einer ' 
größeren Verstädterung Indiens entstanden, als 
der Wirklichkeit entspricht, und einige bedeut- - 
same Kulturgeographische Züge fehlen dem auf- : 
tragsgemäß das Materielle, Soziologische, Bevölke- 
rungswissenschaftliche betonenden Bilde. Mit die- 
ser Einschränkung ist es aber ausgezeichnet. 
Welcher ungeheure Fortschritt liegt darin, daß 
die Verfasser nicht von papierenen Maximen aus- 
gehen, sondern von dem Boden, dem Lebensraum, 
wie er durch vorbereitende Studien erfaßt werden 
kann und sich dann dem Auge zeigt: und daß 
sie ihre Arbeiterleser auch auf diesem Wege, 
vom Wesen des Lebensraumes und seiner Eigen- 


art ausgehend, zum Gegenstand ihres besonderen 
Anteils hinführen. Auf keine andere Weise kann 
von hüben und drüben der Weg zur Volks- 
gemeinschaft und gemeinsamem Ringen um Er- 
haltung gewonnen werden; denn er muß doch 
auf der festen Grundlage erdkundlich erweis- 
barer, von beiden Seiten anzuerkennender Tat- 
sachen und Eindrücke beginnen. Diese Gesamt- 
haltung hebt das „Werktätige Indien“ der V. 
über andere Quellen empor und begründet seine 
nachdrückliche Empfehlung an dieser Stelle, auch 
für Leser, denen der eigentliche Zweck des 
U. Teils, die Entwicklung der indischen Arbeiter- 
bewegung, namentlich in der Textilindustrie, fer- 
ner liegt. So sind es in erster Linie das Inein- 
anderfügen von Landes- und Volkskunde mit 
‚geschichtlicher Erfahrung auf den ersten 60 Seiten 
für den denkenden Arbeiter, die kluge Auswahl 
des Wesentlichsten über Staat, Verwaltung und 
Finanzen, der Umriß der indischen Volkswirt- 
schaft, die Erfassung der politischen Bewegung, 
mit der, wir uns hier auseinandersetzen müssen. 

Glänzend ist z. B. auf S. 83 und 84 das Wesen 
"der indischen Bodenwirtschaft erörtert: Autarkie 
und dennoch — infolge fremder Einmischung in 
"das Wirtschaftsystem, der Beutewirtschaft — jene 
Unterleistung, aus der heute noch die einst in der 


Verkehrsunvollkommenheit begründeten Hungers- 


nöte und Bevölkerungskrisen mit ihrer furcht- 
baren frühen Sterblichkeit entspringen. „Ein freies 
Indien ist die größte Hoffnung der Menschheit...“ 
(8. 84). Es ist gewiß keine Kleinigkeit, auf 12 Seiten 
dem Industriearbeiter, dem verstädterten Men- 
schen das Wesen der indischen Landwirtschaft 
so klar zu machen, wie das hier gelingt! Gut 
herausgehobene Zahlengruppen wechseln mit leb- 
haften persönlichen Eindrücken und Zeugnissen 
indischer Eideshelfer, um der Schilderung jede 
Monotonie zu nehmen, den Leser fortwährend in 
Fühlung mit seinem Führer einerseits, im land- 
schaftlichen Bild andrerseits zu halten. Vortreff- 
lich gewählte Citate geben Farbe, wo die Palette 
der V. nicht ausreicht, oder aus Schonung zurück- 
gehalten wird, wie auf $. 114— 116 und 145—47- 
Das ganze Buch sprüht Temperament; und damit 
hängt natürlich die Fähigkeit der V. zusammen, 
dem Werdenden, der Dynamik — nicht nur auf 
ihrem Sondergebiet — gerecht zu werden! Wie 
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erst, wenn sie — statt nur mit dem schon dem 
Leben ferner gleitenden Gandhi und ihren engeren 
Fachgenossen — auch mit Das, Sarkar, Brij Narain, 
Mukerjee zusammen gekommen wären! Außer- 
ordentlich wertvoll sind die indischen Haushalts- 
pläne: nicht leicht zu erlangen, was ich von 
meinen eigenen Versuchen mit japanischen Klein- 
bauern-Haushaltsausgaben her wohl zu beurteilen 
weiß. Aber schließlich ist diese Art des Abfangens 
der Lebenserscheinungen da, wo sie aus dem 
Boden wachsen, die einzige verläßliche, um Tat- 
sachen zu gewinnen, ehe sie in ihre wirtschafts- 
theoretischen Mäntelchen geschlüpft und appretiert 
sind. Darin liegt der große Wert der von den 
V. unmittelbar erlangten und kritisch gewerteten 
indischen Angaben. Aus ihnen konnten solche 
Höhepunkte gewonnen werden, wie der Vergleich 
des indischen mit dem europäischen Frühkapitalis- 
mus (S. 256—259), der, ebenso wie die Sonder- 
betrachtung über die Arbeitsleistung des indischen 
Arbeiters, gerade deshalb größte geopolitische 
Bedeutung hat, weil er von unbeeinflußten Sach- 
verständigen stammt. Es ist unmöglich, im Rahmen 
dieser Besprechung den 450 $. gerecht zu werden; 
sie erschließen weit über ihren eigentlichen Zweck 
hinaus — gleichviel, ob man die politischen und 
sozialen Überzeugungen der V. teile oder nicht — 
Beobachtungen über die Dynamik des indischen 
Arbeiterlebens und werdenden Industriebetriebs 
aus erster Hand. Jede Farbenbrechung durch 
fremde Interessen fällt weg, die bei so vielen ande- 
ren Indienbüchern dazwischentreten; die V. sind 
von heiligem, sittlichen Ernst und höchstem 
Rassenverantwortungsbewußtsein getragen. 

In letzter Stunde vor dem Abschluß des Lit. 
Ber. VII/28 geht uns zu: Asiaticus: „Von 
Kanton bis Shanghaı 1926— 1927“. Wien- 
Berlin 1928, Agıs Verlag: ein außerordentlich 
interessanter Versuch, die Dynamik des Vorstoßes 
von Kanton über Wuhan nach Norden in China 
aus rein zeitgeschichtlicher Arbeit im Dienste der 
chinesischen Nationalrevolution so ähnlich erfaß- 
bar zu machen, wie das vorstehende Werk die 
indische Arbeiterbewegung; oder Gustav Amann 
in „Sun Yat sens Vermächtnis“ die Seelen- 
stimmung Südchinas. Der V. steht auf kommu- 
nistischem Boden und führt die Sache der K. P. Ch; 
er ist also Partei; aber unter seinen Schilderungen 
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befinden sich Kabinetstücke von großem geopoli- 
tischen Wert. Nur ist es nicht ganz leicht, sie 
aus dem sehr eng und unübersichtlich gedruckten 
und leider kartenlosen Buch herauszuholen. Für 
eine Darstellung von solcher politischer Tragweite 
müßten die Mittel zu den notwendigen Karten 
aufgewendet werden, ohne die gerade eine so 
temperamentvolle Tagesjournalistik nur von einem 
kleinen Kreis von Eingeweihten verfolgt werden 
kann, an den sie sicher nicht in erster Linie 
appelliert. Wir kommen auf das Buch zurück. 


Sun yat sen. Aufzeichnungen eines chinesischen 
Revolutionärs. Herausgegeben und eingeleitet 
durch eine Darstellung der Entwicklung Sun 
‚yat sens und des Sunyatsenismus von R. A. Witt- 
fogel. Wien-Berlin Agis-Verlag 1927. 

Der Schwerpunkt dieser fesselnden, stark persön- 
lichen und temperamentvollen Darstellung, die 
von vornherein zugibt, politisch einseitig einge- 
stellt zu sein, liegt nicht in der an sich sehr dan- 
kenswerten Zusammenstellung und Übersetzung 
der Aufzeichnungen von Sun selbst, — die gro- 
Benteils englisch und russisch schon zugänglich 
waren, und über deren eigentlichen Sınn die chi- 
nesischen Schriftgelehrten und Volksmänner noch 
lange streiten werden, — sondern in dem küh- 
nen, in allen wesentlichen Zügen aber geglückten 
Deutungsversuch des großen Revolutionärs durch 
Wittfogel selbst.: Wer immer an die Persön- 
lichkeit von Sun herantritt, muß sich darüber 
klar sein, daß er in rastlosen Wandlungen Revo- 
lutionär durch und durch bis an sein Ende war 
und dabei eine ungeheure Entwicklungs-Spannung 
durchschreiten mußte, die von der Anschauung 
und Gedankenwelt eines Thomas Münzer und Sten- 
ka Rasin durch alle Stadien bürgerlicher Revolu- 
tionsreife bis an die Schwelle des Leninismus her- 
anführte. Es ist begreiflich, daß bei dem Ver- 
such, eine so vielfältig schillernde und_so mäch- 
tig ausstrahlende Persönlichkeit auf 150 Seiten 
nicht nur biographisch, sondern auch als ideen- 
tragenden Typ zu schildern, nicht alle Linien 
gleichmäßig verfolgt werden können. Es wäre ein 
Wunder, wenn bei dieser Notwendigkeit des Aus- 
wählens nicht solche Entwicklungslinien zurück- 
treten würden, die Wittfogel in sein politisches 
Weltbild weniger hineinpassen. Dazu gehören das 
Zurücktretenlassen der bei Sun sehr starken .na- 
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tionalistischen und panasiatischen Linie, die vor 
allem in seinem berühmten Brief an die politi- : 
schen Führer Asiens aus der Zeit des Kriegsbe- - 
ginns 1914 hervortritt. In diesem Brief, der bei i 
der Plünderung seines Gepäcks in fremde Hände : 
fiel, dessen Empfang durch Graf Okuma nachge- . 
wiesen ist, ‘zu dem sich vor allem der in solchen ı 
Dingen rückhaltlos ehrliche alte japanische Demo- - 
kratenführer Inukai bekannte, hat Sun die Japa- - 
ner zum Eingreifen an der Seite der europäischen ı 
Zentralmächte zur Befreiung Asiens aufgefordert ! 
und ihnen dafür die Gefolgschaft Jung-Chinas zu- - 
gesagt. Wenn Sun bis zum Zusammenbruch der ' 
Hundert Tage des Reformkaisers Kwang-hsü 1898 ! 
ähnliche Gedankenwege gegangen ist, wie der ' 
später einsam und vergrämt gestorbene Kang- - 
yu-wei, so wird man ihm das weniger verübel» ı 
dürfen, als die Tatsache, daß er dem als Verräter ° 
doch hinlänglich erprobten Yüan-shi-kai noch ein ı 
zweitesmal in einer großen Schicksals-Stunde sei- 
nes Lebens traute. Menschenerfahrung und unver- 
wüstlicher Idealismus haben bis in sein letztes Le- : 
bensjahr ein unentschiedenes Ringen um die Seele : 
Suns geführt; nur sein letztes Gesicht verrät deut- : 
lich genug, daß eine tiefe Resignation zuletzt ge- - 
siegt hatte. Hauptsächlich wegen dieses Aufschlus- - 
ses haben wir die Totenmaske in der Zeitschrift : 
für Geopolitik gebracht. Wenn wir uns aber mit : 
Wittfogel über das auf 20 Seiten behandelte Er- 
be Suns auseinandersetzen sollen, müssen wir doch 
betonen, daß gerade Chiang-kai-shek eine der we- 
nigen Persönlichkeiten ist, die Sun selbst noch bei 
Lebzeiten ausgewählt hat, denen er bis zuletzt : 
vertraute; und daß Sun gerade in den von Witt- 
fogel mit Recht hervorgehobenen Wandlungen 
sich niemals als so starrer Doktrinär erwiesen hat, . 
daß man ihm zutrauen könnte, er sei fähig ge- 
wesen, um parteipolitischer Haarspaltereien wil- 
len im entscheidenden Augenblick den Siegeszug 
seiner eigenen Streitkräfte fast vor den Toren von 
Peking zum Zusammenbruch zu bringen. Wahr- 
scheinlich hätte ja sein Einfluß auf die lawinen- 
artig gewachsene Massenorganisation durchaus ge- 
nügt, um nach dem Fall von Peking eine einsei- 
tige militärische Entartung des jungchinesischen 
Sieges zu verhindern. Aber sicher ist doch, daß 
der erste Verrat unter den Erben Suns von der 
Gruppe um Borodin und die anderen streitenden 


f), 


"getan haben, Rückschläge darauf sind; daß die 
russischen Berater eben nicht in erster Linie den 


Fr 


‚Chinesen zur Freiheit verhelfen wollten, son- 


‚dern den Ablegern der kommunistischen Zellen- 
organisation in ihren Reihen zur Macht! 


Dr. Friedrich Otte: „China. Wirtschaftspoli- 


A 


_ tische Landeskunde.“ Gotha. Justus Perthes 1927. 


 Ergänzungsheft Nr. 194 zu Petermanns Mittei- 
‚lung. Mit einer Vorrede von Karsung Chang. 


Mit 6 farb. Tafeln und einer Karte. 


„Ich behaupte nicht, über dem gesamten Stoffe 


_ zu stehen; es gibt keine Sinologie, die dem, der 


sich ihr widmet, Einblick. und Überblick über 


‚alles Chinesische verleiht, ebensowenig, wie es 


eine Europäologie gibt. Deswegen habe ich auch 
bewußt darauf verzichtet, etwa durch einige ver- 
schwommene geopolitische Redensarten Kenntnis- 
se und. Einblicke anzudeuten, die ich nicht be- 


sitze.“ Trotz dieser dem Vorwort des Verfassers 


r 


entnommenen Einschränkung mit der kleinen 
Spitze darin stellen wir die wirtschaftspolitische 
Landeskunde von China, (in ihrer Konzentration 


und Ausstattung eine der schönsten Nachkriegs- 


leistungen des Perthes-Verlags) unter den Ergän- 
zungsheften zu P. M. — gerade in der Reihe der 
geopolitisch bedeutsamen Erscheinungen aus dem 
indopazifischen Raum sehr hoch. Denn allerdings: 
in: so weiter. Auffassung gibt es keine Sinologie, 
so. wenig wie eine Indologie oder Europäologie, 
aber dennoch ein starkes Bedürfnis, das über Chi- 
na, aber auch Indien, Europa, Asien Wissenswerte 
für Europäer als Chinakunde, für Asiaten, Japa- 
ner, Chinesen als Europakunde nach großen, dann 
allerdings notwendig geopolitischen Gesichtspunk- 
ten zusammenzufassen. Und für solche Zusam- 
menfassungen sind Arbeiten, wie die von Otte, 
die allerwertvollsten Hilfsmittel; selbst sie kom- 
men, wie wir aus ihrem eigenen Aufbau leicht 
nachweisen können, über gedrängte Schilderungen 
der natürlichen Landschaftsgrundlage, ihres wirt- 
schaftspolitischen Baus nicht hinweg; einige Sei- 
ten mehr in dieser Richtung, wie etwa später in 
den regionalen Schilderungen darangewendet, wür- 
den dem gründlichen Leser ersparen, daß er doch 
noch eine Landeskunde mit ihren physischen Un- 
terlagen heranziehen muß. Gerade auf S. 20—25 


‘  HAUSHOFER: LITERATURBERICHT ÜBER DEN INDOPAZIFISCHEN RAUM 


 Häupter in Hankau ausging; daß Alles, was mit- 
lerer und rechter Flügel der Kuomintang seither 
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gibt V. in seiner Schilderung der Siedlung und 
Wanderung ein Musterbeispiel, wie dieses Pro- 
blem in eine kurzgefaßte Chinakunde eingefügt 
werden kann, obwohl sicher niemand auf den Ge- 
danken kommt, das chinesische Wanderproblem 
auf 5 Seiten erschöpfend behandeln zu wollen! 
Gerade bei dem Reichtum eines so gedrängten 
Werkes, das Zeile für Zeile gelesen werden muß, 
können wir uns deshalb gern auf diejenigen Stel- 
len beschränken, in denen uns geopolitischer An- 
schauungsstoff mit den Mitteln der wirtschafts- 
politischen Landeskunde besonders nahe gebracht 
wird. $S. 6 handelt von dem „natürlichen Zellen- 
organismus, der uralten Kreiseinteilung (Hsien), 
deren Selbstverwaltung in wachsender Bedeutung 
neu belebt wird“. Anders nennt die Geopolitik 
einen solchen Vorgang auch nicht; nur vermit- 
telt sie gern, wie auch für den folgenden Arti- 
kel 3 mit seiner Aufzählung der Provinzen, eine 
geographische, bodenbestimmte oder erdgegebene 
Vorstellung dazu; wie etwa in Japan den Aufbau 
der Gaue aus wabenartig aneinander gefügten 
Flußeinzugsgebieten. Auch für die chinesische 
Ländereinteilung wird übrigens vom V. wenigstens 
für den Süden eine starke natürliche Struktur zu- 
gegeben. „Die Wirklichkeit ist zur Zeit von obi- 
gem Programm sehr weit entfernt.“ Einverstan- 
den, noch weiter aber vielleicht ist sie entfernt 
von der Anwendungsmöglichkeit westeuropäischer 
Wirtschaftstheorien! „Trotzdem hat man kein 
Recht, an der Zukunft Chinas und der Chinesen 
zu verzweifeln... aber so viel darf man wohl be- 
haupten, daß die Formen nicht in der einfachen 
Nachahmung westlicher Vorbilder bestehen kön- 
nen.“ Mit diesem Urteil und der höflichen, aber 
vernichtenden Form, in die der chinesische Staats- 
mann Lo-wen-kan ein ähnliches Urteil brachte, 
kann man nur einverstanden sein. Vortrefflich 
scheint ($. 9) die monumentale Bedeutung der 
Grundsteuer für den ganzen chinesischen Wirt- 
schaftsbau und das Absurde des Gedankens ihrer 
Verpfändung hervorgehoben. Wäre nur eine gleich 
starke Einsicht in die moralische Unmöglichkeit 
der Verpfändung von Lebensnotwendigkeiten des 
ganzen Volkes auch in Mitteleuropa zu finden! 
„Die Finanzkontrolle setzt zweierlei voraus: Wil- 
ligkeit des Objektes und Möglichkeit der Erfas- 


sung. Beide Voraussetzungen fehlen in China.“ 
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Diese Anerkennung bedeutet doch ein Aktivum 
ostasiatischer Volkheit, das weder mit Gold noch 
mit irgendwelcher Zivilisationsanpassung‘ aufge- 
wogen werden kann. Die Fähigkeit des V., das 
Wesen der chinesischen Zölle von Haikwan und 
Liking auf einer Druckseite, den Sinn der Salz- 
steuer und der Salzverteilung im weiten Reich auf 
wenig mehr in allem Wesentlichen vorzuführen, 
seine Bemerkungen über die chinesische Steuer — 
Psychologie, über das Unmoralische des Zusam- 
menbruchs des Luxussteuer-Gedankens unter dem 
Widerstand der Fremden: das alles zeugt von 
überlegener Einsicht in die wirkenden Kräfte Ost- 
asiens. 

Der Gemeinschaftssinn der Chinesen, die Stär- 
ke der Familien- und Interessenverbände, aber 
auch ihre Gefährdung durch die Umstellungen 
scheinen auch uns völlig zutreffend gesehen und 
gezeichnet. Aber trotzdem wir mit dem V. die 
Tragweite der Sommerkrise von 1927 ungemein 
hoch einschätzen, bleibt doch die Befähigung 
zum Zusammenschluß, wenn sie auch allerdings 
vielleicht in ganz andere Bahnen gelenkt wird. 
Aber ($. 29) „die Natur. lebt und webt rhyth- 
misch —*, nebenbei ein durchaus geopolitisches 
Wort, für die Monsunländer noch mehr, als an- 
derwärts gültig, wenn auch allerdings (S. 30) die 
so lang erhaltenen Vorzüge des Rasseninstinkts 
und der Autarkie gefährlicher als jemals bedroht 
sind. Nichts wäre sicher dem V. leichter gewe- 
sen, als seine Wirtschaftscharakteristik der chi- 
nesischen Provinzen zu erweitern, für Szechuan 
der vortrefflichen Arbeiten von Sir A. Hosie, für 
Kiangsi der vorbildlichen Landeskunde von Ge- 
org Wegener, für die Mandschurei der Arbeiten 
des wissenschaftlichen Stabes der ostchinesischen 
Bahn zu gedenken. Aber auch die Seidenkrise 
und die Teekrise — beide so kennzeichnend für 
die wichtigsten Ausfuhr - Überschußgüter von 
einstmals — konnten ja nur gestreift werden. Auf 
S. 43—45 ist die Opiumfrage mit dem Ernst und 
Nachdruck behandelt, der ihr gebührt, und der 
Schleier von viel Heuchelei hinweggezogen. Wenn 
man schon in der Opiumfrage starke und schwa- 
che Nationen scheidet, so frägt man wohl mit 
Recht, wo das Vorbild der starken Nationen 
bleibt? In deren Wirtschaftspolitik bildet der 
Versuch des Abschiebens der Schuld am Mor- 
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phiumhandel auf Deutschland und Japan kein 


Ruhmesblatt, nachdem doch diese Länder „die 
Rohstoffe aus Indien, Persien, Ägypten oder der 
Türkei beziehen müssen, alles Länder, die zum 


britischen Weltreich gehören und unter briti- | 
schem Einfluß stehen“ — mindestens das Völker- 
gift an britischen Kanonen und Wachposten vor- | 
überfahren müssen! Ein düsteres Kapitel ist die | 


Forstwirtschaft, besser als Waldverwüstung zu be- 


zeichnen. Hier setzt das mit Recht für sie ge- 


forderte langfristige Denken bei der sonst so 


langlebigen Rasse aus, zumeist wohl wegen ihrer 


Übervölkerung und des überall waldfeindlichen 
Kleinbesitzes. Noch lenken wir die Aufmerksam- 
keit auf die Konferenzen für Industriepolitik 
(S. 57-58) und auf die Umlagerungen durch die 
Industrialisierung ($. 61, 55). 

Die wichtigsten Ausblicke auf die Arbeiterfrage 
sind auf S. 65—66 behandelt; die Zweischneidig- 
keit der Erziehung einer wirtschaftlich noch so 
unreifen Bevölkerung zum Massengebrauch des 
Streiks tritt scharf hervor. Auf S. 79 blitzt ein 
bitterer Scherz auf: das in tausendjähriger Arbeit 
aufgebaute System der Salzversorgung des weiten 
Reiches gebe einen besseren Einblick in die Volks- 
seele, als die Lektüre des in China selbst wenig, 
in Europa dafür um so mehr gelesenen Tao-te- 
king. Darin liegt eine ernste Wahrheit: der 
Hinweis, an unsere Indologie und Sinologie, unsere 
Philosophie und Kunstwissenschaft, unserem Volk 
nicht die bitter notwendige Einsicht in die Dyna- 
mik einer höchst gegenwärtigen politischen Lebens- 
form durch beständige bengalische Beleuchtung 
Jahrtausende Kulturleis- 
tungen zu verdunkeln! Aber wären die Chinesen 
in ihrer Krise jetzt nicht vielleicht besser be- 
raten, wenn die Jungchinesen statt flacher ameri- 


zwei zurückliegender 


kanischer Universitätsweisheit dritten Ranges wie- 
der etwas mehr von den Spitzenleistungen ihrer 
alten Kultur in sich lebendig trügen? Auf $. 85 
wird die Unvollkommenheit der exakten Landes- 
kenntnis peinlich bloßgestellt, so weit sie im 
chinesichen Kartenwesen zum Ausdruck kommt. 
Immerhin läßt sich, wie die Japaner beweisen, 
in einem Menschenalter darin vieles nachholen. 
Von $. 86 ab wird die Leidensgeschichte der 
chinesischen Eisenbahnen behandelt, die allerdings 
nachgerade zur Groteske wird. Auf $. 103 end- 


N“ 
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wirkt ‘der Nachweis für uns Mitteleuropäer 
schämend, daß China bei aller Zerrüttung seines 
geldwesens einen solchen Staatsbetrug, wieDeutsch- 
E, nach der Revolution, nicht erlebt hat. Im 
Zusammenhang mit dieser Feststellung steht eine 
iberaus feine völkerpsychologische Betrachtung 
über die Einstellung des Chinesen zum Begriff 
and Wesen des Geldes, das ihn auf der einen 
Seite mehr zu knechten scheint als viele andere 
Völker des Erdballs, während er sich andererseits 
m großen Impulsen der Freundschaft und Hin- 
gabe an Ideen außerordentlich großzügig darüber 
zu erheben vermag. Alles in allem ein Buch, das 
für eine zutreffende Urteilsbildung über China 
anentbehrlich ist. 

Dr. Paul Wirz: „Dämonen und Wilde in Neu- 


‚guinea.“ Stuttgart 1928. Strecker & Schröder. 
Mit ı28 Abb. auf Tafeln und ı Karte. 


In dem mühevollen und opferreichen Reiseleben 
des Verfassers im südlichen Teil von Nieder- 
ändisch-Neuguinea ist ein auf diese Weise nie 
mehr wieder zu schaffendes und ohne seine Arbeit 
ınwiederbringliches Stück Völkerleben als Doku- 
inent gerettet. Aber zugleich steht zwischen den 
Zeilen dieses Buches eine furchtbare Anklage 
gegen die Außenstellen der beteiligten Kolonial” 
verwaltung und die sie beratenden Missionen, die 
ın wenigen Jahren eine solche Zerstörungsleistung 
an einem ursprünglichen und wohl erhaltens- 
werten Naturleben vollbracht haben. Sie stehen 
lamit gewiß nicht allein: die schweifenden Men- 
schen der Küste, die Malayen, haben an der Zer- 
störung der nach den Binnenlandschaften abge- 
drängten Menschen des Innern schon vorher 
hren redlichen Anteil gehabt. Aber so vollständig 
selang das Zerbrechen künstlerisch keineswegs 
seizloser Frühkulturansätze, die Dezimierung der 
sünftigen Arbeiterscharen einer durchaus mög- 
ichen Tropenkultur der Großinsel Neuguinea 
loch nur durch die überlegenen technischen 
Mittel der Zivilisation. Gewiß zeigen uns ja die 
nit unendlicher Geduld und sehr schwankender 
imtlicher Hilfe unternommenen Anläufe von Wirz, 
wie auch anderer Forscher (Behrmann!), wie 
chwer es ist, das Vertrauen der Papua, wie auch 
onst der negritoartigen Stämme des Innern in 
ropischen Inseln und Halbinseln zu gewinnen. 
\ber ein Mann, wie Detzner, hat doch durch 
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die ganze Dauer des Weltkrieges mit ihnen zusam- 
men leben können; und auch er schildert sie, 
wie Wirz, als ein durchaus bildungsfähiges Roh- 
material. Nach den Aufschlüssen, die wir aus den 
verdienstvollen Schilderungen Wirz’ mit ihrer her- 
vorragenden künstlerischen Gestaltungskraft ge- 
winnen, müssen wir die Ureinwohner geopolitisch 
verloren geben, wenn nicht in später Zeit eine 
Erneuerungsbewegung, wie bei den Maoris, die 
christianisierten Reste ihrer Stämme mit neuem 
Leben erfüllt. Dann aber wird, was sie selbst 
kulturell hätten gestalten können, als Kuriosität 
in anthropologischen Museen stehen, und ihr 
rhythmisches Gefühl wird verloren sein, bestenfalls 
etwa wie die Tänze von Balı und Java in fremd- 
artigem Ausputz der nach neuen Sensationen 
lüsternen europäischen Tanzdielen nachklingen! 


J.B. Aufhauser: „Meine Missions-Studien- 
fahrt nach dem fernen Osten.“ München 
1928. Dr. Frz. A. Pfeiffer Verlag. 82 Abb. 


„Wer niemals über den Suezkanal hinausgekom- 
men, kann sich schwerlich eine lebenswahre Vor- 
stellung der ostasiatischen Verhältnisse machen.“ 
Der Inhaber eines katholischen Lehrstuhles für 
Missionswissenschaft, der in der tollsten Inflations- 
zeit, von seinem Vaterlande mit ganzen 34$ 
unterstützt, zu einjähriger Weltwanderschaft im 
Vertrauen auf die großartige, weltumspannende 
Hilfsbereitschaft der Kirche in unvoreingenom- 
menem Beobachtungswillen ausfuhr, mußte mehr 
nach Hause bringen, als nur reichen Stoff für 
seinen Lehrstuhl. Er hat der Erdkunde, der Geo- 
politik, der Zeitgeschichte gleichfalls vieles zu 
sagen, wenn es auch erst als Nebenfrucht der 
Haupternte herausgeschält werden muß. Zu den 
unmittelbaren Erträgen gehören die ausgezeich- 
neten Bilder von Andächtigen in den verschiedenen 
religionsgeographischen Räumen, wie Abb. 7, 22, 
27, 44, die man gern aus dem sicher reichen 
Schatze der Aufnahmen vermehrt sehen würde. 
Mittelbar sind für den Geographen einige der 
wertvollsten Ergebnisse die zusammengefaßten 
Ausführungen über Verbreitung, Zahlen und 
Widerstandskraft des Islam (S. 39 ff), mit seinen 
etwa 239 Mill. Bekennern, bei nur etwa 100000 
(?) durch die christliche Missionstätigkeit ihm 
Abgewonnenen. Um so höher ist, bei so klarem 
Einblick in die Probleme der Mohamedaner- 
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mission, die ausgezeichnete, gedrängte, anerken- 
nende Schilderung der El Azhar-Moschee in Kairo 
zu schätzen, die sich, als Zeugnis eines wirklich 
Sachverständigen, durch ihre wissenschaftliche 
Toleranz sehr vorteilhaft von manchen abfälligen 
Globetrotterdarstellungen abhebt ($. 19 u. 20). 
Die kurze Schilderung des Seminars Leo XIII. in 
Kandy ($. 93 ff.) wird dem geopolitischen Weit- 
blick des Papstes gerecht, der gegen den Wider- 
stand der damaligen Bischöfe an dem einheit- 
lichen aus den örtlichen Streitigkeiten Indiens 
herausgerückten Ausbildungsziel festhielt, und 
darin durch die spätere Entwicklung des indischen 
Problems und die Blüte der eingeborenen Kirche 
glänzend gerechtfertigt „Selbständig- 
machung und wurzelhafte Einfügung der Kirche 
in die dortigen Völker und Kulturen“ (S. 133) 
ist ganz sicher in den Monsunländern der einzige, 


wurde. 


auf die Dauer erfolgversprechende Weg. 

Wenn der ost-erfahrene Bischof von Taiku den 
Gedanken äußert, „daß in 20 oder 30 Jahren die 
Europäer drüben im Osten ihre Rolle ausgespielt 
haben“, wenn Monseigneur de Guebriant 1921 
beklagt, falls es den Franzosen nicht gelänge, in 
einem Jahrfünft eine anamitisch-französische Misch- 
kultur zu schaffen, werde Indochina rettungslos 
wieder chinesich werden, so gibt ihnen nach 
Aufhauser „die heutige Entwicklung schon bis 
zu einem gewissen Grade recht“, und wir stim- 
men dem erfahrenen Religionsgeographen völlig 
bei. 

Eine lange sympathische Betrachtung ist dem 
in seiner Art wundervollen heiligen Bezirk für 
Opfer-Riten gewidmet, den sich das alte kaiser- 
liche China südlich des mächtigen Stadttores, 
um den Himmelsaltar, erbaut hatte, und den 
Jungehina nun verfallen und verkommen läßt. 
Die Quittung dafür wird dem einst himmlischen, 
nun auf dem Wege der Materialisierung und 
Rationalisierung mit Siebenmeilenstiefeln, im ame- 
rikanischen Tempo, aber ohne die amerikanische 
Ellenbogenfreiheit fortschreitenden Reiche nicht 
erspart bleiben. Vorsichtig und sparsam, wo sie 
verfänglich sind, mit klug gewählten Zitaten aus- 
gedrückt, sind die eigenen Werturteile dem Buche 
eingefügt. Besonders reizvoll ist die Kritik der 
chinesischen Erziehungsgeschichte durch Liu Giuen 
v. 8. 206— 214, auch in dem, was der Zitierte 
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Sozialreformertätigkeit des Wang-An-Shi und seinen 
Zeit. Dann folgt ein wertvoller Überblick über 
das neuchinesische Erziehungswesen und der: 
Wettbewerb des Auslands darin, mit sehr deut4 
lichem politischen Propagandahintergrund, in desx 
sen Schatten nur zum Glück die wachsende Mach: 
des amerikanischen Katholizismus das französisch 
Monopol für katholische Lehranstalten in China 
durchbricht und an dieser Stelle ein künftiges 
Reibungsfeld vorbereitet. Die Stärke der natio: 
nalen Betätigung der studierenden Jugend in 
allen Monsunländern, auch in ihren breiten Massen! 
fill dem Beobachter auf. Die Stärke der Selbst- 
bestimmungsbewegung läuft dieser Tatsache paral- 
lel! — So enthält J. B. Aufhausers Missions- 
studienfahrt, ganz abgesehen von ihrem eigent- 
lichen Zweck, auch eine Fülle von geopolitisch 
wertvollen Beobachtungen, die zu verständnis- 
voller Auslese aus seinen Wanderaufzeichnungen 
empfohlen werden. 

Admiral G. A. Ballard: „Rulers of the 
Indian Ocean.“ London, 1927. Duckworth. 
ı Karte, 16 Bilder, ist, im Gegensatz zu der fried- 
lichen Missionsfahrt ein durchaus imperialistisches. 
aber geopolitisch aufschlußreiches Bekenntnis de: 
Verfassers von „America and the Atlantic“ und 
„The Influence of the Sea on the political his- 
„Es ist im Grund der Herrer 
eigner Geist, in dem die Zeiten sich bespiegeln“ 
Das gibt dieser Geschichte des Seeherrschafts- unc 
Machtgedankens im Indischen Ozean ihren Wer 
für die Zukunftsprognose. Admiral Ballard ha 
seine Meinungen und Nachrichten aus erster Hand 
sie fesseln uns weit mehr, als das, was er. au 
Büchern zieht, und sei es der arabische Seespiege 
„Mohit“, die schließlich auch andere lesen un« 
ausziehen können. Darum will uns sein erster un« 
sein letzter Abschnitt am wichtigsten scheinen 
und zwischen ihnen alles das, was er aus de 
Geschichte schöpft, um die Versuchung begreif 
lich zu machen, aus der heraus die britische Um 
randungspolitik und der Wunsch entsteht, de, 
Indischen Ozean in ein geschlossenes Reichsmee 
zu verwandeln. Mit der Feststellung dieser Tat 
sache beginnt der Schlußabsatz: „Past consequence 
and present conditions of british supremacy i 
the Indian Ocean“. Hier stehen auf 30 Seite 


tory of Japan“. 


ie in Wirklichkeit stahlharten Gedanken eines 
nes zu lesen, der Chef der Operationsabteilung 
es Admiralstabs war. Dem gegenüber wiegt 
ederleicht, was in Genf oder sonst Menschen- 
reundliches gesprochen oder in drängender Lage 
ber indische Handels- und Kriegsmarine von 
len Tribünen Neu-Delhis beschwichtigend gesagt 
rird. Hier ist der Kern einer Geopolitik des Indi- 
chen Ozeans niedergelegt, so wie die britische 
Marine sie auffaßt, Wort für Wort. Bittere Dinge 
verden darin Frankreich und den Niederlanden 
jesagt. Leise Sorge wegen der malaio-mongolischen 
jukunft und der amerikanischen Gegenwart zuckt 
uf. Aber dagegen wird der Finger auf dem roten 
Markierungskreuz gehalten, das schon Albuquerque 
ind nach ihm Stamford Raffles über der Straße 
'on Malakka bei Singapore in ihren Seekarten 
'ermarkten. „Diego Suaarez steht als leuchtendes 
3eispiel für am falschen Fleck verschwendetes 
seld“. So schreibt Ballard über den eingekapselten 
{riegshafen auf Madagaskar den Franzosen ins 
lammbuch. Aber wie denken Amerika und Japan 
iber das Singapore von heute und die indopazi- 
ische Zukunft von morgen? 
‚An besonders wertvollen geopolitischen perio- 
lischen Nachrichtenmitteln gingen uns in der 
bgelaufenen Literaturberichtsperiode u. a. zu: 
„Japanese Journal of Geology“, Tokio, ist 
vesentlich geologisch-morphologisch gerichtet, 
nthält aber in Band Ill, Nr. 3—4 von T. Ogawa 
ine geopolitisch sehr wertvolle Übersicht über 
las Erdbeben von 1923, und in Band V, Nr. 1ı—2, 
‚on S. Tokuda eine nützliche Übersicht über die 
öchelon-Struktur des japanischen Inselbogens, 
jeide mit suggestiven Karten. 
„Pacific-Affairs“ und „News Bulletin“ 
les „Institute of Pacific Relations“ in 
Jonolulu, deren Mainummer eine gute Darstel- 
ung chinesischer Ansichten über östliche und 
westliche Kultur von Hu Shih, übersetzt von 
2. C. Porter, und Notizen von J. Merle Davis 
iber seine europäische Fühlung bringt, während 
lie Februarnummer Grundsätzliches zum Kultur- 
usgleich zwischen Ost und West, u. a. von 
Vionroe, und Literaturhinweise enthält. 
„Bibliographie Japonaise“ (zur nationalen 
Seschichte Japans), herausgegeben von der japa- 
ischen nationalen Kommission für intellektuelle 
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Zusammenarbeit: Eine Übersicht älterer grund- 
legender japanischer Werke und der "neueren von 

1924, 1925 und 1926 — leider in zu gedrängter 
Auswahl. 

„Far Eastern Review“ — die, ungewöhnlich 
inhaltreich, mit der ihr eigenen Selbständigkeit 
des Urteils ihres unerschrockenen Leiters G. Bron- 
son Rea — in diesem Jahre (April 1928) ihr 
25. Jubiläum feiert. 

Eine höchst bedeutsame Bereicherung des geo- 
politischen Schrifttums bedeutet: „Die Welt um 
Deutschland“. Eine Zusammenstellung der wich- 
tigsten politisch-geographischen Literatur über 
die außerdeutsche Staatenwelt. Leipzig 1927, als 
Heft ı3 der Deutschen Zentralstelle für volks- 
tümliches Büchereiweisen erschienen, die vor allem 
der Schule die Möglichkeit gibt, über das dyna- 
mische Leben auf der Erdoberfläche auf dem 
laufenden zu bleiben. 

Hier sind für das indo-pazifische Gebiet mit 
kurzen, klaren Hinweisen auf das, was der Leser 
darin findet, die wesentlichsten Bucherscheinungen 
zusammengestellt, eine den Lesern der Geopoli- 
tik sehr nützliche Ergänzung! Es ist hier in echt 
volkstümlicher Methode ein politisch-geographi- 
scher, wie geopolitischer Erziehungsweg beschrit- 
ten, den auf streng wissenschaftlichem Boden 
so folgerichtig eigentlich nur in Italien „L’Uni- 
verso“, die dauernd vorzüglich geleitete Veröf- 
fentlichung des Mil. Geographischen Instituts in 
Florenz, in seinen Notizen und Bücherhinweisen 
pflegt, denen nichts entgeht, was dem politischen 
Weltbild italienischer Leser eingefügt werden 
sollte. 

Wenn unsere auch an anderen Stellen für die 
Monsunländer und Amerika erprobte Erfahrung 
richtig ist, daß jeder Raumerweiterung von Dauer 
eine Blüte der politisch-geographischen Bildung 
weiter Kreise vorangehen oder doch mindestens 
gleichlaufen muß, wenn die Massen opferbereit 
mitschwingen sollen, um vorübergehende Glücks- 
fälle zu Dauererfolgen zu gestalten, dann hat die 
italienische Leistung in der Art des „Universo* 
nicht nur wissenschaftlichen Wert, sondern auch 
symptomatische Bedeutung und verdient dauernd 
höchste Beachtung — gerade in Deutschland und 
Mitteleuropa, wo die geopolitische Instinktsicher- 
heit in weiten Kreisen so sehr verlorengegangen ist. 
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Die Aufsätze: „Die Konkurrenz asiatischer Textil- 
tabrikate“, $.371, Nr.22, „Zeitschrift für die ge- 
samte Textilindustrie“ 31. Jahrg. und „Bombay 
gegen Lancashire“, S. 403, Nr. 24, — beide von 
Dr. Ferdinand Grautoff, verdienen auch an dieser 
Stelle besondere Aufmerksamkeit. „Man hat sich 
bei uns sowohl durch die handgeklöppelten chi- 
nesischen Spitzen, als durch die billigen japa- 
nischen Socken überraschen lassen. Das hätte yer- 
mieden werden können, wenn man die Entwick- 
lung der Dinge in China besser und sorgsamer 
verfolgt hätte.“ Man müßte es auch in Japan, 
Indien und an andern rasch industrialisierten 
Stellen tun; wir werden noch viele solche Über- 
raschungen erleben, bis wir den geschulten, hell- 
hörigen Ing.-Kaufmann zu unsern Auslandver- 
tretungen bringen, der solche Dinge zur rechten 
Zeit merkt. Aber es ist auch vom Standpunkt 
der Geopolitik sehr zu begrüßen, wenn die Fach- 
presse unserer großen Industrien wenigstens ihre 
Augen offen hält, wenn sie den Arbeitgebern 
die Verflochtenheit der Weltwirtschaft am eignen 
Fell zeigt, aber auch den Arbeitnehmern, in welche 
Lagen sie sich durch ihr Geschrei von der welt- 
über entgegengestreckten Bruderhand mit ihrem 
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ganzen Dasein, vor allem dem Kulturfaktorbrir 
Denn das Schlimme ist ja, daß die Naßkultı 
der Monsunländer durch ihre jahreszeitliche Häı 
fung der Arbeit, aber auch lange ruhige Ze 
viel mehr Gelegenheit zu Heimarbeitswettbewer 
offen lassen. Es gibt eben leider eine obere Gre nz 
für Soziallasten, die doch alle auf die Gestehung; 

kosten „daraufgehämmert“ werden sollen: die Welt-: 
marktkonkurrenzfähigkeit! Es ist Schleuderware,. 
gewiß; aber die Modeströmung benützt sie gerne;; 
die gediegenere Heimat hat mit ihrer Erzeugung; 
das Nachsehen, und Europa hat die Gefahr ersti 
„mobilisiert“, wie die Aufsätze ganz mit Rechti 
klarmachen. Der Fluchtweg in die Qualitäts-i 
arbeit ist aber durch den schlechter gewordenent 
Geschmack Europas bei raschem Modenwechsel® 
am meisten begrenzt, und so sehen wir in deni 
beiden vorzüglichen Aufsätzen Sypmtome, war-“ 
nende Fanfaren für eine Bedrohung, die erst amı 
Anfang steht. Auch unser Interesse an der Arbeiter 
hebung in den Monsunländern leuchtet wo 

unmittelbar ein. Vielleicht glaubt man uns das: 
„erwachende Asien“ eher, wenn die Industrie aucht 
zu schreien beginnt — und sicher mit Recht! 
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Besprochen in Heft 7 der Geopolitik 


Weltum Deutschland | 


die wichtigste politisch-geogra- 
Phische Literatur über dasindo-. 
pazifische Gebiet. MitCharak- 
teristiken der Bücher und.ein- 
führenden Vorbemerkungen. 
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volkstümliches Bücherei- 
wesen, Leipzig N22. 


Soeben erschien: 


Der Staatsgedanke der deutschen Nation 


Kein Staatsvolk kann fruchtbar leben und wirken, 
ohne neben dem Staatsbegriff eine Staatsidee, den 
bildhaften Staatsgedanken in sich zu erwecken 
und zu pflegen. Von diesem Staatsgedanken als 
einem soziologischen, seelischen Problem spricht 
das längst erwartete Buch des bedeutenden Füh- 
rers und Lehrers der staatsbürgerlichen Bildungs- 
bestrebungen innerhalb des deutschen Volkes. 
Aus der Erkenntnis heraus, daß dieser Staats- 
gedanke als die schöpferische Seele des Staats- 
lebens unserer vom Rationalismus beherrschten 
Zeit weithin unbekannt geworden ist, ergeht die 
Mahnung August Piepers an das deutsche Ge- 
wissen: Dieser Staatsgedanke hat im Weltkriege 
dem deutschen. Volke im Felde und daheim die 
Kraft zur heldenhaften Verteidigung gegeben. Er 
muß uns auch die heldenhafte Kraft geben zum 
Wiederaufbau des seelisch zusammengebrochenen 


Staatsvolkes, zum Ausbau des neuen Volksstaates. 


Von Dr. AUGUST PIEPER 
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Ferner sind in Vorbereitung: 
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Alfred. Vagts. 


Neue politische Dokumente zur jüngsten Geschichte der deutsch-türkischen Beziehungen. Von 
Carl Mühlmann, 
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